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Die Bestrebungen nach Vereinheitlichung des Wechsel­
rechts begannen bald, wenn auch zunächst nur schüchtern, 
hervorzutreten, nachdem dasselbe sich in eine Fülle von 
Partikulargesetzen zersplittert hatte. Denn Jahrhunderte 
hindurch galt das aus den italienischen Handelsgebräuchen 
hervorgegangene Wechselrecht als "usus universaUs ". 
Erst als durch die Ausbildung des Indossaments der 
Wechsel über die Kreise der Bankiers hinaus und 
außerhalb der Messen und Märkte heimisch wurde, be­
mächtigte sich seiner die Landesgesetzgebung in viel­
gestaltiger Regelung. Je mehr aber der Wechsel irrfolge 
seiner in sich gesteigerten Umlaufsfähigkeit den Charakter 
eines bloßen Ersatzes des Geldversandes abstreifte, sich 
zum Kreditpapier entwickelte, Handelsgegenstand wurde 
und in seine internationale Aufgabe eines Ausgleich­
mittels der Zahlungsbilanzen der verschiedenen Staaten 
hineinwuchs, umso fühlbarer machten sich die seiner 
Zirkulation von außen entgegentretenden Hemmnisse der 
abweichenden Gesetzgebungen. Aus dem Wesen des 
Wechsels ergibt sich sein Streben nach Einfachheit 
und Einheit der gesetzlichen Normen. Von ihm gilt 
in erhöhtem Maße, was über den Handel im allgemeinen 
gesagt ist, nämlich, daß seine Operationen wesentlich 
international seien, und der Konflikt der Gesetze ihm nur 
wenig feindlicher entgegenstehe als ein Konflikt der 
Staaten selbst. 

Aber erst im Jahre 1847 führte diese Rechtszerrissen­
heit zunächst in Deutschland, wo sie besonders klar durch 
den Bestand von schließlich 56 auf den verschiedensten 
Systemen beruhenden Wechselordnungen in die Erschei­
nung getreten war, zur Schöpfung eines einheitlichen 

M e y er, Weltwechselrecht. 

Geschichte der 
Einheits­

bestrebungen. 
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Rechtes. Unter Zugrundelegung des preußischen Entwurfes 
von 1U47 ging es aus gemeinsamen Beratungen von 
Sachverständigen des Handels und Juristen in Leipzig 
und später in Nürnberg hervor, anfangs als gleich­
lautendes Landesgesetz in den einzelnen Staaten, seit dem 
16. April 1871 als deutsches Reichsgesetz, ein glänzender 
Beweis für die Möglichkeit der Rechtsverschmelzung. 
In Elsaß-Lothringen erfolgte die Einführung der deut­
schen Wechselordnung durch Gesetz vom 19. Juni 1872, 
in Helgoland durch Verordnung vom 22. März 1891. 
In Österreich wurde dasselbe Gesetz am 25. Januar 1850 
publiziert.!) 

Einige Zeit später machte sich in England der Wunsch 
nach einer Annäherung der Wechselrechte geltend. Zwei 
Gesellschaften nahmen den Gedanken auf.2) Die National 
Association for the Promotion of Social Science des Lord 
Brougham und besonders die 1873 ins Leben getretene 
Association for the Reform and Codification of the Law of 
Nations, jetzt International Law .Association. Auf ihren 
Versammlungen im Haag, Bremen, Antwerpen und Frank­
furt a. M. während der Jahre 1875 bis 1878 gab sie in den 
sogenannten Bremer Regeln3) eine Grundlage für eine 
weitere Erörterung dieses Gegenstandes. Auf ihnen baute 
die ebenfalls 1873 zu Gent gegründete juristische "Ge­
lehrten-Akademie", das Institut de Droit International. 

1) Das Österreichische Wechselgesetz weicht nur ganz unwesent­
lich von der deutschen Wechselordnung ab. Den Hauptunterschied 
bildet die Behandlung des Zinsversprechens im Wechsel, welches 
nach Artikel 7 des Österreichischen Gesetzes die Unwirksamkeit des 
Wechsels als solchen bedingt, während es nach deutscher Wechsel­
ordnung als nicht geschrieben gilt. Die Nürnberger Konferenz vom 
Jahre 1857, welche einige in der Rechtsanwendung hervorgetretene 
Verschiedenheiten in 8 Novellen regelte, hatte hier einen Doppelvor­
schlag gemacht, von dem Deutschland den eventuellen, Österreich den 
prinzipalen annahm. Goldschmidt, Zeitschrift für das gesamte 
Handelsrecht I S. 545, Grünhut, Wechselrecht I S. 344, Anm. 20. 
Die Nürnberger Novellen erhielten in Deutschland durch Bundes­
beschluß vom 23. Juni 1862 Gesetzeskraft. Wenn im folgenden von 
der Deutschen Wechselordnung gesprochen wird, so ist damit auch 
die Österreichische gemeint. 

2) Vergl. Cohn, Beiträge zur Lehre vom einheitlichen Wechsel­
rechtS. 25ff. Cohn, Vorträge S. 106ff. 

3) Siehe Anlage 1. 
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Dieses arbeitete in seinen Sessionen zu Turin, München 
und Brüssel in der Zeit von 1882 bis 1885 auf Grund eines 

Entwurfes des Mailänder Advokaten Dr. Cesare Norsa 

ein Mustergesetz aus (loi-type).l) 
Inzwischen hatte auch die belgisehe Regierung sich 

der Sache angenommen. Sie forderte im Jahre 1884 die 
Regierungen und interessierten Handels- und juristischen 

Kreise zur Beschickung eines Kongresses nach Antwerpen 

gelegentlich der dortigen Weltausstellung im Jahre 1885 

auf. Von einer Kommission ließ sie mit Berücksichtigung 
der N orsaschen Vorschläge ein Projekt entwerfen, das dann 

von den Delegierten beraten wurde 2) und auf dem zweiten 

1888 nach Brüssel berufenen Congres de droit commercial 
Abänderungen und Ergänzung·en erhielt3). Eine gleichfalls 

von der belgiseben Regierung 1895 vorbereitete internatio­
nale Handelsrechts-Konferenz kam nicht mehr zustande. 

Unterdessen war auch die Gesetzgebung der ein­
zelnen Staaten nicht müssig gewesen. Belgien hatte schon 

durch sein Gesetz vom 20. Mai 1872 die Prinzipien des 
auf der Ordonnance von 1673 beruhenden französischen 

Code de Commerce in einzelnen Punkten geändert, Ungarn 

sowie Kroatien- Slavonien erließen eine Wechselordnung 
als Gesetzesartikel XXVII vom Jahre 1876, die skandina­

vischen Reiche Dänemark, Norwegen und Schweden 
fanden sich in einem für alle drei Staaten gleich­

lautenden Gesetze vom 7. Mai 1880, welches auch auf den 

Färöer und in Grönland gilt, und dessen materieller Inhalt 
durch Gesetz vom 13. Januar 1882 in Island eingeführt 

wurde, die Schweiz schuf sich das Obligationenrecht vom 
14. des Brach-Monats 1881 und auf Anregung des Institute 

of Bankers und der Associated Ollambers of Commerce 
erging die "Bills of Exchange Act(' vom 18. August 1 U82 

für Groß-Britannien einschließlich der vier normannischen 
Inseln Guernsey, Jersey, Alderney und Sark sowie der 

Insel Man und der zu den Königreichen gehörenden nahe 

gelegenen Inseln, also auch der Orkney- und Shetland-

1) Siehe Anlage 2. 
2) Siehe Anlage il. 
3) Siehe Anlage +. 
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Inseln. Durch Verordnung von 1884 ist sie ferner in 
Gibraltar eingeführt, während in Malta noch auf Grund 
der Ordonnance No. 13 vom 2. Oktober 1857 ein eigenes 
Wechselrecht gilt. Neue, auch die hier interessierende 
Materie umfassende Handelsgesetze verkündeten Italien 
unter dem 2. April 1882, Spanien am 16. Oktober 1885, 
Rumänien am 6./18. April 1887, Portugal am 28. Juni 1888, 
Bulgarien am 18./30. Mai 1897 und Japan am 7. März 
1899.1) Nur sein Wechselrecht ordnete durch Gesetz vom 
27. Mai 19. Juni 1902 Rußland für das ganze Reich mit 
Ausschluß Finlands, wo die Wechselordnung vom 29. März 
1858 gilt, und das Zarturn Polen, wo noch der Code de 
Commerce vom Jahre 1807 unverändert in Kraft steht. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika wurde auf 
der Konferenz zu Detroit das Komitee für Handelsrecht 
mit der Ausarbeitung einer der englischen entsprechenden 
Wechselordnung beauftragt. Der Entwurf wurde auf der 
Konferenz zu Saratoga im folgenden Jahre gebilligt und 
zuerst 1897 in New-York zum Gesetz erhoben. Er ist seit­
dem mit wenigen Abänderungen bereits von folgenden 
27 Staaten angenommen worden: Im Jahre 1897 in 
Colorado, Connecticut und Florida, im Jahre 1897/1898 in 
Virginia, in den Jahren 1898/1899 in Massachusetts, Mary­
land, District of Columbia, North-Carolina, North-Dacota, 
Oregon, Rhode-Island, Tennessee, Washington, Wisconsin, 
Utah, im Jahre 1901 in Arizona und Pennsylvania, im Jahre 
1902 in Jowa, New Jersey und Ohio, im .Jahre 1903 in 
Idaho und Montana, im Jahre 1904 in Kentucky und 

1) Schon im Jahre 1882 hatte Japan eine neue Wechselordnung 
eingeführt; dieselbe erfuhr eine Umarbeitung, in welcher sie am 
1. Juli 1893 in Kraft trat, und eine zweite Umgestaltung, in welcher 
sie seit dem 16. Juni 1899 gilt. Auf die süd- und Zentralamerikanische 
Gesetzgebung kann hier nicht näher eingegangen werden. Nur sei 
bemerkt, daß Venezuela seit dem 19. April 1904, Peru seit 1. Juli 1902 
neue Handelsgesetzbücher besitzen. Argentinien hat sein Gesetzbuch 
am 10. September 1862 reformiert und es in neuer Fassung durch 
Dekret vom 5. Oktober 1889 in Kraft gesetzt. Das Wechselrecht ist 
aber unverändert geblieben. In den anderen Staaten gelten wesent­
lich noch die früheren Handelsgesetzbücher, welche teilweise auf den 
sogenannten "Indischen Gesetzen" und den Ordonnanzen von Bilbao 
fußen, selbst in Brasilien ist das auf französisch-portugiesischer Grund­
lage beruhende Handelsgesetzbuch vom 25 .. Juni 1850 bis jetzt in Kraft. 
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Louisiana, im Jahre 1905 in Kansas, Michigan, Missouri, 

Nebraska und Wyoming. Voraussichtlich wird er im 

Laufe der nächsten Zeit auch in den noch übrigen 

20 Staaten eingeführt werden. 
Erwähnt mag noch werden, daß die Niederlande 

schon im Jahre 1886 mit dem Entwurfe eines Gesetzes 

über Handelspapiere hervorgetreten sind, der aber bisher 

noch nicht Gesetzeskraft erhalten hat. 
Auf den Kongressen und Juristentagenl), die sich in 

den Jahren 1870 bis 1888 gleichfalls vielfach mit diesem 

Gegenstande beschäftigt hatten, blieb es seitdem still. Erst 

die jüngste Disziplin der Jurisprudenz, die vergleichende 

Rechtswissenschaft, in ihrem Bemühen, durch V er gleich zum 

Ausgleich der Rechtsverschiedenheiten, zum allgemeinen 

Rechtsgedanken, emporzusteigen, brachte auch die uns 

beschäftigende Frage wieder in Fluß. Sie kam zur Er­

örterung auf dem Gongres international de droit com­

pare, welcher aus Anlaß der Weltausstellung im Jahre 

1900 zu Paris tagte2). Auf der 42. Jahresversammlung des 

schweizerischen Juristenvereines zu La Chaux-de-Fonds 

1904 wurde die Materie bei der Beratung über die Revision 

des heimischen Wechselrechts wieder gestreift. 
Besonders dankbar ist es zu begrüßen, daß nunmehr 

auch die Handelswelt aufs neue den Gegenstand in den 

Brennpunkt des allgemeinen Interesses rückte. Von der 

Veroneser Handelskammer wurde das Thema mit einem 

Gutachten des Advokaten Cavaliiere Cerutti dem Gongres 

International des Chambres de commerce et des Asso­

ciations commcrciales et industrielles bei der Lütticher 

Weltausstellung im Jahre 1905 unterbreitet und von dieser 

Versammlung auf die Tagesordnung des Mailänder Kon­

gresses gesetzt. Es scheint, worauf auch schon von 

1) So der ungarische Juristentag 1870, der nordische Juristen­
tag 1872, der holländische Juristentag 1880 und der 14. und 15. 
deutsche Juristentag. 

2) Die sechste Frage des Programms der oben erwähnten Ver­
sammlung lautete: De Ia necessite en droit compare d'etudier les doc­
trines juridiques et nationales des institutions, application a la lettre 
de change; abgedruckt im Bulletin de Societe de legislation comparee 
Band 29 S. 785 ff. Referent war der Professor der Rechte E. Thalle r 
in Paris. 
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anderer Seite hingewiesen ist, als ob gerade die Weltaus­
stellungen, ein vorzüglich geeignetes Feld für die Ver­
breitung und Vertiefung der Einheitsbestrebung auf dem 
Gebiete des Wechselrechts bilden. Hier strömen die Ver­
treter von Handel und Industrie zusammen, hier machen 
sich die Solidarität der Verkehrsinteressen einerseits und 
die ihnen hinderlichen Verschiedenheiten der Gesetze 
andererseits eindringlichst bemerkbar. 

Kollisionsnormen So· utopistisch vielleicht die früher vielfach erörterte 
und einheitliches 

Recht. Idee eines allgemeinen Weltrechts klingen mag, auf dem 
wesentlich formalen Gebiet des uns beschäftigenden In­
stituts einheitlichen Ursprungs, das unabhängig von natio­
naler Eigenart sich den wesentlichen gleichen universellen 
Bedürfnissen des Verkehrs gemäß zu gestalten hat, liegt 
es an sich durchaus in den Grenzen des Erreichbaren. 
Mit Recht sagt Brocher von dem Wechsel: "Simple in­
strument de transactions civiles ou commerciales, libre 
de tous Iiens qui la mettent dans la dependance d'idees 
morules, religieuses ou sociales la lettre de change semble 
ne soulever que de questions techniques et presenter un 
charactere d'abstraction bien propre a favoriser l'unite." 

Freilich darf man sich nicht verhehlen, daß Mangels 
eines Welt-Areopags die naturgemäße Verschiedenheit der 
Gesetzesauslegung durch stammfremde Richter bei ab­
weichendem bürgerlichen Recht auch eine etwa ge­
wonnene Einheit der Gesetzesnormen in Frage stellt. In­
dessen vermag man doch durch völkerrechtliche Verein­
"Qarung nach gewissen Zeitläufen diesen Übelstand in den 
hauptsächlichsten Punkten abzuwenden. In dieser Be­
ziehung genügt ein Hinweis auf die so zustande gekom­
menen Nürnberger Novellen, welche die Kontroversen der 
Rechtsprechung in den verschiedenen deutschen Staaten 
bei Anwendung desselben Gesetzes ausglichen. In der 
jüngsten Zeit erfüllen die Raager Konferenzen auf dem 
Gebiet des internationalen Zivil-, Prozeß, Konkurs­
und Privatrechtes eine ähnliche Aufgabe. Jedenfalls aber 
treten diese aus der Unvollkommenheit menschlicher Ein­
richtungen sich ergebender Mängel weit zurück gegenüber 
dem Vorteil eines Weltwechselrechts. 
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Die Aufstellung von Normen zur Lösung der Kon­
flikte in den verschiedenen Gesetzgebungen wird viel­
leicht den gegenwärtigen Zustand der Verwirrung etwas 
klären. Die Vielheit der Vorschriften aber bleibe be­
stehen. 

Dem Gewerbetreibenden, der sich mit den Ge­
setzen der fremden Staaten doch nicht vertraut machen 
kann, würde mit einer bloßen Festlegung des im 
Einzelfall anzuwendenden Rechtes nicht gedient sein, 
umsoweniger, als er bei Begebung des Wechsels nicht 
immer übersehen kann, welche Länder derselbe durch­
laufen wird. Der Wissenschaft des internationalen Privat­
rechts muß es vorbehalten bleiben, dieKollisionsreg·eln festzu­
legen und so als Pionier der Vereinheitlichung des Wechsel­
rechts vorzuarbeiten. 

Erstrebenswert bleibt vielmehr der Weg einer über­
einstimmenden Gesetzgebung. Ehe man indessen sich 
darüber schlüssig machen kann, in welcher Weise 
diese Vereinheitlichung zu bewirken ist, muß man sich 
darüber klar werden, ob die Gegensätze der geltenden 
Wechselordnungen nicht auf einer unüberbrückbaren Ver­
schiedenheit grundsätzlicher Auffassung beruhen. Denn 
dann könnte nur mit Überwindung großer Schwierigkeiten 
durch Aufgabe des einen Prinzips zugunsten eines anderen 
das gesteckte Ziel erreicht werden; sonst aber wird sich 
aus zivilpolitischen Erwäg·ungen heraus bei der erforder­
lichen Bereitwilligkeit leicht eine Harmonie erzielen lassen. 

Unter den geltenden Wechselrechten treten uns nun 
drei Typen mit einigen vermittelnden Zwischenformen 
entgegen: Der deutsche, der französische und der anglo­
amerikanische. 

Während der erstere den Wechsel loslöst von dem 
zugrunde liegenden Rechtsverhältnis, die Schuld zu einem 
abstrakten Summenversprechen gestaltet, dabei die Siche­
rung des Verkehrs durch eine möglichst strenge Form 
erstrebt, aber doch nicht zum Vorteil des Unredlichen, 
der sich bei dem Erwerb des Rechts eines Zwiespalts 
zwischen Schrift und Sachlage bewußt war oder bei ge­
höriger Sorgfalt bewußt sein mußte, hat Frankreich 

Systeme des 
geltenden 

Wechselrechts. 
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traditionell an den Beziehungen des Wechsels zu 
seinem Grundgeschäft festgehalten. Ihm ist derselbe nur 
das Instrument, vermittels dessen sich der Wechselvertrag 
verwirklicht, wenn es freilich auch die alte Theorie auf­
gegeben hat, nach welcher der Wechsel allein einen Ver­
trag über Geldtransport an einen anderen Ort darstellte 1). 

Der strengen deutschen Skripturobligation steht so 
die am Ende des 18. Jahrhunderts noch überall das Wechsel­
recht beherrschende Konsensualvertragstheorie gegenüber, 
von der nur verschwindende Überbleibsel sich in das 
deutsche Gesetz zu retten vermochten 2). 

Die anglo-amerikanische Gruppe ist durchdrungen 
von dem Bestreben, mit Rücksicht auf die Billigkeit den 
strengen Formalismus abzustreifen. Daher ein vielfaches 
Zurückgreifen auf das dem Wechsel zugrunde liegende 
Rechtsverhältnis, von dem aber prinzipiell der Wechsel 
unabhängig gestellt wird. Letzteres zeigt sich besonders 
in der Auffassung von der wechselrechtlichen Bedeutung 
der dem Bezogenen zu gewährenden Deckung. Hier finden 
wir Groß-Britannien und Amerika, ausgenommen Schottland, 
ganz im Lager der deutschen Gruppe3). 

Zu der letzten zählen außer Österreich, Finland, 
Italien, die Schweiz, Ungarn 4) mit Siebenbürgen, 

1) Vergl. Cohn Beiträge zur Lehre vom einheitlichen Wechsel­
recht S. 38. v. Canstein, das Wechselrecht Österreichs S. 287. 
Späing, französisches, belgisches und englisches Wechselrecht S. 3. 
Leist, Der Wechselprotest S. 152. Traite de Droit Commercial par 
Lyon-Caen et Renault Bd. 4. Nr. 34 S. 25. 

- 2) Lehmann, Lehrbuch des deutschen Wechselrechts 8.110, § 34. 
3) Wenn auch die anglo-amerikanischen Wechselordnungen 

näher dem deutschen als dem französischen System stehen, darf man 
sie doch nicht unter die deutsche Gruppe subsumieren. Es wird 
sich das Nähere aus den späteren Darlegungen ergeben. Dagegen 
Cohn a. a. 0. S. 38. 

Vergl. auch Pappenheim in Goldschmidts Zeitschrift für das 
Gesamte Handelsrecht Bd. 28 S. 547. 

Rießer in Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 
Bd. 7, S. 26 Anm. 6. 

Späing a. a. 0. S. 5. 
Bettelheim, das internationale Wechselrecht Osterreichs S. 5. 

4) In Ungarn und Kroatien war durch Patent vom 25. J:muar 1850 
die deutsche Wechselordnung eingeführt. ln dem ersteren Lande griff 
man aber 1861 auf das ungarische Wechselrecht aus dem Jahre 1840 
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Kroatien und Slavonien, Bulgarien, Bosnien und die Herzego­
wina, wo die österreichische Wechselordnung mit unwesent­
lichen Modifikationen laut Allerhöchster Entschließung vom 
12. April 1883 seit dem 1. November desselben Jahres ein­
geführt ist, Portugal, Rumänien, Rußland und Japan. Unter 
den südamerikanischen Staaten haben sich bereits Peru und 
Venezuelal) durch ihre Handelsgesetzbücher von diesem 
Jahrhundert vollkommen dem deutschen System an­
geschlossen. Auch der oben erwähnte niederländische 
Entwurf gehört hierher. In Serbien ist ebenfalls eine 
neue Ordnung des Wechselrechts nach deutschem Muster 
in Vorbereitung. Desgleichen schafft zurzeit in Montenegro 
eine Kommission an einem Entwurf unter Zugrundelegung 
des italienischen und bosnisch-herzegowinischen Gesetzes, 
also der deutschen Auffassung. Es scheint, als ob 
China, welches zurzeit mit einer Umgestaltung seines 
bürgerlichen Rechts befaßt ist und bereits einen Teil 
eines neuen Handelsgesetzbuches verkündet hat, dem 
japanischen und damit dem deutschen Vorbild folgen wird. 

Unbedingt ordnen sich der französischen Klasse 
ein die Wechselgesetze derjenigen Länder, welche den 
Code Commerce fast wörtlich in dieser Materie über­
nommen haben; so Luxemburg, Griechenland, Monaco, 
die Türkei, Samos, Kreta, das Zarturn Polen, aber auch 
das holländische Gesetzbuch vom 10. April 1838 und 
Serbien mit seinem Handelsgesetzbuch vom 26. Juni 1860, 
wenn auch die letzteren beiden mit einigen nicht un-

nebst Nachtrag von 1844 zurück; erst durch Gesetz vom 5. Juni 1876 
ist dann die neue Wechselordnung dort zur Geltung gelangt. Vergl. 
Goldschmidt, Zeitschrift Bd. 5 S.464, Grünhut, Wechselrecht Bd. 1 
S. 263. Co h n, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft Bd. 4 S. 5. 
In Kroatien und Slavonien blieb die deutsche Wechselordnung in 
Kraft. Auf Grund des Ausgleichsgesetzes von 1868 wurde die neue 
mit der ungarischen übereinstimmende Wechselordnung als Gesetz 
des gemeinsamen kroatisch-ungarischen Reichstages in kroatischer 
Sprache 1877 verkündet. 

1) So hat Venezuela die vVechsel-, nicht die Order-, Valuta- und 
Distanzklausel (Art. 362), besitzt das Blankoindossament (Art. 373), 
schaltet die Deckungsfrage aus dem Wechselrecht aus, läßt das 
Zinsversprechen im 'Vechsel als nicht geschrieben gelten (Art. 365 
Abs. 2) usw. Augenscheinlich hat den Gesetzgebungen von Peru 
und Venezuela das italienische Muster nn·g·elegen. 
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wesentlichen Modifikationen.l) Das gleiche gilt von dem 
ägyptischen Handelsgesetzbuch vom 13. November 1883 

und im wesentlichen auch von den älteren Kodifikationen 
der süd- und zentralamerikanischen Staaten, unter denen 
besonders das argentinische Handelsgesetzbuch vom 10. Sep­
tember 1862/5. Oktober 1889 Erwähnung verdient, da es für 
andere Reiche des spanischen Amerika vorbildlich ge·. 
worden ist . 

. Eine , Mittelstellung gebührt den Rechten von Malta, 
Belgien und Spanien. Das erstere Gesetz zeigt aber mehr 
Anklänge an das deutsche System wie an das fran­
zösische. 2) 

Lebhaft ist darüber gestritten worden, auf welche 
Seite man di.e belgisehe Wechselordnung vom 20. Mai 1872 

zu stellen habe. Sie befolgt in ihrer äußeren Anordnung 
und in wesentlichen Bestimmungen die Vorschriften des 
Code de Commerce, hat auch die Wechselobligationen noch 
nicht von dem Deckungsverhältnis loszulösen vermocht, 
sondern nur die französische Rechtsprechung in diesem 
Punkte kodifiziert, sowie mehrfach die strenge Geschlossen­
heit des deutschen Formalsystems durchbrochen. In anderen 
Prinzipien, z. B. im Hinblick auf die Valutaklausel, das 
Blanko-Indossament folgt sie dem deutschen Vorgange.3) 

Ähnlich verhält es sich mit Spanien. Dasselbe geht bei 
dem wechselmäßigen Anspruch des Inhabers gegen den 
Aussteller auf die Deckung zurück, macht die Ver­
schaffung eines Gegenwertes seitens des Wechselnehmers 
an den Trassanten durch das Erfordernis der Valutaklausel 

1) Gerade bei der Deckungsfrage tritt das Holländische Gesetz­
buch der Französischen Theorie entgeg·en. Der Inhaber eines pro­
testierten Wechsels hat kein Recht auf die Deckung. (Art. 110). 
Ferner besitzt Holland das Blankoindossament (Art. 136). Das Nähere 
ergibt die nachfolgende Untersuchung. 

2) So hat der Inhaber eines protestierten Wechsels kein Recht 
auf die Deckung; beim nichtakzeptierten Wechsel gehört sie zur 
Konkursmasse desjenigen, der sie gemacht hat, und verbleibt beim 
akzeptierten Wechsel dem Akzeptanten. Art. 117; andererseits ist die 
Valuta- nicht die Wechselklausel erforderlich, ebensowenig abt>r 
wieder die OrderklauseL Art. 106. 

3) cfr. Pappenheim bei Goldschmidt, Zeitschrift Bd. 28 S. 534. 
Riesser Zeitschrift f. vergl. Rechtswissenschaft Bd. 7. 
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zu einem Teil der Wechselobligation und gewährt gleich­
falls Billigkeitsrücksichten zum Nachteil der Formen­
strenge, z. B. bei höherer Gewalt, Einfluß. Anderer­
seits aber verschmäht es Distanz- und Orderklausel und 
gestattet das Blankogiro. Der Gesamteindruck dieser 
beiden letzterwähnten Gesetze gibt für. ihre Charakteristik 
aber mehr nach der französischen wie nach der deutschen 
Richtung hin den Ausschlag. 

Wenn wir nun die Herrschaftsgebiete der ver-Herrschaftsgebiete der einzelnen 
schiedeneu Systeme nach ihrer räumlichen Ausdehnung Systeme. 
und der Anzahl der ihnen unterworfenen Personen allein 
in Europa überschauen, so ergibt sich folgendes Re-
sultat: 

A. Deutsche Gruppe. 

Land 

Deutschland 
Österreich 
Ungarn 
Bosnien und Herzegowina 
Rußland (europ.) 
Finland 
Italien . . . .. 
Schweiz ... 
Portugal (Pestland) 
Rumänien .... 
Dänemark nebst den Faröer 

Island und Grönland 
Norwegen 
Schweden 
Bulgarien 

Flächeninhalt 
in Quadrat­
kilometern 

540 743 
300008 
324 851 
51028 

4889062 
373604 
286682 

41 324 
89372 

131 353 

232 739 
321 477 
447 862 
96345 

8126 450 

Einwohner 

60 605183 
27240 797 
20113 733 

1 737 000 
105650900 

2 857038 
33603595 
3 327 336 
5016267 
6392273 

2 555 133 
2299827 
5 260 811 
3 744283 

280404176 
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B. Französische Gruppe. 

Flächeninhalt 
Land in Quadrat- Einwohner 

kilometer 

Frankreich 536464 39060000 
Griechenland 64679 2433 806 
Luxemburg 2586 236 543 
Monaco 1,5 15180 
Niederlande 33078,6 5 509659 
Polen 127 319 10 607 300 
Serbien 48303 2676989 
Türkei 169 317 6 130 200 
Samos 468 53424 
Kreta 8618 309656 

990 834,1 67 032757 

C. Anglo-Amerikanische Gruppe. 

GroßbritannienmitGibraltar I 314 874 I 43 746 706 

D. Zwischengruppe. 

Belgien 
Spanien nebst Balearen 

und Pityusen 
Malta ..... 

29455 

497 244 
323 

527 022 

7 074 910 

18 249110 
213 736 

25 537 756 

Noch nicht kodifiziert ist das Wechselrecht in Monte­
negro 1) und in den kleinen Republiken San Marino und 
Andorra. 

In Asien umschließt das deutsche System mit dem 
Reich der aufgehenden Sonne 417 412 qkm und 50 853 590 

1) In Montenegro, einem Gebiet von 9008 qkm mit 227,841 Ein­
wohnern, wird der \Vechsel noch wie eine gewöhnliche Schuldurkunde 
behandelt. Ein Wechselgewohnheitsrecht besteht nicht. Nur für die 
Sparkassen in Niksie und Cetinje, sowie für die Montenegrini~che und 
Podgoricaer Bank ordnen Statuten das Verfahren in Wechselsachen. 
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Einwohner; in dem lateinischen Amerika, dessen anderer 
zu dem französischen · Recht gehörender Teil etwa 
50 Millionen Seelen umfaßt, gewinnt es mit dem alten 
Inkastaat Peru 4 559 550 Bewohner auf 1 769 804 qkm, 
und mit der Förderativrepublik Venezuela 2444816 Ein­
wohner auf 1 043 900 qkm. Der französische Bereich in 
jenem Weltteil empfängt noch durch die Kolonien Frank­
reichs, das westindische Martinique und Guadeloupe, die 
Inseln Reunion, St. Pierre und Miquelon, sowie Cayenne, 
einen Zuwachs von etwa 500 000 Seelen: denn hier wie in 
allen seinen alten Kolonien hat Frankreich durch Gesetz 
vom 7. März 1850 den Code de Commerce eingeführt. Um 
das weitere Territorium jenes großen Kontinentes, von dem 
auf die Vereinigten Staaten von Amerika allein eine Be­
völkerung von 81 752 000 Köpfen und ein Flächenraum von 
9 420 670 qkm, auf Kanada 5 604 328 Seelen und 9 897 571 qkm 
entfallen, vermehrt sich im wesentlichen die anglo-ameri­
kanische Klassel). 

Die obigen Zahlen legen ein beredtes Zeugnis für die 
Tendenz der modernen Rechtsentwicklung zugunsten 
der abstrakten formalen Obligation des deutschen 
Wechselrechts ab. Allein noch sind wir von einer Einheit 
auch nur der europäischen Wechselrechte weit entfernt, 
denn selbst innerhalb der einzelnen Gruppen treten Ver­
schiedenheiten von zum Teil eingreifender Wirkung her­
vor, welche mitunter die Stellungen im System zu ver­
schieben scheinen. 

Die Aufgabe der nachstehenden Untersuchung soll 
es nun bilden, zu prüfen, wie sich besonders die W achsel­
rechte von Europa und den Vereinigten Staaten von 
Amerika, aber auch des für den europäischen Handel 
wichtigen Ägyptens und aufstrebenden Japan sowie der 
für Südamerika charakteristischen Gesetze von Argentinien 
und Peru zu den wesentlichsten Fragen des Wechselrechts 

1) Auch Lower Canada gehört hierher. Die Zahlen sind Otto 
Hübners Geographisch statistischen Tabellen aller Länder der Erde, 
herausgegeben von Professor von Juraschek, Ausgabe 1906, 
entnommen. 

Gamt der nach­
stehenden 

Untersuchung. 
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stellen und wie eine Versöhnung der sich dabei ergebenden 
Gegensätze zu erreichen sein möchte. 

Als Leitsätze dienen uns die bereits erwähnten 
Bremer Regeln, welche für einige der hauptsächlichsten 
Axiome Vorschläge enthalten. Dabei wird sich dann Ge­
legenheit bieten, auch einige andere wichtige Punkte in den 
Kreis der Erörterungen zu ziehen, wenngleich eine Aus­
schöpfung des überreichen Materials mit allen seinen Ein­
zelheiten weit über den hier gesteckten Rahmen hinaus­
gehen würde.l) Die 27. Bremer These bleibt außer Betracht, 
weil sie wesentlich nur das anglo-amerikanische Recht 
betrifft. 

Wechselfähigkeit. Die erste Resolution der englischen Gesellschaft be­
Geltend~s Recht. faßt sich mit der Wechselfähigkeit und lautet: "Die 

Fähigkeit, Wechselverbindlichkeiten einzugehen, soll durch 
die allgemeine Verpflichtungsfähigkeit beherrscht werden.~ 
Die These betrifft also nur die passive Wechselfähig­
keit, d. h. die Möglichkeit, Schuldner wechselrecht­
licher Verbindlichkeiten zu werden. Bezüglich der 
aktiven Wechselfähigkeit, der Eigenschaft, Subjekt 
von Wechselrechten zu sein, lag keine Veranlassung zur 
Aufstellung eines besonderen Grundsatzes vor, denn in 
diesem Sinne ist wechselfähig jeder, der Vermögensrechte 
erwerben kann, also im allgemeinen jede physische und 
juristische Person. Ausnahmen kennen hier Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten von Amerika, nach deren 
Recht ein Angehöriger eines mit diesen Ländern im Kriege 
befindlichen Staates ein "King's enemy~, während' der 
Dauer der Feindseligkeiten, der "legal capacity" entbehrt, 
daher auch aus einem Wechsel auf eine im britischen 
oder amerikanischen Staatsgebiet lebende Person keine 
Rechte geltend machen kann. Dazu treten die auf Grund 
der Forfeiture Act von 1870 §§ 7, 8 zum Tode oder zur 
Zuchthausstrafe Verurteilten und die wegen treason und 

1) Siehe Anlage 1. Ein Abdruck der Bremer Rt>geln findet sich in 
Goldschmidts Zeitschrift für Handelsrecht Bd. 28 S. 537, mit einer 
Übersetzung von Papp enheim, ferner in Bettelheim a. a. 0. S. 263 ff. 
Cohn, Beiträge zur Lehre vom einheitlichen Wechselrecht, erörtert 
die ersten 10 Bremer Regeln in rechtsvergleichender Darstellung. Es 
wird hier die Frankfurter Fassung der Resolutionen zu Grunde gelegt. 
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felony Geächteten, die outlaws, wobei aber zu bemerken 

ist, daß seit dem Jahre 1859 in England kein Versuch der 
Ächtung mehr gemacht worden ist.l) 

Dem obigen Prinzip folgen fast die sämtlichen uns 

beschäftigenden Wechselrechte, wenn sie auch meist nicht 
besondere Vorschriften bierüber enthalten. 2) 

Sie greifen also hier auf das bürgerliche Recht 
zurück. Daher sind nur unselbständig passiv wechselfähig 

diejenigen Personen, welche nach dem jeweiligen Zivil· 

recht nicht selbständig verpflichtungsfähig sind. 
Bei diesem Punkt kommen besonders in Betracht 

die Minderjährigen und die Frauen. Die meisten der 
uns interessierenden Rechte setzen den Beginn der 

Volljährigkeit auf das vollendete 21. Lebensjahr. Davon 
bestehen nur folgende Ausnahmen: In Malta tritt die 

Großjährigkeit mit 18 Jahren ein, in der Schweiz beginnt 
sie bereits mit erreichtem 20. Lebensjahr und macht 

Heirat, welche Männern mit dem 18., Frauen mit dem 

16. Lebensjahr erlaubt ist, (nach dem neuen Ent­
wurf des schweizerischen Bürgerlieben Gesetzbuches aber 

erst mit dem 20. resp. 17. Lebensjahre) volljährig. In 

der Türkei werden regelmäßig die Knaben mit dem 12., 

Mädchen mit dem 9., spätestens aber beide mit dem 
15. Jahre mündig und zugleich geschäftsfähig. In der 

russischen Provinz Bessarabien, wo neben dem Gesetzbuch 

des Harmenopoulos Gewohnheitsrecht maßgebend ist, be­

ginnt die Großjährigkeit erst mit dem 25. Jahr, und ebenso 
in DäneJ1lark betreffs beider Geschlechter nach den Ge­
setzen vom 29. Dezember 1857 und 7. April1899. In Finland 

1) Vergl. Das bürgerliche Recht Englands, herausgegeben von 
der Internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissen­
schaft und Volkswirtschaft in Berlin, S. 226 ff. Story, Englisches 
und amerikanisches Wechselrecht, übersetzt von Treitschke, 
s. 47, § 99. 

2) Vergl. Deutsche Wechselordnung Art. 1; Schweiz Art. 720; 
Ungarn § 1; Rußland Art. 2 Abs. 1; Bulgarien Art. 527; Serbien § 76; 
England Abschnitt22; Späing· a. a. 0. S. 6; Lyon-Caen et Renault a. a. 0. 
S. 88 Nr. 108; Code civil Art. 1123; Story, Englisches. und Nord­
amerikanisches 'VVechselrecht S. 38 § 72, übersetzt von Treitschke; 
The American and English Encyclopaedia of law Bd. 4 by Garland 
and Mc Gehee S. 162. 
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entscheidet bei weiblichen Personen das 24. Jahr, doch 
können dieselben auf ihren Antrag schon mit 21 Jahren 
für großjährig erklärt werden. In Österreich-Ungarn 1) 

bezeichnet das 24., in Holland und Spanien das vollendete 
23. Lebensjahr die entsprechende Altersgrenze. 

Was die· Stellung der Frauen anlangt, so muß man 
unterscheiden zwischen a) Handelsfrauen, b) verheirateten 
Frauen, c) unverheirateten, nicht handeltreibenden weib­
lichen Personen. Die ersteren sind gemeiniglich überall 
wechselfähig. 2) Bezüglich nicht handeltreibender weib­
licher Personen, also auch der unverheirateten, be­
stimmen der Code de Commerce, Art. 113 Abs. 1 und 
seine Tochterrechte, daß Unterschriften solcher Frauen 
und Mädchen den Wechseln nur die Bedeutung ein­
facher Schuldscheine geben; man wollte das schwache 
Geschlecht nicht den eigenartigen wechselmäßigen Wir­
kungen wie s. Zt. der Schuldhaft aussetzen. Belgien, 
Spanien und Serbien haben indes diese Vorschrift nicht 
übernommen. Zu erwähnen ist noch, daß in Rußland 
auch großjährige, nicht abgeschichtete Töchter nur mit 
Zustimmung ihrer Eltern wechselfähig sind (Art. 2 Abs. 3 
der Russischen Wechselordnung). 

Verheiratete Frauen besitzen beispielsweise in Deutsch­
land, Österreich-Ungarn, in den skandinavischen Reichen 
selbständige Wechselfähigkeit Unter der Herrschaft des 
Code de Commerce Art. 217 ist die Genehmigung des Ehe­
mannes erforderlich. Demfolgt anscheinend die herrschende 
Meinung in Italien (cfr. Art. 134, 1743 des Codice Civile.3) 

1) Wegen der Frauen bestimmt der § 1 Abs. 3 der Ungarischen 
vVechselordnung, daß auch, wenn sie früher für volljährig erklärt 
sind, sie doch erst mit Erreichung des 24. Lebensjahres passiv 
wechselfähig werden. 

2) Vergl. §§ 1633, 1661 des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches; 
Art. 10 des Belgisehen Handelsgesetzbuches; Art. 14 des Italienischen 
Handelsgesetzbuches; Art. 9 des Portugiesischen Handelsgesetzbuches; 
Art. 16 des Rumänischen Handelsgesetzbuches; Art. 35 des Schweize­
rischen Obligationenrechts; Art. 114 Abs. 2 des Code de Commerce; 
Luxemburg, Griechenland, Ägypten, Art. 113 Abs. 1, Peru Art. 6 ff., 
Japan Art. 6 der dort geltenden Handelsgesetzbücher; Russische 
vVechselordnung Art. 2 Abs. 3. 

3) Vergl. Sorani, Della Cambiale, Bd. 1 §59 ff., Giannini in 
Journal of the Society of Comparative Legislation X. S. 199. Vene­
zuela, Art. 188 des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
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Auch in Rußland, wo doch Gütertrennung unter Ehe­
gatten besteht und die Frauen sonst voll verpflichtungs­
fähig sind (§ 109, 110 des Russischen Bürgerlichen Gesetz­
buches), bedarf es ,nach der mehrfach erwähnten Bestim­
mung des Art. 2 Abs. 3 der Wechselordnung der Zustim­
mung der Ehemänner zu den Wechselerklärungen ihrer 
Frauen. Den gleichen Standpunkt teilt das serbische 
Handelsgesetzbuch nach § 77, und Ägypten in Gemäßheit 
des Art. 114 des H. G. B. 

Dagegen besteht nach türkischem (d. h. muhameda­
nischem) Recht kein Unterschied in der Verpflichtungs­
fähigkeit der Geschlechter. Verheiratete und unverheiratete 
Personen sind daher dort vollkommen wechselfähig. 

Nach dem gemeinen anglo-amerikanischen Recht ent­
behren die verheirateten Frauen der Verpfl.ichtungsfähig­
keit. Doch haben ihnen die neueren Gesetze in England 
vom Jahre 1882 und 1893, inhaltlich deren die Frauen in 
bezug auf ihr Vorbehaltsgut frei kontrahieren können und 
ihr ganzes Vermögen als ein solches Gut behandelt wird, 
passive Wechselfähigkeit geschaffen. Hingegen ist die 
Vertragsfähigkeit der Ehefrauen in Schottland auf einen 
engen Kreis von Geschäften beschränkt geblieben.l) 

Das neue Statutarrecht der Vereinigten Staaten hat 
die Selbständigkeit der Frauen zur Regel gemacht. So in 
Arkansas, Connecticut, dem District of Columbia, Georgia, 
Illinois, Indiana, J owa, l\1aine, l\1assachusetts, Minnesota, 
Ohio, Utah, Missouri, New Jersey, Süd-Carolina, New York, 
Vermont, Washington.2) Bemerkt mag noch werden, daß 
nach anglo-amerikanischem Recht Korporationen nur so­
weit passiv wechselfähig sind, als sie zur Eingebung der­
artiger Verbindlichkeiten nach ihrem Statut befugt sind,3) 

1) Siehe Borchards Handelsgesetze des Erdballs, 3. Aufi. Heft 1 
s. 52 ff. 

2) The American and English Encyclopaedia of Law, Bd. 15 S. 793. 
3) Story a. a. 0. S. 38 § 72, S. 40 § 79. Bigelow, The Law of 

bills, notes and cheques S. 228 § 6. Abschnitt 22 und 91 der eng­
lischen Wechselordnung, Abschnitt 41 des amerikanischen Negotiable 
Instruments Law in Simonton Hand-Book of practical Law S. 937 ff. 
Das amerikanische Gesetz wird im nachfolgenden stets nach der 
Wiedergabe in diesem letzterwähnten Hand-Book angeführt werden. 

M e y er, Weltwechselrecht. 2 
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Eine verschiedene Regelung in den uns beschäftigen­
den Rechtsgebieten hat die Frage nach der Wechselfähig­
keit schreibunkundiger Personen erfahren. Während in 
der Mehrzahl der Länder Wechselerklärungen von An­
alphabeten durch Handzeichnung mit gerichtlicher oder 
notarieller Beglaubigung zugelassen werden,l) nehmen die 
Schweiz (Art. 820), Ungarn, allerdings nicht bei solchen, 
die ihrer Gebrechlichkeit wegen nicht schreiben können 
(§ 104), Bulgarien (Art. 633), Malta (Art. 108), Italien (Art. 251 
Nr. 7), doch ausnahmsweise nicht bei agrarischen Darlehen 
unter. 1500 Lire nach dem Gesetz vom 23. Januar 1887, 
und Rumänien (Art. 270 Nr. 8) bloßen Handzeichen jede 
W echselkraft. 

Hierdurch wird die Frage nicht berührt, wie weit 
derartige Personen sich durch Bevollmächtigte materiell 
verbindlich machen können. In Rumänien muß übrigens 
jeder nicht zu den Kaufleuten, Gewerbetreibenden, Acker­
oder Weinbauern, Dienern oder Handarbeitern gehörende 
Wechselschuldner auf einem nicht von seiner Hand ge­
schriebenen Wechsel seiner Privatunterschrift die Worte: 
"gut und bestätigt" sowie den Betrag seiner Verpflichtung 
in Buchstaben beifügen (Art. 275).2) 

Abgesehen von diesen Vorschriften haben einzelne 
Gesetzgebungen gewissen Personen, denen sonst all­
gemeine Vertragsfähigkeit beiwohnt, das Vermögen zur 
Eingebung wechselrechtlicher Verbindlichkeiten entzogen. 
Passiv "wechsel r e c h t s unfähig" in diesem Sinne sind 
laut Kaiserlicher Verordnung vom 3. Juni 1852 in Öster­
reich alle aktiven und pensionierten Offiziere und Mann­
schaften des streitbaren Standes. Ebenso entbehren nach 

Wegen der Bedeutung des Korporationssiegels für die Verpflichtungs­
fähigkeit siehe: Das bürgerliche Recht Englands, herausgegeben von 
der Internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft 
und Volkswirtschaftslehre in Berlin S. 95. 

1) Deutschland Art. 94, für Frankreich und Belgien Späing 
a. a. 0. S. 275. Serbien § 80 Ziff. 5; hier müssen 2 Zeugen das Hand­
zeichen attestieren. 

2) Die Vorschrift ist dem Art. 1326 des französischen Code civil 
entlehnt, wird in Frankreich aber nicht auf Handelsakte, daher auch 
nicht auf Wechselerklärungen angewandt. Lyon-C aen et Renault 
a. a. 0. Nr. 60 S. 45 und Nr. 509 S. 375. 
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der russischen Wechselordnung Art. 2 Geistliche aller zu­
gelassenen Bekenntnisse, auch der nichtchristlichen, sowie 
Bauern ohne Grundeigentum und Gewerbeschein der in 
Rede stehenden Befugnis, sind in Bosnien und der Her­
zegowina (§ 1 des dortigen Wechselgesetzes) nur die 
registrierten Kaufleute und Handelsgesellschaften mit 
diesem Rechte ausgestattet, und gelten in Serbien (§ 78) 
die seitens der Bauern oder Personen des Soldatenstandes, 
vom Unterleutnant abwärts, ausgestellten Wechsel nur als 
einfache bürgerliche Verpflichtungen. Im anglo-amerika­
nischenRecht bilden die oben erwähnten Fälle des Mangels 
aktiver Wechselfähigkeit infolge Kriegszustandes, bürger­
lichen Todes und Verurteilung zu Tod und Zuchthaus auch 
solche fehlender passiver Wechselfähigkeit. 

Eine Vereinheitlichung des Wechselrechts auf dem bl Regelung im ein-
im obigen erörterten Gebiete setzt also einen Ausgleichheitlichen Gesetz. 
der abweichenden Vorschriften der bürgerlichen Gesetz-
gebung voraus. Die Fassung der Bremer Regel bedeutet 
daher nur eine äußere Übereinstimmung. Das Nämliche 
gilt demnach ebenfalls von den hier im wesentlichen 
gleichlautenden Vorschlägen des Institut de droit inter-
national Art. 1 ,1) der Projets de loi internationale sur la 
lettre de change et aut~es titres negociables des Ant-
werpener2) und Brüsseler3) Kongresses sowie des Nieder-
ländischen Entwurfes eines Gesetzes über die Handels-
papiere. 4) Bei dieser Sachlage erscheint die Aufnahme 
der sich aus dem Bürgerlichen Recht von selbst ergeben-
den Bestimmung in die erstrebte einheitliche Wechsel-
ordnung überhaupt entbehrlich. Diesen Weg haben, wie 
schon oben bemerkt wurde, bereits die meisten neueren 
Gesetze eingeschlagen, indem sie über die Wechselfähigkeit 
keine besonderen Vorschriften geben. So Finland, Belgien, 
Italien, Spanien, Portugal, Rumänien, die nordischen Reiche, 
Japan, Argentinien, Peru und das Statut der Vereinigten 

1) Annuaire, Bd. 8, S. 97. 
2) Actes du congres international de droit commercial d'Anvers, 

s. 356. 
3) Actes du congres international de droit commercial de 

Bruxelles, S. 649. 
4) Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. 7, S. 1 ff. 

2* 
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Staaten von Amerika.l) Es ist aber zu hoffen, daß eine fort­
schreitendeErweiterung der Vertragsfähigkeit besonders der 
Frauen die Unterschiede in der passiven Wechselfähigkeit 
der Geschlechter allmählich beseitigen wird. Mit der 
wachsenden wirtschaftlichen Verselbständigung der Frau 
und dem Fortfall der Mundschaft des Ehemannes hat 
die Beschränkung der Vertragsfähigkeit der Ehefrauen 
ihren Boden verloren. Auch hier wird das Handelsrecht 
ein Vorkämpfer des Bürgerlichen Rechtes werden und 
schließlich das, was bisher nur für die Handelsfrauen gilt, 
zum Gemeingut aller großjährigen weiblichen Personen 
machen. Ein prinzipieller Grund besteht nicht für die Fest­
setzung des Volljährigkeitstermins auf einen früheren oder 
späteren Zeitpunkt, als das vollendete 21. Lebensjahr. 
Hat doch auch in Deutschland das Reichsgesetz vom 
17. Februar 1875 mit einem Schlage ohne erhebliche 
Schwierigkeiten die Verschiedenheit der Majorennitäts­
termine beseitigt. Ebensowenig ist ein Grund ersichtlich, 
weshalb man nur um einiger möglicher Auswüchse wegen 
gewissen Personenkategorien die ihnen sonst gebührende 
allgemeine Vertragsfähigkeit auf dem Gebiete des Wechsel­
rechts einengen will, nachdem die Wechselschuldhaft fast 
überall nur eine rechtshistorische Reminiszenz geworden 
ist. Die Annahme, man könne in absehbarer Zeit eine Be­
schränkung der Wechselfähigkeit auf Kaufleute wieder 
erwarten, wie sie bis zur Emanation der betreffenden 
neuen Handelsgesetzbücher in Spanien und Portugal noch 
im achten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts galt und 
nach obiger Darstellung nur vereinzelt zur Zeit in Bos­
nien und Herzegowina besteht, scheint in keiner Weise 
gerechtfertigt.2) 

Die Vereinheitlichung des Wechselrechts wird für die 
verschiedenen Staaten jedenfalls eine Anregung bieten, 
ihr bürgerliches Recht nach den erwähnten Gesichts­
punkten hin einer Revision zu unterziehen. 

Wechselfähigkeit An die erste Bremer Regel schließt sich die in das 
der Ausländer. 

aJ internationale Privatrecht eingreifende Resolution No. 24 
Geltendes Recht. ----

I) Cfr. Bernstein .Zur Revision der Wechselordnung", S. l:ff. 
2) Andere Ansicht Thaller a. a. 0. S. 800. 
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mit folgendem Wortlaut: "Die Fähigkeit eines Ausländers, 
sich durch einen Wechsel zu verpflichten, soll durch das 
Gesetz seines Landes beherrscht werden. Doch soll ein 
Ausländer, welcher eine Wechselverpflichtung eingeht, 
obwohl er in seinem eigenen Lande unfähig ist, sich durch 
einen solchen Vertrag zu verpflichten, gebunden sein, 
wenn er sich nach dem Gesetz des Landes, in welchem 
er sich verpflichtet, durch solchen Vertrag binden kann". 

Auch dieser Vorschlag befindet sich im Einklang mit 
den gesetzlichen Bestimmungen der meisten zur deutschen 
Gruppe zählenden Rechte: So Deutschlands!) (Art. 84), 
Ungarns(§ 95), der skandinavischen Staaten(§ 84), Finlands 
(§ 79), der Schweiz (Art. 822), Rußlands (Art. 82), Bul­
gariens (Art. 627), wo jedoch schlechthin für die in Bul­
garien übernommenen wechselrechtlichen Verbindlichkeiten 
das Recht des Fürstentums über die Wechselfähigkeit 
maßgebend sein soll. In Italien fehlt es an einer 
bestimmten Vorschrift , doch läßt die · herrschende 
Meinung auf Grund des Art. 58 des Handelsgesetz­
buches trotz des Art. 6 der Einleitungsbestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches das Recht des Ortes, wo die 
Verpflichtung eingegangen ist, entscheiden.2) Das gleiche 
wird wohl von Rumänien gelten (Art. 59). In Portugal und 
Peru richtet sich gemäß Art. 12 beziehungsweise 15 der 
betreffenden H. G. B. die Fähigkeit des Ausländers immer 
nach den Gesetzen seiner Heimat. Das japanische Handels­
gesetzbuch entbehrt einer besonderen Bestimmung. Art.125 
des Einführungsgesetzes erwähnt nur die Erfordernisse 
einer wechselmäßigen Handlung. 

In der französisch-belgiseben Judikatur wird eine ent­
sprechende Anwendung des Art. 3 Code Civil, welcher die 

1) Die Wortfassung dieser Gesetzesstelle läßt allerdings dem 
Zweifel Raum, ob der nach seinem Gesetz unfähige Ausländer für 
eine im Auslande übernommene, im Inlande zu erfüllende, Verbind­
lichkeit eventl. nach inländischem Rechte verpflichtet sein kann. 
Gemeint ist hier eine im Inlande eingegangene Wechselschuld. Vergl. 
Rehbein, Allg. Deutsche Wechselordnung, 7. Aufl., S. 145. Die 
Fassung des Art. 822 des Schweizer Obligationenrechtes wäre jeden­
falls vorzuziehen. 

2) Sorani a. a. 0. S. 65 ff., Teil I § 70. 
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Franzosen im Auslande hinsichtlich ihrer Handlungsfällig­
keit dem französischen Gesetz unterwirft, auch auf die 
Fremden beliebt. Man beurteilt ihre Wechselfähigkeit 
nach ihrem eigenen Recht, neigt aber dazu, wechsel­
rechtliche, in Prankreich eingegangene Akte eines nach 
französischem Rechte wechselfähigen Ausländers, trotz 
seiner Wechselunfähigkeit im Vaterlande für verbindlich 
zu erachten.l) 

In England und Amerika herrscht zwar grundsätzlich 
die Regel der lex domicilii; doch wird sie zugunsten der 
Aufrechterhaltung der Rechtsgeschäfte durch die lex loci 
gebrochen.2) Dabei muß aber bemerkt werden, daß nach 
dem anglo-amerikanischen Recht, welches auf dem jus soll 
beruht, alle in jenen Staatsgebieten geborene Personen 
Inländer sind, es sei denn, daß sie als Kinder eines die 
Exterritorialität besitzenden Ausländers das Licht der 
Welt erblickt haben. Jedoch gebührt auch außerhalb des 
Territoriums . geborenen ehelichen Kindern und Enkeln 
geborener britischer oder amerikanischer Staatsangehöriger 
das gleiche Indigenat.3) 

Mit dem Bremer Grundsatz stimmen aber überein die 
Vorschläge des Instituts für Internationales Recht (Art. 2), 
des Antwerpener und Brüsseler Kongresses (Art. 2), wäh­
rend der Niederländische Entwurf (Art. 2) in allen Fällen 
das Heimatrecht für maßgebend erachtet. 

bl Mit Fug hat man den Satz, daß das persönliche Recht 
Regelung im ein-
heitlichen Gesetz. über die Geschäftsfähigkeit entscheidet, als einen Teil des 

europäischen Gewohnheitsrechtes bezeichnet.4) Welchem 
Recht diese Eigenschaft gebührt, ergibt sich nach der über­
wiegenden Zahl der modernen europäischen Gesetzgebungen 
aus der Staatsangehörigkeit und bei mehrfachem Indigenat 

1) Späing a. a. 0. S. 252, Anm. 2a; Lyon- Caen ct Renault 
a. a. 0. No. 628 S. 484. 

2) Story, Conflict of Laws §§ 65, 103. Späing a. a. 0. S. 253. The 
American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 625 will die lex loci 
allgemein entscheiden lassen. 

3) Das bürgerliche Recht Englands, herausgegeben von der 
Internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft und 
Volkswirtschaftslehre in Berlin, S. 13. 

4) Neu rn an n, Internationales Privatrecht S. 73 und die dort 
Zitierten. 
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aus dem Rechte des Staates, in welchem der Wohnsitz des 
Betreffenden gelegen ist, ein Prinzip, dessen Durch­
führbarkeit wesentlich durch die geschlossenen einheit­
lichen Kodifikationen für die einzelnen Staatengebiete 
gefördert wurde.l) 

Eine Einheit wäre also innerhalb der deutschen und 
französischen Gruppe bereits gegeben. Dagegen müßten 
England und die Vereinigten Staaten von ihrer Lehre, 
nach welcher das Recht des Wohnsitzes entscheidend 
ist, abstehen. Deutschland hat einen gleichen Schritt für 
sein gesamtes Bürgerliches Recht am 1. Januar 1900 voll­
zogen, nachdem es schon ausnahmsweise in dem Art. 84 
seiner Wechselordnung das Nationalitätsprinzip zur Geltung 
gebracht hatte. Anzunehmen ist, daß Groß-Britannien und 
Amerika in einer solchen Frage sich nicht isolieren 
werden, da die einheitliche Lösung gerade dieses Pro­
blems im Sinne der Mehrheit der interessierten Staaten 
einer Fülle international-rechtlicher Konflikte vorzubeugen 
geeignet ist und die Gleichmäßigkeit in der Beurteilung 
der Geschäftsfähigkeit einer und derselben Person über­
all gewährleistet. 

Die Begünstigung der im Inland abgegebenen 
Wechselerklärung von Ausländern entspricht dem be-

1) Vergl. Deutschland Art. 7 des E. G. z. B. G. B. 
Niederlande Art. 6 des Gesetzes betr. Allgemeine Gesetz-

gebungsvorschriften. 
Portugal Art. 24 des B. G. B. und Art. 12 des H. G. B. 
Italien Art. 6 der Einleitung des B. G. B. 
Österreich § 4, 34 des Allg. Bürg. Gesetzb. 
Schweiz Art. 10 des Gesetzes betr. die persönliche Handlungs­

fähigkeit vom 22. Brach-Monat 1881. 
Spanien Art. 9 des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

Nieht unerwähnt darf bleiben, daß die SÜdamerikanische Gesetz­
gebung wohl unter dem Einfluß der nordamerikanischen Rechtsan­
schauung dem Gesetz des Wohnsitzes den Vorrang einzuräumen be­
strebt ist. So Art. 1 des Vertrages von Montevideo über Internationales 
Privatrecht. Dies wurde damit begründet, daß die interessierten 
Staaten die große Masse der täglichen Einwanderer sich nicht schneller 
assimilieren können, als wenn sie dieselben auch hinsichtlich ihres 
Personalstatuts einem einheitlichen Recht unterwerfen, welches kein 
anderes sein könne, als dasjenige ihres Wohnsitzes. Indessen der 
Grundsatz findet in Südamerika selbst lebhafte Gegner, z. B. Uribe, 
Derecho Internacional. S. ll. Baldwin, The Comparative results in the 
advancement of private international law. S. 9. 
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gründeten Streben, die Sicherheit des Verkehrs zu 
schützen. Der Grundsatz fand sich bereits in dem All­
gemeinen Preußischen Landrecht vom 5. Februar 1794 
(§ 23, 35 der Einleitung) und hat von dort aus seinen Ein­
gang in die Artikel 7 und 29 des Einführungsgesetzes des 
Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches genommen. Er 
steht im Einklang mit der Vorschrift für die Erfordernisse 
einer im Auslande ausgestellten Wechselerklärung in 
den Rechten der deutschen Gruppe, dem englischen Gesetz1) 

und deckt sich mitder Übung derfranzösisch-belgischen und 
britisch-amerikanischen Rechtsprechung. Freilich haben 
verschiedene Staaten Wechselerklärungen von Inländern 
gegenüber Inländern im Auslande ohne weiteres dem 
Heimatsgesetz unterworfen, weil die Vermutung für 
die Absicht der Kontrahenten streite, sich ihrem vater­
ländischen Rechte unterstellen zu wollen,2) als ob man 
nicht mit derselben Befugnis bei den Interessenten den 
Willen präsumieren könnte, sie hätten nach dem Rechte 
des Auslandes, wo sie sich befinden, abschließen wollen. 
Letzteres um so mehr, wenn die Verpflichtung auch im 
Ausland zu erfüllen ist. 

Weisen die Bürgerlichen Gesetzbücher der einzelnen 
Länder, wie dies z. B. in Deutschland, Montenegro und 
Japan der Fall ist, derartige Bestimmungen hinsichtlich 
der Vertragsfähigkeit der Ausländer auf, erübrigt sich für 
diese Staaten natürlich eine Spezialvorschrift jenes Inhaltes 
in der W echselordnung. Ein universelles Mustergesetz 
darf aber hierüber nicht schweigen. Dabei empfiehlt es 
sich, auch hinsichtlich der Heimatlosen Verordnungen ent­
sprechend dem Art. 29 des Einführungsgesetzes zum 
Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch und Art. 8 des J apa­
nischen Bürgerlichen Gesetzbuches zu treffen, wonach 
die Verpflichtungsfähigkeit nach dem Recht der früheren 
Staatsangehörigkeit und, wo eine solche nie erworben 
war, gemäß dem Rechte des Staates, in welchem der 

1) Deutschland Art. 85; Schweiz § 823; Nordische \Vechselrechte 
§ 85; Ungarn § 96; Rußland § 83; Japan Art. 125 des Einführungs­
gesetzes zum H. G. B.; England Abschnitt 72; Späing a. a. 0. S. 255. 

2) Siehe die in Anm. 3 auf S. 18 angeführten Gesetze. 
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Wohnsitz oder Aufenthaltsort des Betreffenden liegt, zu 

beurteilen ist. 

Wenig förderlich für die Aufrechterhaltung des 

Wechselgeschäfts wäre es, wenn man die Ausnahmevor­

schrift für die W echself'ähigkeit der Ausländer im Inland 

nicht auch für Inländer im Ausland zur Anwendung bringen 

wollte, was allerdings, wiA wir sahen, teilweise mit den 

geltenden Gesetzen in Widerspruch steht. Diese Regelung 

ist aber nicht von großer materieller Tragweite, da gewöhn­

lich die im Auslande eingegangenen Verbindlichkeiten der 

Inländer auch dort zum gerichtlichen Austrag kommen. 

Gelingt es überdies, eine Einigung der Staaten in bezug auf 

den Eintritt der Großjährigkeit, die Vertragsfähigkeit der 

Frauen, ·den W egf'all der Beschränkungen für gewisse Per­

sonenkategorien herbeizuführen, so werden diese inter­

national privatrechtliehen Normen den größten Teil ihres 

Anwendungsgebietes einbüßen. Nicht zu billigen wäre es, 

wenn etwa die Wechselfähigkeit der im Inland kontrahieren­

den, nach ihrem eigenen Rechte verpflichtungsunfähigen 

Ausländer nur einem gutgläubigen Dritten gegenüber ange­

nommen werden sollte, wie dies der Entwurf der Königlich 

Belgisehen Organisationskommission für den Antwerpener 

Kongreß in Art. 2 Abs. 2 vorgesehen hatte.1) Der Gegen­

kontrahent muß sich ohne weiteres darauf verlassen, daß 

der Ausländer das inli'tndische Recht gekannt hat, und 

wenigstens nach diesem auch seine Verpflichtungsfähig­

keit beurteilt wissen wollte. Hier wird aus wirtschaft­

lichen Rücksichten der favor negotii siegreich bleiben. 

Mit Recht sind daher die Antwerpener und Brüsseler 

Versammlungen nicht auf diesen Vorschlag eingegangen. 

Die folgenden Bremer Regeln beschäftigen sich mit 

der Form des Wechsels. Wir fassen dieselben daher in 
Wechsel-Order­
Valutaklausel. 

a) 

der nachstehenden Erörterung zusammen. Es handelt Geltendes Recht. 

sich bei ihnen zunächst um die Wechsel-, Valuta- und 

1) Actes du Congres international de Droit Commercial d'Anvers 
1883 Seite 334. Belgiseher Entwurf von Laurent Art. 15. In Venezuela 
(Art. 19) muß sich im Handelsverkehr jeder, der nicht notorisch ver­
pflichtungsunfähig ist, als verpflichtungsfähig behandeln lassen, so­
weit der andere g·utgläubig ist. 
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OrderklauseL Sie lauten: No. 2. "Für die Errichtung 
eines Wechsels soll es erforderlich sein, auf die Vorder­
seite der Urkunde das Wort "Wechsel" oder einen gleich­
bedeutenden Ausdruck zu setzen." No. 3. "Es soll nicht 
notwendig sein, auf die Vorderseite der Urkunde oder bei 
einem Indossament die Worte einzufügen "Wert emp­
fangen", noch einen Gegenwert anzugeben." No. 6. "Ein 
Wechsel gilt als an Order verhandelbar, soweit nicht in aus­
drücklichen Worten auf der Vorderseite der Urkunde oder 
bei einem Indossament eine Beschränkung enthalten ist." 

Die Vorschläge entsprechen der Regelung innerhalb 
der deutschen Gruppe.l) 

Eine Ausnahme macht Rumänien, Art. 270 Ziff. 2 u. 4, 
mit seiner Forderung der Order- neben der Wechsel­
klausel. Auch Portugal zählt (Art. 278) unter den Re­
quisiten die Wechselklausel nicht auf, bestimmt aber in 
Art. 280 ausdrücklich, daß die Bezeichnung als Wechsel 
den Ordervermerk umschließt. Da aber der letztere nicht 
unbedingt auf dem Wechsel zu stehen braucht, so ergibt 
sich, daß, um den Wechsel indossierbar zu machen, nach 
portugiesischem Recht entweder die Wechsel- oder die 
Orderklausel auf der Urkunde stehen muß. 

Die Rechte der französischen Klasse bedingen da­
gegen nicht die Wechsel-, sondern die Valuta- und Order­
klausel, sodaß die letztere nicht von der ersteren ersetzt 
werden kann. 2) Argentinien Art. 599, 600, 602, 626 Nr. 3 
schreibt aber nur die Orderklausel vor. 

Hingegen erheischt Serbien (§§ 80 Nr. 1, 3, 9, 162 
Nr. 1, 3, 7) alle drei Vermerke. 

1) Deutschland (Art. 4, 9); Nordische Wechselrechte §§ 1, 9; Schweiz 
Art. 722; Finland § 1; Bulgarien Art. 529; Ungarn § 3; Italien Art. 
250; Rumänien Art. 270; Rußland Art. 3; Japan Art. 445, 525. Peru 
Art. 436 Nr. 3, 437. 

2) Frankreich Art. 110 in Anlehnung an Art. 5 Titre I der 
Colbertschen Ordonnance, wo aber die Beifügung der Klausel 
fakultativ war, ferner Art. 137; Griechenland, Luxemburg Art. 110, 
137; Monaco Art. 75, 101, Türkei Art. 70 u. 94; Holland Art. 100 
u. 134; Ägypten Art. 110, 141. Der Mangel der Klauseln nimmt 
dem Instrument seine Eigenschaft als Wechsel, nicht nur seine 
Negotiabilität. 
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Von den Gesetzen der Zwischengruppen verlangt, 
mit Ausnahme Spaniens, hinsichtlich der eigenen Wechsel 
(Art. 531 Ziff.1) keines die Bezeichnung als Wechsel; Belgien 
nur den Ordervermerk, nicht das Valutabekenntnis (Art. 1); 

Spanien (Art. 444 Ziff. 5, 462 Ziff. 2, 466) die .Order- und 
Valutaklausel; Malta ~;tllein die letztere (Art. 106). 

Keine dieser Beschränkungen kennt das britische 
Recht. Doch fordert man in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, daß der Wechsel, wenn er nicht auf den 
Inhaber lautet, zu seiner Begebbarkeit auf eine Person 
oder deren Order gestellt sein muß, wobei das Wort 
"Order" durch andere Ausdrücke ersetzt werden kann. 1) 

Der Entwurf des Instituts für internationales Recht 
(Art. 8), desgleichen der Niederländische Entwurf (Art. 5 
Ziff. 1) schließen sich dem deutschen Vorbild an, während 
die Antwerpener und Brüsseler Projekte zwar nicht 
Wechsel- und Valuta-, aber die Orderklausel für notwendig 
halten, diese jedoch gleich dem Portugiesischen Handels­
gesetzbuch durch die Bezeichnung als Wechsel ersetzen 
lassen (Art. 3, 4 bezw. Art. 4). Sie unterlassen es aber 
nicht, eine kurze Begriffsbestimmung des Wechsels zu 
geben. 

In der achten Bremer These wird das Erfordernis Distanzklausel. 

der Ortsverschiedenheit, d. h. der Verschiedenheit des Geltend:~ Recht. 

Ortes der Ausstellung und der Zahlung, gemißbilligt. 
"Die Gesetzesregel der distancia loci soll bei Wechseln 
keine Anwendung erleiden." Als historisches Über-
bleibsel .aus der Zeit, da der Wechsel nur den 
Geldtransport ersetzte und die kirchlichen Zinsver-
bote eine Ortsdifferenz erheischten, weil nur in diesem 
Falle die eine Leistung mehr als die andere betragen 
durfte, 2) fand sich diese Klausel im Art. 11 0 des französi-
schen Code de Commerce; sie ist von dort aus in die Rechte 
von Luxemburg, Griechenland, Türkei, Holland und Ägypten 

1) Eng·lische Wechselordnung Abschn. 3. S (4), Negotiable In­
struments Law Abschn. 20, 60, 210. Story a. a. 0. §§ 60, 63, The 
American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 133. Borchardt, 
Wechselgesetze Bd. I S. 172. 

~) Lehmann, Lehrbuch des deutschen Wechselrechts § 6 S. 37. 
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übergegangen. 1) Frankreich beseitigte sie selbst durch das 
Gesetz vom 7. Juni 1894, Monaco nahm sie in sein sonst mit 
dem französischen Code de Commerce in unserer Materie 
übereinstimmendes Handelsgesetzbuch vom 5. November 
1877 (Art. 75) nicht auf und auch Serbien (§ 80) machte sich 
von derselben frei. Ebenso wie die Letzteren verhalten sich 
bei diesem Punkt prinzipiell die Rechte des deutschen 
Systems,Englands und der Vereinigten Staaten Amerikas 2) 

nebst den Gesetzgebungen der Zwischengruppe.S) 
Die Association for the reform and codification of the 

law of nations wollte, wie die Fassung des hier erörterten 
Leitsatzes erkennen läßt, für alle Arten der Wechsel das 
Requisit der Ortsverschiedenheit beseitigen. 4) 

Deutschland macht aber für den trassiert- eigenen 
Wechsel, den der Aussteller auf sich selber zieht (Art. 6 
Abs. 2), eine Ausnahme, da ein solcher Wechsel nur dann 
wirß:sam sein soll, wenn die Zahlung an einem anderen 
Orte als dem der Ausstellung zu erfolgen hat. So auch 
die Schweiz (Art. 724 Abs. 2), Ungarn (§ 5), Bulgarien 
(Art. 530), Rußland (Art. 87 No. 1 ), Peru (Art. 438, Ziffer 2), 
nicht aber Italien (Art. 251, 255), Finland (§ 2), Skandi­
navien (§ 2), 5) Portugal (Art. 285), Rumänien (Art. 270, 274),6) 
Japan (Art. 447). 

Ebensowenig findet sich eine derartige Beschränkung 
in Groß-Britannien (Abschnitt 5 (I) (2)) und in den Ver­
einigten Staaten von Amerika (Abschnitt 214). 7) Rußland 
stellt aber auch für den Wechsel an eigene Order, in 

1) Luxemburg Art. 110, Griechenland Art. 110, Ägypten Art. 110, 
Türkei Art. 70, Holland Art. 100. 

2) England Abschnitt 3 (1), Amerika Abschnitt 210. 
3) Malta Art. 107, Belgien Art. 1, Spanien Art. 446 Ziff. 4. 
4) Pappenheim bei Goldschmidt Bd. 28 S. 514, a. A. Cohn a. a. 0. 

s. 101. 
5) Skandinavien erachtet den trassiert- eigenen Wechsel als 

eigenen. In England und Amerika ist es der Wahl des Inhabers über­
lassen, ob er die Urkunde als eigenen Wechsel oder als Tratte be­
handeln will. 

6) Italien, Rumänien, Portugal erwähnen den trassiert-eigenen 
"\Vechsel gar nicht besonders. 

7) Auch nicht nach Common Law. The American and English 
Encyclopaedia a. a. 0. S. 119. 
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dem sich der Aussteller selbst als Nehmer bezeichnet, die 
Bedingung der Distancia loci auf (Art. 87 (1)).1) 

In Frankreich und Monaco ist der trassiert eigene 
Wechsel überhaupt verboten. Es kann also auch nach 
Beseitigung der Distanzklausel daselbst die hier erörterte 
Frage nicht aufgeworfen werden. Zweifelhaft war nur, 
ob, wie dies Argentinien (Art. 606, 607) ausdrücklich zuläßt, 
ein Kaufmann auf seine Filiale an einem anderen Ort 
einen Wechsel ziehen kann. Indessen wird auch dies 
verneint.2) Serbien (§ 80 Ziffer 7) folgt der deutschen 
W echselordnung, indem es den trassiert-eigenen \V echsel 
nur als Platztratte verbietet. Ferner berühren sich hier die 
vorgedachten Rechte der deutschen Gruppe auch mit 
Spanien, welches ebenfalls in Art. 446 Ziff. 3 seines Handels­
gesetzbuches die Ortsentfernung zum Requisit der trassiert­
eigenen Wechsel erhebt. Belgien trifft keine besondere 
Bestimmung über jene Wechsel. Die Zulässigkeit solcher 
Instrumente wird überhaupt bezweifelt. Malta (Art. 107) 
sieht bei denselben, die es für statthaft erachtet, von dem 
Requisit der Ortsverschiedenheit ab. Sämtliche in unsere 
Betrachtung gezogenen Entwürfe wollen ebensowenig von 
einer derartigen Sondervorschrift etwas wissen. 

Es fragt sich nun, wie sich ein einheitliches 
Gesetz zu diesen Klauseln stellen soll. Da es sich hier 
nicht um prinzipielle Unterschiede in der Auffassung der 
Wechselobligation handelt, sondern nur praktische Er­
wägungen maßgebend sein können, so sollte sich bei der 
entsprechenden Bereitwilligkeit die gesuchte Überein­
stimmung wohl finden lassen. 

Gegenüber dem Vorwurf des allzu starren Forma- b) 
Regelung im ein-

lismus, welcher sich in dem Erfordernis der Wechsel- heitlichen Gesetz. 

klausei kundgeben soll, ist oft und überzeugend auf den 
formalen Charakter des W achselrechtes überhaupt und die 
durch seine "unerbittliche" Strenge gewährleistete Sicherheit 
hingewiesen. Es soll der Urkunde ein warnendes Merk-
zeichen aufgeprägt werden, welches dem Unterzeichner 

1) Co hn, Beiträge S. 57-60; Vorträge S. 118. 
2) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. S. 53, 54 No. 75. Späing 

a. a. 0. S. 32 Anm. 4. 



- 30 -

die Bedeutung seiner Erklärung, die aus der letzteren ent­
springenden Diligenzpflichten, die Beschränkung seiner 
materiellen Verteidigung und die schnelle Vollstreckbarkeit 
seiner Schuld vor die Augen führt, aber auch den Wechsel 
schon äußerlich von anderen Papieren, wie dem Check, 
abhebt.L) 

Dieser Funktion wird die Orderklausel schon durch 
die Wortbedeutung weniger gerecht. Wo ferner zulässig 
ist, die Indossierung des Wechsels auszuschließen, 2) bildet 
die Begebbarkeit des Instruments durch Giro jedenfalls 
auch kein wesentliches Moment für den Wechsel. Man 
kann also in diesem Falle auch nicht den Wechselver­
merk durch die Orderklausel ersetzen lassen; man müßte 
sonst der Rectaklausel denselben Erfolg einräumen, und 
schließlich erscheint es doch nicht von Belang, ob man 
für die Verhandelbarkeit des Papiers den einen oder den 
anderen dieser Vermerke fordert. Ungerechtfertigt ist es 
aber jedenfalls, wie z. B. Rumänien die Wechsel- und 
die Orderklausel zu wesentlichen Bestandteilen des 
Instruments zu machen; das würde ohne Grund die Zirku­
lationsfähigkeit des Instruments erschweren. Der Hinweis 
auf England und Amerika wegen der Entbehrlichkeit der 
Wechselklausel trifft um deswillen nicht vollkommen zu, 
weil, wie schon von anderer Seite betont ist, dort eine 
Begriffsbestimmung des Wechsels, nicht nur dessen Er­
fordernisse in das Gesetz aufgenommen sind. Mit Recht hat 
man den auf dem Brüsseler Kongreß gesuchten Ausweg, 
f!,lle Papiere auf Sicht als Checks zu behandeln, wenn sie 
sich nicht ausdrücklich im Text als Wechsel bezeichnen, 
für einen Rückweg zur Wechselklausel erklärt.3) Indessen, 

1) N orsa, Sur le projet de loi uniforme en matU;re de lettres de 
change an Congres international de droit commercial tenu a Anvers 
en 1885. S. 56 ff. Actes du Congres de Bruxelles S. 447. 

Speiser in Goldschmidts Zeitschrift Bd. 36 S. 167. 
Bernstein, Zur Revision der Wechselordnung S. 4. 
2) Deutschland Art. 9, 15, Bulgarien Art. 535, 542, Finland § 10, 14; 

Italien Art. 256; Schweiz Art. 727, 733; Ungarn § 13; Nordische 
Wechselrechte §§ 9, 15; Rumänien Art. 278; Rußland Art. 22; Portugal 
21:'0, 301; Japan Art. 460; Peru Art. 443; England Abschn. 8 (1); Amerika 
Absehn. 66. 

3) Speiser a. a. 0. S. 168. 
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man darf sich nicht verhehlen, daß die Wechselklausel 
selbst im Lager der deutschen Gruppe, besonders in 
Italien, lebhafte Gegner zählt,l) wenn ihr auch in Frank­
reich nicht mehr die frühere Antipathie entgegengebracht 
zu werden scheint.2) Man wird wohl zugeben können, 
daß die Notwendigkeit der Schriftform schon an sich vor 
Leichtsinn und Übereilung schützt und die rechtliche 
Charakterisierung eines Geschäfts gemeiniglich aus seinem 
Inhalt, nicht der Bezeichnung, welche ihm eine Partei 
gibt, zu entnehmen sein dürfte. Zum mindesten aber 
wirkt die von der Rechtsprec:Q.ungs) dem Art. 1 
der · deutschen Wechselordnung gegebene, über die 
Bremer Resolution hinausgehende Interpretation des 
Art. 4 der deutschen Wechselordnung zu streng; es soll 
nicht genügen, wenn die Bezeichnung. Wechsel als Über­
schrift auf der Vorderseite des Papieres steht, sondern sie 
soll in den Kontext der Wechselerklärung selbst aufge­
nommen werden müssen. Der Ausdruck erfüllt seine Funk­
tion ebensogut als Überschrift des Instruments. 4) 

Man könnte sich hier vielleicht auf dem Boden des 
anglo-amerikanischen Rechtes finden; die Orderklausel aber 
wird fallen müssen, sie entbehrt jeder wirklichen Bedeutung 
und wird in Frankreich selbst als ein übermäßiger For­
malismus des dortigen Gesetzes bezeichnet;5) ihr Schicksal 
wird auch die Distanzklausel teilen müssen, die nur 
noch, wie gezeigt, in wenigen Gesetzen vegetiert, ohne daß 
eine Ausnahme für die trassiert- eigenen Wechsel zu 
machen is~. Es kann dem Wechselaussteiler anheimgestellt 
bleiben, ob er sich nur in einem trockenen Wechsel oder 
in den Formen einer ihm mehr Garantie bietenden Tratte 
verpflichten will. Die Wahrheit des Ausstellungsortes 

1) Sorani a. a. 0. I. § 13 S. 15; Pirmez bei Speiser i. d. Zeit­
schrift für Schweizerisches Recht, Neue Folge Bd. 8 S. 147. 

2) Thaller a. a. 0. S. 798: Nous n'y mettons pas d'opposition, car 
il est assez logique, lorsqu'on cree un titre procurant des voies 
d'execution insolites, qu'on le dise expressement, ne filt-ce que pour 
eviter une confusion de ·Ce titre avec un engagement ordinaire. 

3) Speiser a. a. 0. S. 168. 
4) Entscheidungen des Deutschen Reichsgerichts in Zivilsachen 

Bd. 48 S. 223. 
5) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. S. 52 No. 73. 
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bildet nicht eine Bedingung für die Rechte und Verbind­
lichkeiten aus der W echselobligation. So ist der Trassant 
also in der Lage, beliebig den Ausstellungs- und Zahlungs­
ort anzugeben und damit das Gebot der distancia loci zu 
umgehen. Schon in der Leipziger Konferenz hatte man 
ursprünglich mit 10 gegen 8 Stimmen diese Vorschrift des 
preußischen Entwurfs abgelehnt. Erst später erlangte sie 
die Mehrheit einer einzigen Stimme. 

Auch die Valutaklausel hat nur eine geschichtliche 
Bedeutung aus jener Zeit her, in welcher der Wechsel­
brief noch über das ,.,Warum" seiner Entstehung, das sein 
Werden verursachende Rechtsverhältnis zwischenAussteiler 
und Nehmer Auskunft geben sollte. Bald hatte der Ver­
kehr das Valutabekenntnis zu kurzen typischen Ausdrücken 
abgeschliffen, bis es schließlich zu einer nichtssagenden 
Formel herabsank. Daran hat die gesetzliche Be­
stimmung des Code de Commerce nichts geändert, welche 
angegeben wissen will, ob die Gegenleistung des Remittenten 
in bar, Waren oder durch Aufrechnung erfolgt sei. In 
keiner Weise vermag sie bei der unendlichen Mannig­
faltigkeit der ,,Schuldverhältnisse so die Zwecke zu er­
füllen, um deren Willen sie eingeführt sein soll, nämlich 
den Aussteller gegen die Folgen unvorsichtiger Begebung 
des Wechsels ohne Gegenwert zu schützen oder eine 
Darlehnshingabe zu verdecken. Sie kann in dieser Gestalt 
weder das Vertrauen der weiteren W echselnehmer er­
höhen noch ein klares Bild über die Handelsbeziehungen 
zwischen Geber und Nehmer aufrollen. Kaum mag sie 
als ein belangreiches Beweismittel über die Rechts­
beziehungen zwischen Trassanten und Remittenten ins 
Gewicht fallen. In Spanien (Art. 445) und Argentinien 
(Art. 603) sollen die auf das Ausstehen des Gegenwertes 
hindeutenden Floskeln "Wert in Rechnung" und "Wert 
verabredet", den Wechselnehmer gegenüber dem Aus­
steller für den Betrag des Wechsels haftbar machen, allein 
wie in Spanien ausdrücklich bemerkt wird, "nur in der 
Art und Zeit, wie dies beim Abschlusse des Wechsel­
vertrages verabredet ist." Es wird also auch dadurch ein 
Zurückgehen auf das dem Wechsel zugrunde liegende 
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Rechtsverhältnis nicht erspart und die sich aus dem 

Vermerke ergebende Vermutung der noch nicht ge­

schehenen Gegenleistung kann nach der ausdrücklichen 

Bestimmung des Argentinischen Gesetzbuches Dritten nicht 

entgegeugehalten werden. Diese, dem engeren Wechsel­

recht fremden Verhältnisse berühren ja auch keinen der 

Nachmänner; für letztere bleibt es unerheblich, welches 

Äquivalent dem Aussteller vom Nehmer zuteil g·e~ 

worden ist. 
Aus allen diesen Erwägungen heraus erachtet die 

überwiegende :Mehrheit der französischen Schriftsteller 

das Valutabekenntnis im Wechsel für unnötig, "une 

mention inutilement genante(( 1) ihre Beseitigung tür 

"effectivement raisonnable". Durch diesen Punkt wird 

also das Zustandekommen eines uniformen Gesetzes nicht 

bedroht werden. 
In Anbetracht des von der deutschen Wechsel- Bestimmte 

Geldsumme. 
ordnung an zweiter, dem Code de Commerce an a) 

. . . Geltendes Recht 
dntter Stelle erwähnten wesentlichen Bestandteiles der 

Wechselurkunde, nämlich einer bestimmten Geldsumme, 

gibt die englische Gesellschaft keine Norm. Es erübrigt 

sich dies auch, da sich jenes Erfordernis aus der Funktion 

des Wechsels heraus von selbst versteht, wenngleich 

über den Begriff der Bestimmtheit manche Kontroversen 

bestehen, z. B. wegen des Wertwechsels und des Zins­

versprechens. Daß Italien (Art. 333) und nach ihm 

Rumänien (Art. 358) sowie Peru Art. 514 Wechsel auf 

Waren, Italien nur auf zum Verzehren dienende Ackerbau-

erzeugnisse (ordine in derrate), Peru auf Früchte (ordcn 

para Ja entreca de frutos) kennt, ist eine aus dem Gesetze 

beider Sizilien vom 26. März 1819 stammende, den Landes­

verhältnissen angepaßte, exzeptionelle Einrichtung ohne 

Belang für das W eltwechselrecht. Erheblicher dagegen 

wirken die Abweichungen der Vorschriften über die Be-

l) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. S. 63 No. 82; Thaller a. a. 0. 
S. 797; K ü c k, Das dominikanische Wechselrecht S. 30 ff. Co h n, 
Beiträge S. 65. Grünhut, a.a.O.I 8.134. ·wegen des Wortlautes 
der Valutaklausel siehe Thöl, Handelsrecht S. 210 § 52; L e h man n. 
a. a. 0. S. 443; S p ä in g a. a. 0. S. 18 Anm. 12. 

M ey er, Weltwechselrecht. 3 
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zeichnung der Geldsumme im Wechsel. Bald soll sie 
in Buchstaben und Zahlen, bald in den einen oder den 
anderen ausgedrückt sein, bald soll bei Nichtüberein­
stimmung der mehrfach angegebenen Summen die 
geringere, bald die in Lettern verzeichnete maßgebend 
sein; bald wird schließlich der Summe ein besonderer 
Platz im Wechsel angewiesen, bald fehlt eine solche Be­
schränkung. 

Die deutsche Gruppe läßt es zumeist mit der Bestim­
mung bewenden, daß beim Zwiespalt zwischen Buchstaben­
und Ziffernangabe die erstere und bei mehrfacher ab­
weichender Anführung in Buchstaben und Ziffern die 
mindere Summe den Vorzug genießen soll. So Deutschland 
selbst (Art. 5), ferner Bulgarien (Art. 533), die Schweiz (Art. 
723), aber letztere mit der Anordnung, daß die Geldsumme 
im Kontext des Wechsels stehen muß (Art. 722 Heft 2); 
Portugal (Art. 279), Ungarn (§ 4), Finland (§ 3), aber 
auch Malta (Art. 1 09). Italien (Art. 291 ), Rumänien 
(Art. 313), Skandinavien (§ 6) und Peru (Art. 477) 
gewähren stets der geringeren Summe, gleichviel ob 
sie in Buchstaben oder in Ziffern geschrieben ist, den 
Vorzug. Rußland (Art. 4 und 87) verlangt immer die 
Angabe in Buchstaben und gibt eventuell den Ausschlag 
für die geringere Summe. Japan (Art. 446) erachtet, 
ohne die anderen Zweifel zu berücksichtigen, den im 
Hauptbestandteil des Wechsels angegebenen Betrag für 
maßgebend. Frankreich, Luxemburg, Holland, Griechenland, 
Monaco, Serbien, Belgien und Spanien schweigen über die 
Frage. Die französische Rechtsprechung löstsiezugunsten der 
Buchstabenfassung und im Falle der Abweichung der mehr·· 
fach in Buchstaben und Ziffern wiedergegebenen Summen 
in entsprechender Anwendung des Art. 1162 Code Civil in 
Übereinstimmung mit dem deutschen Recht. Serbien (§ 80 
Ziffer 2) macht aber wie die Schweiz, die Aufnahme der 
jn Buchstaben geschriebenen Summe in den Kontext des 
Wechsels zur Bedingung. Die englische (Abschnitt 9 (2) 
und die amerikanische Wechselordnung (Abschnitt 36 
Ziffer 1) lassen im Zweifel die Wortfassung entscheiden. 
Ergänzend sucht die Judicatur unter mehrfach in Buch-
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staben angegebenen Summen eventuell aus den Zahlen 
festzustellen, welche gemeint ist, erklärt also den Wechsel 
wegen dieser Widersprüche nicht ohne weiteres für 
ungültig.!) 

Der Entwurf des Instituts für internationales Recht 
(Art. 5) schließt sich auch hier dem deutschen Gesetz 
an, während der Antwerpener (Art. 7), der Brüsseler 
(Art. 8) sowie der niederländische Entwurf (Art. 12) die 
Buchstabensumme gelten lassen, ohne zu bestimmen, wie 
es gehalten werden soll, wenn wiederholte Buchstaben­
angaben in verschiedener Höhe vorliegen. 

Augenscheinlich trägt die deutsche Wechselordnung b) 

d Ab . ht d V fl' ht t . t R h Regelung im ein-er SlC es erp lC e en am mms en ec nung. heitlichen Gesetz. 

Wenn nur das Prinzip der Deutlichkeit gewahrt ist, kann 
es auch nicht darauf ankommen, an welcher Stelle im 
Wechsel der Geldbetrag sich findet. Vermutlich wird sich 
hier leicht eine Übereinstimmung im Sinne der deutschen 
Wechselordnung erzielen lassen. 

Eine lebhafte Fehde hat das von der deutschen Inhaber-Blsnko-
. • • wechsel und 

Wechselordnung aufgestellte dritte Erforderms, nämlich Blanko-

d. N b d R 'tt t h c Hi indossa.ment. 1e amensanga e es em1 en en, ervorgeru1en. er- a) 

mit beschäftigt sich die Bremer Resolution No. 7, welche Geltendes Recht. 

lautet: "Die Ausstellung eines Wechsels auf den Inhaber 
soll nicht erlaubt sein." Sie steht in enger Beziehung mit 
der 9. These, welche besagt: "Ein Wechsel soll durch 
Blanko-Indossament begebbar sein." 

Obwohl eine große Zahl der früheren deutschen 
Partikul_argesetze den Inhaberwechsel zuließen, insbe­
sondere auch das Allgemeine Landrecht für die Preußischen 
Staaten (§ 762 II8) die Ausstellung an den Briefmhaber ge­
stattete, hat sie die deutsche Wechselordnung in Überein­
stimmung mit dem preußischen Entwurf beseitigt, weil, 
wie die Motive desselben zu § 4 bemerken, leicht durch 
derartige Instrumente unerlaubte Geschäfte verdeckt oder 
sonstige Betrügereien verübt werden können. Die Kom­
mission in Leipzig war überdies der Ansicht, daß die 

1) Späing a. a. 0. S. SO Anm. 1 a. 
3* 
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Aufnahme solcher Wechsel kein dringendes Verkehrs­
bedürfnis sei, und wenn in einer späteren Zeit sich ein 
solches herausstellen würde, die Gesetzgebung vermittelnd 
einzugreifen haben werde.l) 

Dagegen hat die deutsche Wechselordnung das Giro 
in blanko (Art. 12) erlaubt, wofern es auf der Rückseite des 
Wechsels, der Kopie oder der Allonge steht. Entsprechende 
Bestimmungen über den Inhaberwechsel finden sich in a,llen 
){ontinentalen Rechten, obwohl die Colbertsche Ordon­
nance von 1673 die Wechsel au porteur freigegeben 
hatte.2) Doch versagen der Code de Commerce (Art. 137, 138) 
und die ihm treu g·ebliebenen ;Rechte von Luxemburg, 
Monaco, Griechenland und der Türkei das Blanko­
Indossament, nichtaber Holland undSerbien.3) Erstere lassen 
qasselbe nur als eine gewöhnliche Vollmacht gelten, die 
Judikatur gewährt aber, was das Gesetzbuch Ägyptens 
(Art. 142 Abs. 2) ausdrücklich bestimmt, die Möglichkeit 
späterer Ausfüllung.4) 

Einen freieren Standpunkt nehmen die Wechselrechte 
jenseits der l\Ieere ein. Von der deutschen Gruppe gibt 
neben dem Blanko-Indossament auch den Inhaberwechsel 
Japan (Art. 449), allerdings mit der Beschränkung auf 
eine Wechselsumme von mindestens 30 Yen (etwa 126M·.). 
Aus der französischen Kategorie treffen wir den Inhaber­
wechsel in Ägypten (Art.. 110). Argentinien (Art. 599) und 
Peru (Art. 436 Ziffer 5) verleihen dem gutgläubigen In­
haber die Befugnis, den in blanko gelassenen Namen des 

1) Protokolle der Leipziger Konferenz S. XXXIII und 8; 9. 
2) Bulgarien (Art. 629 Zi,ff. 3, 539), Finland (§ 1 Ziff. 4 und § 11), 

Italien (.A,rt. 251 Ziff. 3, 258), abweichenden vom früheren italienischen 
Recht (Art.· 196), Nordische Wechselrechte (§ 1, Abs. 4 und 
§ 12), Portugal (Art. 278 Ziff. 3 und Art. 300 § 1), Rumänien (Art. 270 
~iff.' 3 'und .Art. 279 Abs. 2), Rußland (Art. 3 Ziff. 4, Art. 86 Zi:ti'. 5, 
Art. 18 Abs. 2, Art. 89), Schweiz (Art. 72"2, Ziffer 3, Art. '730), 
HoUand (Art. 100 ·und 136), Serbien (§ 80 Zi:(f. 3 und § 110). 
Der . Blanko-Indossant soll einen leeren Platz zur Ausfüllung 
lassen. Malta (Art. 106, 122), Spanien (Art. 444 Ziff. 6 und 465). 

S) Frankreich (.Art. 110, 137), Luxemburg (Art. 110, 137), Monaco 
(Art. 101 Abs. 3 Art. 102), Griechenland (Art. 110, 137), Türkei 
(Art. 70, 94). 

4) Vergl. Späing a. a. 0. S. 49 Arim. 2, Lyon- Caen et Renault 
Bd. 4. 
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Remittenten auszufüllen (Art. 599).1) Beide gestatten das 
Blankogiro (Argentinien Art. 627, Peru Art. 444). 

In dem anglo-amerikanischen Handelsverkehr waren 
Inhaberwechsel und Blanko-Indossament längst zulässig. 
Sie sind durch die neuere Gesetzgebung ausdrücklich auf­
recht erhalten (Abschnitt 8 (3), 34 (I) der englischen Wechsel­
ordnung, Abschnitt 28, 61 des amerikanischen N egotiable 
Instruments Law). Hier tritt auch der innige Zusammen­
bang des Blanko-Indossaments mit dem Inhaberwechsel 
hervor, denn beide Gesetze verordnen, der Wechsel solle 
auch auf den Inhaber zahlbar sein, wenn das einzige oder 
letzte Indossament ein solches in blanko sei. Der so girierte 
Weehsel wird wie ein Instrument auf den Vorzeiger be­
handelt. 

Während in dem Entwurf des Institut de Droit 
International (Art. 4 Ziff. 4) und demjenigen der Nieder­
lande . (Art. 5 Ziff. 3) der Inhaberwechsel ausgeschaltet, 
aber das Blanko-Indossament (Art. 2l resp. Art. 03 Abs. 1) 

aufgenommen wurde, siegte allerdings nach lebhaften 
Debatten in Antwerpen und in Brüssel (Art. 3 No .. 3, 
19 resp. Art. 4 No. 3 und Art. 20) mit dem Blanko-Giro 
auch der Inhaberwechsel, und zwar gaben hier, was 
besonders bezeichnend ist, die Vertreter des Handels den 
Ausschlag zugunsten dieses Instituts. 2) 

In der Tat ist nicht ersichtlich, weshalb man sich b) 
. Regelung im ein-

gegen den Inhaberwechsel sträubt, wenn man dem Blanko- heitlichen Gesetz. 

Indossament freie Bahn eröffnet. Kann doch vermittelst 
des letzteren jeder Aussteller, wenn auch auf einem 
kleinen Umweg, das ihm durch das Verbot anscheinend 
verschlossene Ziel in Gestalt eines Wechsels an eigne 
Ordre mit eignem Blanko-Giro erreichen. Daß eine solche 
Operation zulässig ist, kann auch im Gebiet des deutschen 
Rechtes keinem Bedenken unterliegen. Sie wurde von 
dem Referenten der Leipziger Konferenz sogar ausdrücklich 

1) An Argentinien haben sich Uruguay und Honduras ange­
schlossen. 

2) Speiser in Goldschmidts Zeitschrift Bd. 36 S. 167, Actes du 
Congres de Bruxelles S. 426. 
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als ein Ersatzmittel für den Inhaberwechsel bezeichnet.!) 
Es läßt sich nicht hindern, daß der Aussteller 
den Namen des Remittenten zunächst unausgefüllt läßt, 
der erste Nehmer den Wechs-el wie ein Inhaberpapier, 
wenn auch ohne Indossament, weitergibt, bis schließlich 
irgend ein Inhaber den Namen des Remittenten ausfüllt.2) 
Gerade in Frankreich laufen derartige BlankoweQhsel viel­
fach um. Fingierte Namen des Remittenten tun ebenfalls 
der Rechtsgültigkeit des Wechsels keine Einbuße. Man darf 
schließlich auch wohl auf die Blanko-Akzepte hinweisen, 
durch welche die Annehmenden sich jedem dritten red­
lichen Erwerber des Papiers gegenüber zur Zahlung 
binden. 

Kautelen gegen Verlust oder Diebstahl, also sofortige 
Anzeige an den Aussteller und Bezogenen, ferner die 
Zahlungssperre, müßten hier wie bei jedem anderen 
Inhaberpapier zulässig sein. Man wird außerdem, wie 
in Brüssel vorgeschlagen ist, dem Inhaber überlasseR 
können, den Wechsel jederzeit mit einer Order auszu­
statten. 

Die Gefahren, welche mit solchem Instrument ver­
knüpft sein sollen, stehen jedenfalls hinter den großen 
wirtschaftlichen Vorteilen der so geschaffenen freien Be­
weglichkeit des Verkehrs bei weitem zurück. Die Be­
dürfnisfrage wird für die anglo-amerikanischen Rechts­
gebiete in glänzender Weise durch die Tatsache dargetan, 
daß die Inhaberwechsel daselbst als Regel gelten.3) Sicher­
lich werden diese Staaten jenes bei ihnen heimische 
Papier nicht aufgeben wollen. Es sei erlaubt darauf hin­
zuweisen, daß durch das B. G. B. in Deutschland (§ 1195) 
die dem Wechsel auf dem Gebiete des Sachenrechtes ent­
sprechenden Grundschuldbriefe, welche bisher auch nur 

1) Vergl. Lehmann a. a. 0. S. 351 Anm. 24; Grünhut a. a. 0. 
Bd. 1 S. 346; Staub, Kommentar zur Allg. deutschen Wechselordnung 
S. 38 Anm. § 1 zu Art. 6; Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des 
Preußischen (Deutschen) Rechts Bd. 34 S. 1217; Leipziger Protokolle 
S. 11; Norsa a. a. 0. S. 64; Lyon-Caen et Renault Bd. 4. S. 52 Nr. 73. 

2) Vgl. Wächter, Enzyklopädie des Wechselrechts S. 403; Cohn, 
Beiträge S. 95. 

3) Story a. a. 0. S. 6 Anm. M m. 
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in blanko abgetreten werden konnten (§ 55 des Gesetzes 
über den Eigentumserwerb vom 5. Mai 1872), nunmehr auf 
den Inhaber ausgestellt werden dürfen. Wie es dem 
Handel möglich gewesen ist, trotz alles Widerstrebens der 
Gesetzgebung und Jurisprudenz das Blanko-Indossament 
als den ihm gemäßestenWeg der Wechselbegebung durch­
zusetzen, so wird es ihm auch gelingen, dieser "einfachsten 
und klarsten Form der Wechselobligation", welche am 
meisten die wirtschaftliche Funktion des Kredites zu 
fördern vermag, 1) das Bürgerrecht zu erwerben. 

So hat denn die hier behandelte Wechselart sowohl 
in den Ländern der deutschen wie in der französischen 
Gruppe lebhafte Fürsprecher gefunden. 2) Man wird ihr in 
Frankreich wohl ebensowenig Widerstand entgegensetzen 
wie dem Blanko·Indossament. 

über die Zahlungszeit, welche unter No. 4 in Art. 4 Zahlungszeit und 
• Zahlungsort. der deutschen Wechselordnung behandelt w1rd, verhält a) 

sich die vierte Bremer Resolution mit der Vorschrift: Geltendes Recht. 

"Usofristen sollen abgeschafft werden." Dazu tritt dann 
ergänzend die in Art. 33 der deutschen Wechselordnung 
enthaltene Bestimmung der 16. These: "Respekttage sollen 
nicht erlaubt sein". 

Hinsichtlich des Zahlungsortes hat die englische Ge­
sellschaft einen besonderen Leitsatz nicht für erforderlich 
erachtet. 

Die deutsche Wechselordnung kennt Tag-, Sicht-, 
Nachsicht-, Dato-, Meß- und Marktwechsel und bestimmt, 
daß die- Zahlungszeit für die ganze Geldsumme nur eine 
einheitliche sein kann, schließt also die Uso- und Raten­
wechsel aus. Als Zahlungsort soll eventuell der bei dem 
Namen des Bezogenen angegebene Ort gelten. Mit diesen 
Prinzipien stimmen im wesentlichen überein Italien, wo 
allerdings die Marktwechsel nicht besonders genannt sind 

1) Sorani a. a. 0. I S. 23 § 21. 
2) Cohn, Beiträge S. 89; siehe daselbst auch weg·en der eig·enen 

Inhaber- und Blankowechsel; Sorani a. a. 0. I§ 21; Bernstein, Zur 
Revision der Wechselordnung S. 6; Thaller a. a. 0. S. 796; Speiser 
a. a. 0. S. 167; Grünhut TI a. a. 0. Anm. 12; Lyon-Cacn et Re­
nault Bd. 4. S. 52 Nr. 73. 
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(Art. 251 Ziff. 5, 6, 252, 253), 1) die Schweiz (Art. 722 Ziff. 4, 8), 
Ungarn (§ 3 Ziff. 4, 7), doch 'Werden hier die l\tleßwechsel 
nicht erwähnt und wird bestimmt, daß von mehreren an­
gegebenen Orten der erste als Zahlungsort zu betrachten 
ist, Finland (§ 1 Ziff. 6, 7), nur treffen wir hier weder 
l\Iarkt- noch Meßwechsel, die Nordischen Wechselrechte 
(§§ 3, 4) gleichfalls ohne Markt- und Meßwechs.el, doch mit 
der sich auch in Bulgarien (Art. 529 Ziff. 4), Portugal 
(Art. 282 § 2), RumiLnien (Art. 271 Schlußabsatz) und ·:Malta 
(Art. 163) findenden Vorschrift, daß Wechsel ohne Angabe 
der Zahlungszeit als Sichtwechsel gelten sollen. Bulgarien 
und Portugal nennen die Meßwechsel nicht. Auch entbehrt 
das letztere eines besonderen Verbotes der RatenwechseL 
Hingegen erwähnt Rumänien die Marktwechsel nicht, wäh­
rend Rußland (Art. 3 Ziff. 6, Art.5, Ziff.5, 6, Art. 7, 86, Ziff. 7, 8, 
Art. 87 Ziff. 4) auch Marktsichtwechsel regelt. Peru folgt 
dem italienischen l\Iuster (Art. 436, 439). In Japan (Art. 445 
Ziff. 7, 8, Art. 451, 4:)2) sind Ratenwechsel nicht verboten, 
Meß- und Marktwechsel nicht vorgesehen, und es gilt ein 
Wechsel ohne Angabe eines Verfalltages als Sichtwechsel. 

Der Code de Commerce stimmt mit der deutschen 
Wechselordnung in wesentlichen Punkten überein; auch 
nach ihm sind Wechsel ohne Vermerk einer Zahlungszeit 
ungültig. Wenngleich eine Vorschrift fehlt, nach welcher 
der dem· Namen des Bezogenen beigefügte Ort oder der 
Ausstellungsort beim eigenen Wechsel als Zahlung8oft an­
zusehen sind, entscheidet doch die Rechtsprechung in 
diesem ~inne. 2) Den im Gesetz ausdrücklich benannten 
Meßwechseln werden die . :\Iarktwechsel gleiehgeachtet; 
indessen kennt das Gesetz Usowechsel, wobei der Uso auf 
30 Tage ·vom Tage nach dem Datum des Wechsels an 

1; ·Die Fälligkeit der Meß- und Marktwechsel wird durch Art. 35 
dPr deutschen Wechselordnung besonders geregelt: siehe auch Ungarn 
§ 35, Schweiz (Art. 754), Italien (Art. 286), Osten·eich, Einführungs­
gesetz znr Wechselordnung § 4 usw., Rumänien (Art. 308), Rußland 
(Art. 37 Ziff. 5, 43. 102), Portugal (Art. 310), Frankreich (Art. 133), Holland 
Art. 153), Serbien (§ 102), Spanien (Art. 452 Ziff. 5). 

2J Art. llO, 129, 132, 133; Code Civil Art. 1244; Späing· a. a. 0. 
S.II:l Anm.ll, S. 284 Anm. 2; Lyon-Caen et Renault a. a. 0. Brl. 4; 
S. 56 Nr. 77. S. 60 Nr. 81-; Story a. a. 0. § 48 S. 25 :ff. 
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gerechnet wird, und untersagt die Ratenwechsel nicht.l) 
Diesen Bestimmungen ihres Mutterrechts entsprechen die 
Gesetzgebungen von Griechenland (Art. 110, 129, 132), 
Luxemburg (Art. 110, 129, 132) sowie Monaco (Art. 75, 93, 96), 
desgleichen der Türkei (Art. 70, 87, 90) und Holland 
(Art. 100), nur fehlen bei der Türkei die Uso- bei den Nieder­
landen diese und die Meß- nnd MarktwechseL Ägypten 
(Art. 1 ;l3, 137) erwähnt weder die Markt- noch die Uso­
wechsel. Serbien (§ 80 Ziff. 4, 8, § 99, 102, 1 03) enthält die 
generellen Vorschriften der deutschen Wechselordnung 
über Zahlungszeit und Zahlungsort, hat aber einen auf 
15 Tage vom Ausstellungstage des Wechsels an berech­
neten Uso und spricht nur von Markt- und Feiertags­
wechseln. 

Von den Rechten der Zwisehengruppe weicht Belgien 
(Art. 1, 2) insofern Yom Code de Commerce ab, als es bei 
fehlender Angabe einer Zahlungszeit den vY echsel zum 
Sichtwechsel macht, bei mangelnder Benennung eines Zah­
lungsortes den Wohnort des Bezogenen als solchen gelten 
lassen will. Spanien (Art. 444 Ziff. 2, 451) gebricht es an einer 
Vorschrift über den Zahlungsort; es erwähnt nur die Meß­
wechsel, nicht die Marktwechsel und setzt die Dauer des 
Uso auf 60 Tage fest, ·wenn die Wechsel innerhalb der 
Halbinsel und der anliegenden Inseln von einem auf den 
anderen Ort oder von Portugal, Frankreich, England, 
Holland, Deutschland auf einen Platz in der Pyrenäischen 
Halbinsel und den dazu gehörigen Inseln gezogen sind, 
sonst auf.90 Tage. Auch in Malta (Art. 106, 155, 162, 163) 
gilt ein Wechsel, dem die Ang·abe der Zahlungszeit fehlt, 
nls a vista zahlbar. Meß- und Marktwechsel haben keine 
Regelung· erfahren, der Uso läuft 21 Tage vom Tage der 
Präsentation zur Annahme an. 

Die englische Wechselordnung· (Abschnitt 1 0) führt 
neben den ·wechseln auf A ufordern, \\·eJche den Sicht­
wechseln gleichstehen, solche zahlbar zu einer fest­
gesetzten oder einer bestimmbaren Zeit an. In bezug auf 
diese letztere· Qualifikation gibt Abschnitt 11 die Erklä-

I) Grünhut a.a 0. Bd.l 8.397 Anm.2. 
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rung, es seien darunter Dato- oder Nachsichtwechsel oder 
solche Instrumente zu verstehen, deren Zahlungszeit von 
einem bestimmt eintretenden Ereignisse abhänge, bei dem 
nur die Zeit des Eintritts unsicher sei (dies certus an, sed 
incertus quando)l). Entbehrt die Urkunde einer Angabe 
des Zahlungstermins, ist der Wechsel auf Anfordern zahl­
bar (Abschnitt 10 (bJ). Mangelt die Angabe des Zahlungs­
ortes, gilt als solcher die auf dem Wechsel angeführte 
Adresse des Bezogenen event. dessen Geschäftslokal oder 
Aufenthalt (Abschnitt 3 (4) (c) sowie Abschnitt 45 (4) (b) (c) (d)). 

Ratenwechsel sind ausdrücklich anerkannt (Abschnitt 
(9) (l)(b)(c)). DiesePrinzipien entsprechen dem gemeinenRecht 
in Amerika und haben in dem Negotiable Instruments Law 
Aufnahme gefunden (Abschnitt 23, 25, 21). Meß- und 
Marktwechsel sind danach nicht verboten, Usowechsel 
gibt es nicht, sind auch abweichend von England längst 
nicht mehr in den Vereinigten Staaten in Übung gewesen. 

Der Entwurf des Instituts für Internationales Recht 
beschränkt sich auf das Erfordernis von Zahlungszeit 
und Zahlungsort, ohne die Ergänzung durch gesetzliche 
Bestimmungen beim Fehlen dieser Requisite zuzulassen. 
Meß- und Marktwechsel kennt er, jedoch keine Uso­
wechsel und verbietet die Ratenwechsel (Art. 4 Ziff. 5 
und 8, Art. 9, 52). 

Der Antwerpener (Art. 6) und der Brüsseler Entwurf 
(Art. 7) ersetzen hingegen die mangelnde Angabe des 
Zahlungsortes durch den Wohnort des Bezogenen und 
gestalten den Wechsel beim Fehlen der Verfallzeit zu 
einem Sichtwechsel. Bestimmungen über Raten-, Uso-, 
Markt- und Meßwechsel fehlen. Ähnlich verhält sich der 
Niederländische Entwurf (Art. 5, 6, 7). Er tut nur der 
Tag- und Sichtwechsel Erwähnung, rechnet zu den letzteren 
auch solche, bei denen die Zahlungszeit nicht angegeben 
ist, läßt, wie im deutschen Recht, den bei dem Bezogenen 
angegebenen Ort im Falle mangelnder Angabe eines be­
sonderen Zahlungsorts als solchen gelten und verbietet 
die RatenwechseL 

1) Derartige Wechsel waren auch dem Allg. Landrecht für die 
Preußischen Staaten § 774 II 8 bekannt. 
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Die Usowechsel finden im heutigen Verkehr keinen b) 

B d h S. h t . h . 1" h . h b Regelung im ein· o en me r. 1e at en SlC ursprüng IC ZWlSC en e- heitlichen Gesetz. 

stimmten, in lebhaftem Wechselaustausch stehenden 
Orten mit Hinblick auf ihre Entfernung, die etwaigen 
sonstigen Hindernisse der Verbindung unter Hinzurech-
nung einer angemessenen Frist zum Girieren und Zahlen 
entwickelt. Sie verloren aber ihre Bedeutung, als die 
usuellen Verfallfristen von vornherein gesetzlich fest-
gelegt wurden, was mit Recht als eine contradictio in 
terminis. _bezeichnet worden ist. I) Nun konnte der Aus-
steller den Verfalltag ohne weiteres um die Usofrist hin-
ausrücken und es ist nicht ersichtlich, weshalb das Gesetz 
noch eine solche Funktion zu übernehmen hatte. In einem 
Lande, das die Usowechsel verhietet, sind auch die vom 
Ausland gezogenen Wechsel dieser Art ungültig,2) da es 
dann eben an einer Möglichkeit für die Bestimmung einer 
Verfallzeit im Inland gebricht; die nach dem fremden Recht 
geltenden Usos können nur für den betreffenden Staat in 
Frage kommen. Schon die Sachverständigen der Leipziger 
Konferenz sprachen sich einstimmig gegen diese Wechsel aus 
und es liegt keine Veranlassung vor, jenes absterbende 
Institut in einem Weltwechselrecht zu konservieren. 

Das Gleiche gilt von den Meß- und 1\farktwechseln. 
Zwar haben dieselben einen bestimmten Fälligkeitstag, 
doch kann ein solcher durch die Verschiebungen der 
Messen oder Märkte ins ungewisse hinausgerückt werden. 
Hinzu }.{ommt, daß meistenteils die sehr untereinander ab­
weichenden partikularrechtliehen Vorschriften den als Zah­
lungstag geltenden Markt- oder Meßtag bestimmen. 

In den letzten Jahrzehnten ist der wirtschaftliche Wert 
der Messen und Märkte stark im Niedergang begriffen. Die 
Interessenten können sich infolge der Besserung der Ver­
kehrsverbindungen, der Rechtspflege, der größeren Bildung 
und Kreditsicherheit auch ohn.e solche Versammlungen 
über Angebot und Nachfrage sowie Warenqualität unter­
richten. Längst sind die Zeiten geschwunden, in denen 

1) Cohn, Beiträge a. a. 0. S. 77. 
2) Rehbein a. a. 0. S. 70 Anm. l b; Staub a. a. 0. S. 23 § 20. 
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Messen, wie solche in der Champagne ,,europäische 
Wechseldomizile" bildeten, und wie jene von Lyon, 
Besancon und Piacenza den Wechseln ihre Namen g·aben.1) 

Man wird hier voraussichtlich leicht auf Grund der 
vorliegenden Entwürfe zu einer Einigung gelangen. 2) 

Ratenwechsel und Ob man Ratenwechsel gestatten soll, ist eine Frage 
Teilzahlungen. 

zweiter Ordnung·. Sind die Zeitpunkte für die Entrichtung 
der einzelnen Raten genau bestimmt, sö trifft der Vorwurf 
eines ungewissen Fälligkeitstermins nicht zu. Man kann ein 
solches Instrument als einen Wechsel mit verschiedenen 
Summen und verschiedenen Verfalltagen denken. 3) Umso 
weniger läßt sich hier ein Widerstand der französischen 
und englischen Gruppe gegenüber vertreten, als sich im 
deutschen Wechselrechtsgebiet die Wechselinhaber zur An­
nahme von Teilakzepten und Teilzahlungen verstehen 
müssen; 4) eine Vorschrift, die in ein Weltwechselrecht Auf­
nahme verdient, weil sie denBeteiligten nur zu nützen vermag. 
Nachahmenswert scheint das Prinzip, den Wechsel mit 
fehlender Angabe der Zahlungszeit als auf Sicht zahlbar 
zu behandeln. Das dient der Aufrechterhaltung der 
Wechselerklärungen und hat auch in Deutschland selbst 
warme Fürsprecher gefunden. 5) 

Festtage als Mit der Regelung der Verfall- und Zahlungszeit steht 
Verfalltage. 

al die Behandlung der Feiertage im Zusammenhange; auch 
Geltendes Recht. ___ _ 

1) Cohn in Endemanns Handbuch Bd. 3, S. 1059; Leist, 
Wechselprotest S. 17; Lehmann a. a. 0. S. 35, welcher die Cambia 
Lugdonensia, Bezenzona und Placentina aufführt. 
· 2) Siehe auch Bernstein a. a. 0. S. 7. 

3) Siehe Thöl a. a. 0. S. 188 § 43 S. 200, Grünhut a. a. 0. I S. 397. 
4) Deutschland (Art. 38) abweichend vom preußischen Entwurf 

§ 38, Ungarn (§ 38), Bulgarien (Art. 564), Italien (Art. 292), Schweiz 
(Art. 757), Rumänien (Art. 314), Skandinavien (§ 37), Finland (§ 39), 
Portugal (Art. 321), Rußland (Art. 47, 102), Serbien(§ 132), Peru (Art. 478), 
Japan (Art. 484 Abs. 2), Malta (Art. 178), Belgien (Art. 46), Holland 
(Art. 168). In Frankreich zweifelhaft. Art. 156 Code de Commerce. 
Art. 1244 al. 1 code civil. Lyon-Caen et Renault Bd. 4 u. a. 0, 
S. 238 Nr. 305. dafür; ausgenommen sind Zahlungen durch die Post 
nach Art. 2 d. G. vom 7. April 1879. Anders dagegen in Spanien 
(Art. 494) und in der anglo-amerikanischen Rechtsprechung. Späing 
a.a.O. S.126, Anm. 3; Grünhut a. a. 0. Bd. 2 S. 255 Anm. 8. 

5) Riesser in Goldschmidts Zeitschrift, Beilage zu Bd. 33 
S. 114; Bernstein a. a. 0. S. 7, 36 (gegen Ratenwechsel aber für 
Teilzahlung), Leipzig·er Protokolle S. 72. 



- 45 -

hier trennen sich die verschiedenen Gesetzgebungen. ·wird 
die Schuld an einem Festtag fällig, so ist sie erst am 
nächstenWerktagzahlbar in Deutschland (Art. 92), Bulgarien 
(Art. 631), Italien (Art. 288 Abs. 2), Rumänien (Art. 310), Por­
tugal (Art. 314 § 2), Ungarn(§ 103), Schweiz (Art. 819), Skandi­
navien (§ 91 ), Finland (§ 92), Peru (Art. 474), aber auch 
in Holland nach dem Ges.etz vom 27. April1904, welches die 
Art. 15.:1, 179, 228 entsprechfmd änderte, Malta (Art 164), 
Serbien (§ 104), doch in letzterem nur bei Festtagen, die im 
serbischen Kalender mit roten Buchstaben bezeichnet sind; 
nicht griechisch-katholische Schuldner sind hier verpflichtet, 
wenn der Wechsel an einem ihrer Festtage verfällt, schon 
einen Tag früher zu zahlen. 

In Rußland wird auf einen Festtag nur insofern Rück­
sicht genommen, als der Wechsel, abgesehen von Markt­
wechseln, die auch am Feiertag vorzulegen sind (Art. 43 

Abs. 2), spätestens am zweiten Werktage präsentiert werden 
muß, also einzig zugunsten des Wechselinhabers (Art. 41 ). 
In :B'rankreich und in dem Gebiet seiner mehrfach ge­
nannten Tochterrechte (Art. 1:34 des Code de Commerce ), 
Luxemburg, Griechenland, l\Ionaco (Art. 98),Ägypten (Art. 138), 
der Türkei (Art. 91 ), Argentinien (Art. 613), aber auch in 
Belgien (Art. 25), Spanien (Art. 455) wird der Wechsel 
schon einen Tag früher zahlbar; doch ist hier zu be­
denken, daß der Protest mangels Zahlung erst am Tage 
nach dem Feiertag vorzunehmen ist (Art. 162 Code de 
Commerce, Art. 53 der belgischen W echselordnung, Art. 
504. des spanischen und Art. 713 des argentinischen 
Handelsgesetzbuches). 

Nach. anglo-amerikanischem gemeinen Recht muß, 
wenn der letzte Respekttag, worüber nachher eingehender 
zu handeln ist, auf einen Feiertag· fällt, am Tage vorlJer 
gezahlt werden. Dabei wird auch auf die Feiertage der 
nichtchristliehen Bevölkerung Rücksicht genommen. 1) 

Die neue englische W echselordnung, welche bei nicht 
auf Anfordern zahlbaren \Vechseln drei Gnadentage gewährt, 

1) Story a. a. 0. § 340 8.188, The American and English Encyclo­
paedin S. 369. 
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unterscheidet, ob der letzte derselben auf einen Sonntag, 
Weihnachtstag, Charfreitag sowie öffentlichen Buß- oder 
Bettag oder einen der durch Gesetz von 1871 und 
Nachtragsgesetzel) festgestellten Bankfeiertage trifft. Im 
ersteren Falle ist der vorhergehende, im zweiten der 
folgende nächste Geschäftstag Zahltag; das letztere 
gilt auch, wenn der zweite Respekttag ein Bankfeier­
tag und der letzte ein Sonntag ist.2) Diese Einrichtung, 
ist mit Recht als eine Prinziplosigkeit bezeichnet, 3) und 
von dem amerikanischen N egotiable Instruments Law 
nicht übernommen. Nach letzterem bleibt stets der nächste 
Geschäftstag maßgebend, ohne daß zwischen Bank- und 
anderen Festtagen. unterschieden wird; dagegen hat das 
Gesetz der Vereinigten Staaten die Bestimmung, daß ab­
gesehen von Wechseln auf Anfordern an einem Sonnabend 
fällig werdende Urkunden zur Zahlung am nächsten Ge­
schäftstag zu präsentieren sind. Wechsel auf Anfordern 
dürfen auch nach Wahl des Inhabers an einem Sonnabend, 
falls der ganze Tag kein Feiertag ist, bis 12 Uhr mittags 
zur Zahlung vorgelegt werden (Abschnitt 145). Der Samstag 
gilt schon als ein halber Feiertag. 

Das Institut für internationales Recht (Art. 53) sowie 
das niederländische Projekt (Art. 13) bestimmen den 
nächsten Werktag, während der Antwerpener (Art. 28) 
und der Brüsseler Kongreß (Art. 27) sich für den vorher­
gehenden Werktag entscheiden. 

bl Augenscheinlich entspricht es der durch die Billig-
Regelung im ein- k ' b d' R k ' h f d S h ld ß d heitlichen Gesetz. elt e mgten üc SIC t au en c u ner, gemä em 

-Satze in dubio pro reo den nächsten Werktag als den Termin 
für die Erfüllung seiner Verpflichtung anzuerkennen. Der 
früher in Deutschland bei diesem Punkt vorhandene Unter­
schied zwischen Wechselverpflichtung und handelsrecht­
liehen Erfüllungsfristen, welche letzteren schon an dem 
vorhergehenden Werktag endeten (Art. 33 früheren D. H. 

1) Gesetz vom 13. Mai 1875, Goldschmidts Zeitschrift Bd. 22 
s. 164. 

2) Abschnitt 14 und 92 der englischen Wechselordnung. 
3) Cohn, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft. 

Bd. 4 S. 85. 
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G. B.), ist durch das neue Bürgerliche Gesetzbuch (§ 193) 
beseitigt. Schließlich begegnen sich im Ergebnis auch 
das deutsche und französische System, weil, wie er­
wähnt, die Protestfrist im Gebiet des Code de Commerce 
erst mit dem nächsten Werktage ihren Anfang nimmt. 
Eine Ausnahme für Sichtwechsel zu machen, erscheint 
nicht begründet.l) Das russische Prinzip wird wohl 
nur durch die große Zahl der dort geltenden Feiertage 
gerechtfertigt. 

Respekttage. Die Einrichtung der Respekttage ist von den konti-
a) 

nentalen Rechten entweder ausdrücklich oder durch die Geltende$ Recht. 

Bestimmungen über den Verfall- und Zahlungstag ausge-
schlossen. So von Deutschland (Art. 33), Italien (Art. 290), 
Skandinavien (§ 31), Schweiz (Art. 752), Finland (§ 32), Por-
tugal (Art. 314), Rumänien (Art. 312), Rußland (Art. 37,40 ff.), 
Ungarn(§ 33), Bulgarien (Art 559), aber auch von Frankreich 
(Art. 135), Holland (Art. 149), Griechenland (Art. 135), 
Luxemburg (Art. 135), Monaco (Art. 99), Serbien (§ 106), 
Türkei (Art. 92), Ägypten (Art. 139), 1\falta (Art. 156 ff., 206), 
Belgien (Art. 48), Spanien (Art. 455), Peru (Art. 476) und Japan 
(Art. 487). Nur nach dem gemeinen anglo-amerikanischen 
Recht werden noch regelmäßig drei days of grace bewilligt, 
abgesehen von den bills payable on demand. 2) Wie bereits 
oben bemerkt wurde, ist die Institution der 3 Respekttage 
in die neue englische Kodifikation übergegangen (Ab-
schnitt 14), beseitigt hingegen durch das Negotiable Instru-
ments Law der Vereinigten Staaten (Abschnitt 145). In 
Argentinien (Art. 61 0) kann mit Genehmigung des Inhabers 
die Zahlung eines Sichtwechsels um ~4 Stunden später 
erfolgen, sonst sind Respekttage ausgeschlossen (Art. 614). 

Gewisse Respektfristen kennen Ungarn, Spanien, Respektfristen. 

Argentinien und Portugal insofern, als die Zahlung· in dem Gelten~s Recht. 

ersterenLande bis 12Uhr mittags, in dem zweiten und dritten 
bis Sonnenuntergang des Zahltages hinausgeschoben wer-
den darf, in dem vierten nur während der Börsenstunden 
zu geschehen braucht und wo keine Börse besteht, eben-

1) Co hn, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 
Bd. 4 S. 84 ff. 

2) The American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 366 ff. 
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falls.bis Sonnenuntergang des betreffenden Tages verzögert 
werden kann(§ 33 resp. 455 Abs. 1 resp. Art. 614 resp. Art. 314 

Protestfristen. § 1 ). Eine fernere Nachsieht genießt der Schuldner in vielen 

Geltend~s Recht. Staaten durch die Einrichtung, daß der Protest erst am 
nächsten Tage erhoben und die Zahlung bis dahin nach­
geholt werden kann. Diesen Standpunkt nimmt insbesondere 
die Gruppe der französischen Rechte ein, nämlich Frankreich 
(Art. 162) nebst seinen Tochterrechten, Monaco (Art. 126)' 
Griechenland (Art. 162), Türkei (Art. 119), Ägypten (Art. 169), 
desgleichen Holland (Art. 179), Serbien (§ 138), Malta (Art. 209). 
Indessen schließen sich ttuch einige der zur deutschen 
Kategorie zählenden Rechte an, wie Bulgarien (Art. 570), 
Rumänien (Art. 319). Die Schweiz (Art 762) und Portugal 
(Art. ~~27) gestatten den fraglichen Akt erst am nächsten 
oder nächstfolgenden Werktage nach Verfall. In Ungarn 
(Art. 33, 1 02) darf der Protest nur zwischen 2-5 Uhr nach­
mittags am Verfalltage aufgenommen werden. In Spanien 
kann der Protest nicht allein erst am folgenden 'Tage 
leviert werden, sondern dem amtierenden Notar ist auch 
verboten, die Protesturkunde nebst den Wechseln vor 
Sonnenuntergang des Protestaufnahmetages dem Inhaber 
zuzustellen; bis dahin aber muß der Urkundsbeamte die 
etwaige Zft,hlung von dem Schuldner entgegennehmen 
(Art. 506). Ähnlich lautet die Vorschrift in Argentinion 
(Art. 713), wo man den Wec:hsel innerhalb 24 Stunden vom 
Verfalltage an zwar dem Notar übergeben muß, dieser aber 
erst am Tage darauf den förmlic:hen Protest erheben darf 
und sonst wie in Spanien zu verfahren hat. Auch in Peru 
(Art. 493), wo die Protestfrist 8 Tage währt, darf der 
Notar die Instrumente nicht vor Sonnenuntergang des 
Beurkundungstages aushändigen und kann bis dahin 
an ihn gezahlt werden. In Rußland soll der Notar mit 
der Protestaufnahme bis um 3 Uhr des Tages warten, 
welcher auf denjenigen Tag folgt, an dem er das Zahlungs­
verlangen an den Schuldner gestellt hat. Da die Präsen­
tation zur Zahlung bei Tag-, Dato- oder Nachsichtswechseln 
bis zum 2. \Verktage nach Verfall hinausgeschoben wer­
den kann, so beträgt die Protestfrist unter Umständen 
vier Tage (Art. 68 No. :3). Luxemburg gestattet die Protest-
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erhebung erst am zweiten Tage nach dem Verfalltage 
(Art. 162). 1) In Österreich sind durch Verordnungen vom 
30. Juli 1853, 28.1Vlärz 1854 und 22. Mai 1857 für Prag, Triest 
und Lernberg besondere Proteststunden genehmigt, die am 
Zahltage von 1 Uhr mittags bis 5 Uhr abends, beziehungs­
weise von 4 bis 7 respektive von 3 bis 5 Uhr nachmittags 
dauern. 

Innerhalb der übrigen Rechte der deutschen Gruppe 
muß hingegen bis spätestens am zweiten Werktage nach 
dem Zahlungstage, kann also schon am Zahlungstage selbst 
protestiert -und muß der Protest nebstWechselsofort wieder 
verabfolgt werden. Hierher gehören außer Deutschland 
(Art. 41), Skandinavien (§ 41), Italien (Art. 296 Abs. 2), Fin­
land (§ 40), doch bildet in dem letzteren der äußerste Termin 
dieses Solennitätsaktes nicht der zweite, sondern der nächst­
folgende Werktag nach dem Zahltag, Japan (Art. 487), aber 
auch Belgien (Art. 53). In England (Abschnitt 51 (4)) muß 
ein Wechsel am Tage seiner Nicbthonorierung protestiert 
bezw. zum Protest notiert werden, also ein Wechsel nicht 
auf Anfordern am Verfalltage, Abschnitt 45 (1) unter Hinzu­
rechnung der drei Gnadentage (Abschnitt 14), ein Wechsel 
auf Anfordern am Tage der Vorlegung, die innerhalb an­
gemessener Frist nach ihrer Begebung (Abschnitt 45 (2)) 

zu geschehen hat. Entsprechende Bestimmungen weist 
das amerikanische Gesetz auf (Abschnitt 263), nur daß die 
Gnadentage, wie schon betont ist, dort in Wegfall 
kommen (Abschnitt 131 ). Die Nichtinnehaltung der Frist 
wird aber von beiden Gesetzen in zahlreichen Fällen ent­
schuldigt. 

Der Entwurf des Instituts für internationales Recht 
(Art. 51, 86) schließt die Respekttage ausdrücklich aus, 
läßt aber den Protest erst am ersten oder zweiten Werktag 
nach Verfall zu. Der Antwerpener und Brüsseler Entwurf 
versagen gleichfalls die Diskretionstage, die Protestzeit 
wollen sie zunächst der Bestimmung der Landesgesetze 

1) Die den Protest ersetzende Privatdeklaration aus dem Gesetz 
vom 6. Mai 1874, über welche unten zu handeln ist, muß aber am Tage 
nach demjenigen der Fälligkeit erfolgen (Art. 1). 

M eye r, Weltwechselrecht. 4 
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überlassen, eventuell soll nach dem Antwerpener Entwurf 
dem Wechselinhaber zu diesem Akt der nächste und 
nachfolgende Tag zustehen (Art. 36). Dagegen schließt 
sich die Brüsseler Konferenz dem deutschen Vorbild an 
und gestattet eventuell die Protesterhebung bis spätestens 
am zweiten Werktage nach Verfall (Art. 38). Der Entwurf 
der Niederlande (Art. 61) kehrt zu dem französischen 
Muster zurück, indem er die Vornahme dieser Handlung 
auf den Tag nach dem Verfalltage festlegt. 

Daß für die Zulassung von Respekttagen heutzutage 
heitlichen Gesetz. keine Veranlassung mehr vorliegt, bedarf kaum einer 

näheren Begründung, gleichviel ob sie dem Interesse des 
Akzeptanten, Trassanten oder Wechselinhabers dienen 
sollen. Sie bedeuten nur eine Verlängerung der Verfallzeit 
und werden den Wechselaussteller regelmäßig zwingen, 
den Fälligkeitstermin um die bestimmte Diskretionsfrist 
zurückzuverlegen. England, das hier einen Ausnahme­
standpunkt einnimmt, hat ja auch für die Wechsel auf An­
fordern, also alle Sichtwechsel, Nachsichtwechsel und die 
bei bestimmten Ereignissen fällig werdenden Instrumente 
dieses Institut beseitigt. 

Ebenso wenig wird wohl ein ernster Widerstand gegen 
die Abschaffung der sich nur vereinzelt findenden Respekt­
fristen zu befürchten sein. Nach allgemeinen Rechtsgrund­
sätzen kann der Gläubiger schon mit Beginn der ge­
schäftsüblichen Zeit am V crfalltage die Leistung· fordern. 
Schwieriger wird sich die Frage regeln, ob man die Pro­
testerbebang schon an diesem Termin zulassen will oder 
nicht. An sich ist es dem Geiste der wechselrechtlichen 
Normen gemäß, eine möglichst prompte Realisierung den 
Forderungsberechtigten zu gewährleisten. Im Widerspruch 
damit liegt die Hinausrückung der Regreßansprüche 
durch den Aufschub der Protestlevierung. Indessen um 
eine prinzipielle, das Wesen des Systems berührende Ent­
scheidung handelt es sich hier nicht. Schließlich bedeutet 
die Verzögerung um vielleicht einen Tag keinen allzu­
schweren Eingriff in die Rechte des Wechselinhabers. 
Daß dem letzteren mehrere Protesttage vergönnt sein 
müssen, wobei die Feiertage außer Ansatz zu bleiben 
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haben, erscheint billig, da derselbe auf die Unterstützung 
von anderen Urkundspersonen ang·ewiesen ist, auch die 
tausendfachen kleinen Hindernisse des täglichen Lebens 
einerseits und die große Bedeutung rechtzeitiger Protest­
erhebung für den Gläubiger andrerseits in Rechnung ge­
zogen werden müssen. 

Eine völlig antiquierte Einrichtung bilden die in Kassiertage. 

Art. 93 der deutschen Wechselordnung erwähnten Kassier­
tage, welche gleichfallf'l eine Hinausschiebung des Zahl­
tages bedeuten. In Deutschland bestehen derartige Tage 
nicht mehr, da die letzten in Augsburg und Bremen auf­
gehoben sind. Andere der hier in Betracht kommenden 
Staaten erwähnen solche Zahltage nicht. Nachdem die 
Wechselskontration andere Formen angenommen hat, steht 
zwar ihre Wiedereinführung nicht zu befürchten; jeden­
falls bietet ein universelles Wechselrecht keinen Raum 
für derartige Termine. 

In Ansehung der Verfallzeit begegnen wir auch Präsentations-
fristen. 

mannigfachen Abweichungen über die Fristen für die a) 

Vorlegung von Sicht- und Nachsichtwechseln, voraus- Geltendes Recht. 

gesetzt, daß im Wechsel selbst keine besonderen Be-
stimmungen gegeben sind; dabei gehen die Gesetz-
gebungen wieder über die Befugnis der Indossanten zur 
Beifügung derartiger Vermerke auseinander. So finden 
wir in Deutschland (Art. 19, 31) subsidiär eine Frist von 
2 Jahren, desgleichen in Ungarn(§ 19, 31). Hingegen wird 
die Frist von der Schweiz (Art. 737, 750), Italien (Art. 
261, 289),. Bulgarien (Art. 546, 560) Rumänien (282, 311 ), 

Peru (Art. 447, 475), Japan (Art. 466, 482) auf ein Jahr 
beschränkt, jedoch, wenn der Wechsel in einem fremden 
Lande 1:ahlbar ist, mit welchem der Handelsverkehr ganz 
oder teilweise zur See vermittelt wird, für die Zeit eines 
Seekrieges in Italien, Rumänien und Peru verdoppelt. In 
Rußland (Art. 37 Ziff. 3, Art. 42) beträgt die Dauer 12 Monate 
und wird mit Ablauf derselben der Wechsel auch ohne 
Präsentation fällig. Abgestuft nach den Entfernungen der 
Länder werden diese Zeiten in Frankreich (Art. 160 nach 
dem Gesetz vom 3. Mai 1862), Griechenland, Holland, 
Luxemburg·, Monaco, der Türkei, Ägypten, Serbien, aber 

4* 
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auch in. Finland, Portugal, Belgien, Malta und Spanien.l) 
In Argentinien (Art. 652) müssen Sicht- oder Nachsicht­
wechsel stets mit erster Gelegenheit zur Annahme ver­
sandt werden. In England (Abschn. 45 (2)) und den Ver­
einigten Staaten von Amerika (Abschn. 131) hat die Vor­
legung in angemessener Frist zu erfolgen. 

Der Entwurf des Instituts für internationales Recht 
(Art. 30, 48) wählt den festen Zeitraum eines Jahres. Das 
Antwerpener Projekt behandelt in dieser Hinsicht die Prä­
sentation zur Annahme eines Zeitsichtwechsels anders, 
als die Vorlegung zur Zahlung eines reinen Sichtwechsels, 
welche letztere stets in 6 Monaten zu geschehen hat. 
Bezüglich der Nachsichtwechsel wird noch zwischen inter­
kontinentalen und von einem anderen Kontinent gezogenen 
Instrumenten unterschieden. Je nachdem soll die Vor­
legung zum Akzept in 4 bis 8 Monaten erfolgen (Art. 13, 
28). Hingegen hat die Brüsseler Versammlung (Art. 10, 27) 
die Fristen von 4 und 8 Monaten auch für die Präsentation 
zur Zahlung eines reinen Sichtwechsels beibehalten. Die 
Niederländische Gesetzesvorlage wählt wieder die Ab­
stufung nach den Entfernungen in Zeiträumen von 3 Monaten, 
6 Monaten und einem Jahr (Art. 41, 51). 

Zweifellos empfiehlt es sich nicht, nach dem Ant-
heitlichen Gesetz. werpener Vorgange die Fristen für die Vorlegung zur 

Annahme und zur Zahlung verschieden zu gestalten. Es 
ist dies geeignet, eine unnötige Verwirrung und Dishar­
monie in das Gesetz zu bringen. Ebensowenig erscheint 

1) Frankreich (Art. 160 des Gesetzes vom 3. Mai 1862}, ebenso 
Griechenland und Monaco (Art. 124) enthalten Fristen von 3, 4, 6 Monaten 
und .I Jahr, Holland (Art. 116) bemißt die Fristen auf 6, 8 Monate, 1 und 
2 Jahr, ebenso Luxemburg (Art. 160}, die Türkei (Art. 117, 125) auf 
6 Monate und 1 Jahr, Ägypten (Art. 167} auf 6, 8 Monate und 1 Jahr, 
Serbien·(§ 136) auf 3, 6, 18 Monate, Finland (§ 17, 34) auf 3, 6 Monate, 
1 Jahr und 18 Monate, Portugal (Art. 287, 314) auf 4, 8 Monate, Belgien 
(Art. 51) auf 3, 4, 6 Monate und 1 Jahr, Malta (Art. 202) auf 1, 6 Monate 
und 1 Jahr, Spanien (Art. 470ft'.) auf 40 Tage, 3, 6 Monate und 1 Jahr. In 
Frankreich, Griechenland, Holland, Luxemburg, Monaco, Türkei, Belgien, 
Malta, Ägypten werden die Fristen im Falle eines Seekrieges verdoppelt, 
in Spanien wird die Zeit nicht angerechnet, während welcher das Schiff-

. und das Landtransportmittel, mit welchem der Wechsel befördert 
wurde, durch einen See- oder notorischen Landunfall aufgehalten 
worden ist. 
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es angemessen, die Frist nach den Entfernungen der 
Länder zu klassifizieren. Je weniger verschiedene Zeit­
bestimmungen ein Gesetz enthält, um so weniger bietet 
es zu Mißverständnissen und damit zu Rechtsstreitigkeiten 
Gelegenheit. Wenn man erwägt, daß gewöhnliche Post­
sendungen von Deutschland auch an die entferntesten 
Punkte der Kulturwelt kaum über 6 Wochen zu laufen 
pflegen, die Schnelligkeit der Beförderungsmittel voraus­
sichtlich noch immer mehr wachsen wird, endlich der­
artige doch nur approximative Z~itbestimmungen immer 
etwas mehr oder minder Willkürliches an sich tragen, so 
wird eine Frist von 6 Monaten für ausreichend!) gelten 
können. 

Die deutsche Wechselordnung verlangt als fünftes• Unterschrift-des 
Ausstellers. . 

Erfordernis eines Wechsels die Unterschrift des Aus-
stellers. Auch hierüber haben sich die Bremer Regeln 
nicht ausgesprochen; indessen besteht in dieser Hinsicht 
kein Zwiespalt unter den Gesetzen und Entwürfen. Ent­
weder verordnen sie ausdrücklich die Unterzeichnung 
oder setzen eine solche als selbstverständlich voraus. 2) 

Abweichungen bestehen nur insofern, als in einzelnen 
Staaten, wie z. B. in Italien und Peru im Gegensatz zu 
Deutschland, bei Vermeidung der Nichtigkeit der Vor­
name nötig ist. Die Streitfrage, ob eine solche Zeichnung 
auch durch Bevollmächtigte bewirkt werden kann, scheidet 

l) Bernstein, Zur Revision der Wechselordnung empfiehlt 
1 Jahr S. 37. " 

2) Den ersteren Standpunkt nehmen ein Deutschland (Art. 4 
Ziff. 5), Bulgarien (Art. 529 Ziff. 8), Italien (Art. 251 Ziff. 7), Rußland 
(Art. 3 No. 7), Finland (§ 1 Zi:lf. 8), Schweiz (Art. 722 Ziff. 5), Ska:hdi­
navien (§ 1), Serbien (§ 80 Ziff. 5), Ungarn (§ 3 Ziff. 5), Portugal (Art. 
278 Ziff. 4), aber auch Holland (Art. 100), Spanien (Art. 444 Ziff. 8), 
Malta (Art. 106), Rumänien (Art. 270 Ziff. 8 u. 275), welches, wie schon 
oben bemerkt, den eigenhändigen Zusatz zur Unterschrift: "gut und 
bestätigt" mit gleichzeitiger Angabe des Betrages in Buchstaben 
anordnet, wenn der Wechsel vom Schuldner nicht geschrieben 
ist, Peru (Art. 436 Ziff. 7), Japan (Art. 445) und Argentinien (Art, 
599 Zi:lf. 6). Die gleiche Regelung wählen England (Abschnitt 3) und 
die Vereinigten Staaten (Abschnitt 20 Ziff. 1). Nicht erwähnen dieses 
Erfordernis, halten es aber für selbstverständlich Frankreich und seine 
Tochterrechte, Griechenland, Monaco, Luxemburg, die Türkei, Ägypten 
und Belgien. 
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als eine rein zivilrechtliche aus dem Wechselgesetz 

aus.l) 
Unterschiede finden sich bei der Frage, ob Ort 

a) und Datum der Ausstellung erforderlich ist. Als nu-
Geltendes Recht. . . 

umgänglich erachten dies Reqmslt Deutschland (Art. 4 

Ziff. 6), Italien (Art. 251, 55), Bulgarien (Art. 529 Ziff. 6), 

Finland (§ 1 Ziff. 2), die Schweiz (Art. 722 Ziffer 6). die 

skandinavischen Reiche (§ 1 Abs. 6), Rußland (Art. 3 Ziff. 1), 

Ungarn (§ 3 Ziff. 8), Rumänien (Art. 270 Ziff. 1, 57), Ar­

gentinien (Art. 599 Ziff. 1), Peru (Art. 436), aber auch Serbien 

(§ 80 Ziff. 6), Malta (Art. 106) und Spanien (Art. 444 Ziff. 1). 

Frankreich (Art. 110), Griechenland, Luxemburg (Art. 110), 

Monaco (Art. 75), die Türkei (Art. 70), Holland (Art. 1 00) und 

Ägypten (Art. 110) sprechen nur von der Datierung. Allein 

schon durch die Notwendigkeit der distancia loci in den 

fraglichen Gesetzbiichern ergibt sich das Erfordernis des 

Ausstellungsortes und die Rechtsprechung hat demgemäß 

auch regelmäßig entschieden. 2) 

Eine andere Regelung wählte Belgien (Art. 1); es 

verlangte nur die Angabe der Zeit, nicht des Ortes. Ihm 

haben sich Peru (Art. 4:l6 Ziff. 1) und Japan angeschlostiell 

(Art. 445 Ziff. 6). Portugal steht in der lVlitte (Art. 2821, 

es erheischt zwar Datierung, nicht Ortsangabe der Atts­

stellung, läßt aber den Wechsel bei fehlendem Datum nicht 

ungültig ·werden, sondern legt dem Inhaber im Streitfalle 

den Beweis des Datums auf (Art. 282 Ziff. 1). 

Nach englisch-amerikanischem Gemeinem Recht sind 

Zeit und Ort der Ausstellung nicht unerläßlich. 3) Die 

neuen KodifikationeninEngland (Abschnitt 3(4)) und Amerika 

(Abschnitt 25 Ziff. 1, 3) erklären einen Wechsel dieser Art 

für nicht ungültig, sondern verleihen (Abschnitt 12 resp. 

Abschn. :~2) bei Dato- und Sichtwechseln jedem Inhaber 

1) Entscheidungen des deutschen Reichsgerichts in Zivilsachen, 
Bd. 50 S. 51 bejaht. Cfr. Spanien Art. 444 Ziff. s. 

2) Lyon-Caen et Renault Bd. 4 S. 55 1\o. 7G, Späing- a. a. 0. 

S. 17 Anm. 7. DnH Erfordernis der Ortsverschiedenheit hat Frankreich, 
wie wir sahen, erst durch Gesetz vom 7 . .Jnni lt-\94 beseitigt. Daratt.' 
kann also· nichts für die Au~lcgung· des Art. 110 Code de Commen·p 
gefolgert werden. 

:l) The American and Eng\ish Encyelopaedia S. l:.lti, 12\l. 
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die Freiheit, den richtigen Tag der ersten Begebung 
beizusetzen; außerdem erachtet das amerikanische Gesetz 
ein undatiertes Instrument ohne Weiteres als vom Tage 
seiner ersten Begebung datiert. (Abschnitt 36 Ziff. 3). 

Das Institut für internationales Recht (Art. 4 No. 3) 
und die Niederlande in ihrem Entwurf (Art. 5 Ziff. 6) 
machen Ort und Datum der Ausstellung zu wesentlichen 
Bestandteilen des Wechsels, während der Antwerpener 
(Art. 6) und der Brüsseler Entwurf (Art. 7) nur das letztere 
fordern; jedoch beim Mangel eines solchen legte man in 
AntwerpeJ:J. dem Inhaber die Pflicht der Feststellung auf, 
und ermächtigte ihn in Brüssel zur Einfügung des Zeit­
punktes. 

An sich erscheint die Anführung von Ort und Zeit bl 
Regelung im ein-

der Ausstellung auf dem Wechsel in hohem Maße heitlichen Gesetz. 

wünschenswert. Die Ortsangabe kann für die Lösung 
international-privatrechtlicher Konflikte erheblich sein und 
erleichtert jedenfalls die Notifikation. Der Vermerk der 
Ausstellungszeit wird viele Streitigkeiten abschneiden, da 
der sonst dem Inhaber aufzuerlegende Beweis in der 
Regel sehr schwierig sich gestalten wird. Jedoch für so 
wichtig kann man wohl diese Bestandteile nicht erachten, 
daß ihr Mangel die Nichtigkeit des Instruments herbei-
führen müßte, besonders wenn das Erfordernis der Orts­
verschiedenheit auch bei den trassiert eigenen Wechseln 
fällt. Zudem ist die Wahrheit der fraglichen Angaben 
nach dem geltenden deutschen Recht keine Bedingung für 
die Gül~igkeit des Instrumentes gutgläubigen Erwerbern 
gegenüber. Schwerste wirtschaftliche Nachteile können 
die Folge sein, wenn solche Auslassungen die Begebbarkeit 
des Wechsels hindern. Auch an die Indossamente werden 
derartige strenge Anforderungen regelmäßig nicht gestellt.I) 
Der kaufmännische Verkehr wird schon von selbst bedacht 
sein, behufs Verhütung von Zeitvergeudung und Kosten 
solche Säumnisse zu vermeiden. 

Die sich an die Erfordernisse des Wechsels an- stempel. 

schließende achte Bremer Resolution beschäftigt sich mit Geltend~s Recht. 

1) Vergl. Deutschland (Art. 12), Skandinavien (§ 12), Belgien 
(Art. 29), Norsa a. a. 0. S.77 Anm.l. Grünhut a.a.O. Bd. I S. 402 ff. 
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einer wesentlich fiskalischen Frage: ,,Die Gültigkeit eines 
Wechsels soll nicht durch den Mangel und die Unzuläng­
lichkeit des Stempels berührt werden. u Die Wechsel­
stempelsteuer als eine Besteuerung des Wertverkehrß 
findet sich in den meisten Kulturstaaten, wenn auch mit 
erheblichen Abweichungen, bald abgestuft nach der Ver­
fallzeit, bald als Fixstempel, bald als Proportionalsteuer, 
bald verschieden nach Wert und Umlaufzeit, bald bei In­
und Auslandswechseln, anders geregelt.!) Nur in Ausnahme­
fällen pflegt die Gültigkeit des Wechsels durch die Hinter­
ziehung des Stempels aufgehoben zu werden. So in Italien 
(Art. 42 des Stempelgesetzes vom 30. September 1874),2) 

Rußland (Art. 3, 14, 86 der W echselordnung) und Spanien 
(Art. 144, 146, 147 des Staatsstempelgesetzes vom 1. Januar 
1906). In Frankreich (Art. 5 des Gesetzes vom 5. Juni 1850) 

und der _Türkei sind die Indossanten auf einem nicht be· 
stempelten Instrument jeder wechselmäßigen Verpflichtung 
frei; der Inhaber eines nicht akzeptierten Wechsels bleibt 
auf den Regreß gegen den Aussteller beschränkt, eines 
angenommenen Instrumentes auf den Anspruch gegen den 
Akzeptanten und den Trassanten, gegen den letzteren aber 
nur, wenn er nicht für rechtzeitige Deckung am Verfalltage 
gesorgt hatte. 3) 

Zudem ist nach Art. 8 des französischen Gesetzes 
vom 5. Juni 1850 die Protesterlaß-Klausei auf dem Wechsel 
oder auf besonderer Urkunde unwirksam, wenn das Papier 
nicht gestempelt ist, da durch den Fortfall des Protestes 
die Entdeckung der Stempelhinterziehung erschwert wird. 

In England wird aus ungestempelten Wechseln kein 
Klagerecht gegeben (Abschn. 97 (3) a). Die Vereinigten 

1) Vergl. Stamp Act von 1870, für Frankreich die Gesetze vom 
5. Juni 1850, 23. August 1871, 19. Februar 1874 und 22. Dezember 1878. 
Österreich, Gebührengesetz vom 9. Februar 1850. Dänisches Stempel­
gesetz vom 14. Februar 1861, 21. März 1874 und Bekanntmachungvom 
1. Dezember 1874, für Italien Gesetz vom 13. September 1874, ergänzt 
1888, für Spanien vom 1. Januar 1906, Rußland vom 10. Juni 1900, 
Luxemburg vom 9. Februar 1874. Norwegen vom 17. März 1902. 
Bulgarien vom 1. März 1904. Serbien vom 16. Dezember 1896. 

2) Sorani, Bd. I § 82 S. 84. 

3) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. S. 476 No. 611. 
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-Staaten von Amerika haben alle Wechselstempel abge­
schafft.!) Keiner der uns vorliegenden W echselgesetz­
entwürfe berührt den hier zur Erörterung stehenden Punkt. 

Es kann kaum einem Bedenken unterliegen, daß die R 1 b). . ege ung 1m am-
Frage nach dem Bestand eines Rechtsgeschäftes frei von heitlichen Gesetz. 

fiskalischen Rücksichten bleiben sollte, allein es wird 
·schwierig sein die einzelnen Staaten zu einer .Änderung 
ihrer Gesetzgebung auf diesem Gebiete zu bewegen. Sie 
.sollten aber aus dem Beispiele der anderen Völker er­
kennen, daß man mitStempelstrafen einengenügendenErfolg 
erreicht, Qhne die wirtschaftlichen Interessen der Wechsel­
berechtigten zu gefährden. Vielleicht wird auch die V er­
einheitlichung der Stempelmarke nach Art einer W eltpost­
marke näher ins Auge gefaßt. Die Vorteile einer solchen 
Einrichtung sind offenbar. Die Steuer sollte nur in dem 
Lande der Ausgabe des Instruments erhoben werden. 2) 

Das erstrebenswerteste Ziel bildet die vorgeschlagene 
Unifikation der gesamten Stempeltarife,3) deren oben her­
vorgehobene Mannigfaltigkeit im internationalen Verkehr 
wenig ersprießlich ist. Aber man wird gut tun, die 
Schwierigkeit der gestellten Aufgabe einer Vereinheit­
lichung des Wechselrechts nicht durch die Verquickung 
mit steuerpolitischen Problemen zu erhöhen. Bei den ver­
schiedenen finanziellen Verhältnissen der beteiligten Staaten 
wird für solche Erörterungen die gemeinsame Grundlage 
vorerst kaum zu gewinnen sein. Schon viel wäre er­
reicht, wenn wenigstens Auslandswechsel (Transitwechsel 
§ 1 des deutschen Wechselstempelsteuergesetzes) überall 
gleicher Behandlung in dieser Hinsicht unterzogen würden. 
Vielleicht schließen sich hierzunächst diemitteleuropäischen 
Staaten zusammen. Auf Antrag der türkischen Delegierten 
hat man sich in Brüssel entsprechend dem Antwerpener Vor­
gang auf den harmlosen Wunsch an die Staaten beschränkt, 
die fiskalischen Gesetze zu beseitigen, welche die Nichtigkeit 
des Wechsels wegen fehlenden Stempels bestimmen.4) 

1) The American and English Encyclopaedia, S. 158 .. 
2) Actes du Congres d'Anvers, S. 82. 
3) Co h n, Beiträge, S. 78. 
4) Actcs du Congres de Bruxelle~, S. 78. 
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Nach- Die zehnte These der Association for the reform and 
indossamente. 

a) codification of the law of nations betrifft die Nachindossa-
Geltendes Recht. . . mente, also die nach Ablauf der Protestfnst mangels 

Zahlung bewirkten Vollindossamente. Sie unterscheidet, 
ob der Protest rechtzeitig erhoben ist oder nicht und ge­
staltet danach die Rechte des Erwerbers verschieden. Sie 
besagt: "Das Indossament eines verfallenen und nicht ge­
hörig mangels Zahlung protestierten Wechsels soll dem 
Indossatar nur ein Regreßrecht gegen den Akzeptanten und 
die Nachindossanten verschaffen. Ist der Protest gehörig 
erhoben, so soll der Indossatar nur die Rechte seines In­
dossanten gegen den Akzeptanten, Aussteller und Vor­
indossanten besitzen." Die Regel geht augenscheinlich 
von der Erwägung aus, daß mit dem rechtzeitig erhobenen 
Protest der Wechsel seine Mission als solcher beendet 
hat, selbständige Wechselrechte auf demselben nicht 
mehr begründet werden können. So bleiben dem Nach­
indossatar nur die abgeleiteten Rechte seines In­
dossanten gegen die früheren W echselverpflichteten. Er 
muß sich alle Einreden aus dem Recht seines Vormannes 
entgegenhalten lassen, kurz, das Nachindossament wirkt 
in diesem Falle wie eine Abtretung bürgerlichen Rechts. 
Anders bei dem verfallenen, aber nicht rechtzeitig 
protestierten, dem präjudizierten Wechsel. Auch hier sind 
die wechselmäßigen Regreßrechte gegen den Aussteller 
der 'l'ratte und die Vorindossanten mangels Wahrung der 
vvechselmäßigenDiligenz seitens des ersten Nachindossanten 
erloschen. An dem wechselmäßigen Verfalltage kann 
Zahlung nicht mehr geleistet werden, da dieser Zeitpunkt 
verstrichen ist, andererseits bleibt der Akzeptant zur 
Zahlung verbunden. Da der Wechsel noch lebt, sein 
Schicksal durch den Protest nicht entschieden ist, so 
kann er zur Grundlage fernerer selbständiger Rechte 
gemacht werden. Der erste Nachindossant gilt wie der 
Aussteller einer neuen Sichttratte, und auf seinen Indos­
satar gehen als selbständige die mit dem Wechsel ver­
bundenen Ansprüche gegen den Akzeptanten und die 
~ achindossanten über. 

Diese rechtliche Charakteristik entspricht der Auf-
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fassung der Wechselordnung Deutschlands (Art. 16), der 
Schweiz (Art. 734), Serbiens (§ 113, 114) und auch Maltas 
(Art. 126, 127), nur daß dort der Indossatar auch seine 
Rechte gegen den Aussteller oder denjenigen, für dessen 
Rechnung der Wechsel gezogen war, behält, was augen­
scheinlich damit zusammenhängt, daß der Aussteller dem 
Wechselinhaber gegenüber zur Beschaffung der Deckung 
am Verfalltage verpflichtet ist. (Art. 114.) 

In Italien (Art. 260), Portugal (Art. 302), Rumänien 
(Art. 281), Ungarn (§ 14), Bulgarien (Art. 543), Rußland 
(Art. 56), Peru (Art. 446), Japan (Art. 462), England (Abschn. 
36 (2) Abschn_ 10 (2) und auch wohl in rlen Vereinigten Staaten 
von Amerika (Abschn. 26, 91, 92, 97) 1) verleiht das Nach­
indossament ohneRücksichtaufeineetwaigeProtestlevierung 
keine selbständigen Rechte, wobei aber zu Lemerken ist, 
daß in einigen Ländern wie Ungarn, Bulgarien, Rußland, Japan 
und dem anglo-amerikanischen Rechtsgebiet das Indossa­
ment die Natur eines solchen behält, während Italien und 
die ihm nachgebildeten Gesetzgebungen von Portugal, 
Rumänien sowie Peru (Art. 446) das Giro ausdrücklich nur 
mit den Rechtswirkungen einer Zession ausstatten.2) 

In Frankreich und den ihm nahestehenden Gesetzen 
von Luxemburg, Griechenland, Monaco, der Türkei, aber 
auch im Nordischen \Vechselrecht und in Finland wird 
das Nachindossament gar nicht besonders behandelt. Die 
Rechtspreehung in diesen Gebieten verleiht dem Nach­
indossatar ohne Rücksicht auf etwaige Protesterhebung 
völlig selbständige Rechte und stellt ihn dem Vorindossatar 
gleich. Der nach Verfall indossierte Wechsel gilt als zahlbar 
auf Sicht.S) In Belgien (Art. 26) wird mittels Nachgiro 
das Recht aus dem Wechsel auf den Indossatar über­
tragen, nur bleiben dem Bezogenen gegenüber dem Er-

1) Die Frage i:st zweifelhaft. Vergl. Sirnonton a. a. 0. S. 943, 
The Ameriean and English Encyelopaedia S. 246, 281, 402. Story 
a. a. 0. S. 121 § 220. Cnhn, Beiträge S. 218. 

2) Siehe Grünhut a. a. 0 Bd. 2 S. Hi7 Anm. 4. Co h n, Beiträge 
s. 1ltl. 

3) Lynn-Caen et Renault a. a. 0. Bd. 4 S. 109 Nr. 135, Späing 
a. a. 0. S. 57, Grünhut a. a. 0. S. 166, Borchardts Handelsgesetze des 
Erdballs. 3. Anti. Heft 11, S. 11, Anm. I. 
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werher alle die Einreden erhalten, welche er gegen den 
Inhaber des Wechsels im Augenblick der Fälligkeit hatte. 
Man ging davon aus, der Bezogene hätte sich am Verfall­
tage durch Zahlung oder andere ihm zuste:Uende Einwen­
dungen gegen die Forderung des damaligen Wechsel­
inhabers schützen können; dieser Rechte dürfe er nicht durch 
eine ohne seine Genehmigung erfolgte Weiterbegebung ver­
lustig gehen.l) Holland (Art. 139) und Argentinien (Art. 635) 
verbieten schlechthin die Indossierung aller verfallenen 
Wechsel und gestatten nur deren Übertragung nach zivil­
rechtlichen Grundsätzen; Spanien (Art. 466) trifft die Be­
stimmung, daß verfallene u n d präjudizierte Wechsel nicht 
giriert werden können. Daraus ergibt sich, was aber nicht 
unbestritten geblieben ist, daß zwar verfallene, aber nicht 
präjudizierte, also gehörig protestierte Wechsel weiter in­
dossiert werden dürfen. Im ersteren Falle ist also nur 
eine Zession angängig, und wird eine trotz des Verbotes 
vollzogene Indossierung allein als Abtretung betrachtet 
werden können, im anderen Falle gewährt das Indossa­
ment selbständige Rechte. 

Das Institut de Droit International (Art. 24) bleibt 
auch hier auf deutscher Grundlage, während der Ant­
werpener Entwurf (Art. 21) seinen belgiseben Ursprung 
nicht verleugnet, dem Bezogenen also die ihm gegen 
den Wechseleigentümer zur Zeit des Verfalls gegebenen 
Einreden zu ungunsten des Nachindossatars beläßt. In 
Brüssel wurde diese Antwerpener Bestimmung gestrichen, 
um damit die gleiche Stellung des Vor- und Nachindossa­
ments zum Ausdruck zu bringen.2) Der Niederländische 
Entwurf (Art. 37) bleibt dem alten Holländischen Gesetz 
treu und nimmt dem Nachindossament jede wechselrecht­
liche Wirkung.3) 

Mag immerhin die Behandlung des Nachindossaments 
heitlichen Gesetz. ----

1) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. S. 110. Anm. 1; No. 35, 
Sachs a. a. 0. S. 64. 

2) Auf Vorschlag von Cohn, Actes de Gongres de Bmxelles, 
s. 508. 

3) Riesser in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissen­
schaft Bd. 7 S. 34. 
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in der deutschen Wechselordnung, wohin sie aus § 16 des 
Preußischen Entwurfs in Abweichung von dem preußi­
schenLandrecht § 825 II8 entnommen istundin dervorliegen­
den Bremer Regel den Eindruck scharfsinniger juristischer 
Folgerung f!ir sich haben, wenn wirklich dem Protest die 
ihm dort beigelegte Bedeutung gebührt. Allein gerade 
diese letztere Voraussetzung ist auf das lebhafteste be­
stritten worden.l) Man hat dnrauf hingewiesen, daß der 
Protest nur ein Beweismittel für die fruchtlose Präsentation 
sei, oft geheim gehalten werde und mit der Frage der 
Begebbarkeit des Wechsels nichts zu schaffen habe, daher 
dem Wechsel keineswegs seine Lebenskraft nehme. Man hat 
ferner betont, daß, wenn dem Protest solche Wirkung zuer­
kannt würde, nur das Belieben des Inhabers entscheide, ob er 
durch sein Vorgehen die Rechtslage Dritter verschlechtern 
wolle oder nicht. NachdemProtokoll derLeipzigerKonferenz 
wurde auf den Protest auch nur deshalb dieses Gewicht 
gelegt, weil die kaufmännischen Mitglieder der Kommission 
erklärten, mangels Zahlung protestierte Wechsel würden 
nur selten verhandelt, oft hingegen präjudizierte Instru­
mente. Die Tatsache, daß der Wechsel Not leidet, wird 
freilich seinen Umlauf erschweren, aber macht ihn nicht 
zirkulationsunfähig. Noch immer bietet sich die Aussicht, 
daß der Akzeptant, der sich am Verfalltage vielleicht in 
vorübergehender Zahlungsschwierigkeit befand oder die 
Deckung nicht rechtzeitig empfangen hatte, die Schuld 
tilgt. Noch immer kann ein Ehrenzahler dem Wechsel 
als Retter in der Not erstehen. We~er die Fälligkeit noch 
der Protest rauben dem Wechsel etwas an seinem Wesen. 
Schon daß die weit überwiegende Zahl der Staaten, selbst 
8olcher, die sonst ganz dem deutschen Muster anhängen, 
sich einer solchen Regelung der Nachindossamente abge­
wandt haben, beweist das wenig Praktische der doktrinären 
Gestaltung dieses Instituts in Deutschland. 

Nicht ersichtlich ist, warum der Akzeptant, der am 
Verfalltage säumig ist, seine Einreden aus jenem Zeit-

·1) Cohn in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 
Bd. 4 S. 38, Beiträge S. 127; Riesser a. a. 0. S. 34. Hoffmann in 
Goldschmidts Zeitschrift Bd. 1 S. 248 ff. 
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punkte dem damaligen Wechselinhaber gegenüber dauernd 
erhalten und so der Verfalltag für ihn den letzten Wechsel­
gläubiger bestimmen soll.l) Ihm gebührt kein Anspruch 
darauf, daß gerade eine bestimmte Person Inhaber des 
Wechsels am Fälligkeitstermin ist. Er muß von vornherein 
damit rechnen, daß immer neue selbständige Wechsel­
gläubiger gegen ihn auftreten werden, eine Gefahr, die in 
seiner Wechselerklärung eingeschlossen ruht und durch 
die Gleichstellung von Vor- und Nachindossament nicht 
wesentlich erhöht wird. Es hieße unter Umständen eine 
Prämie auf seine Säumigkeit setzen, wenn man ihm seine 
Eiri.wände gegen den Wechselinhaber am Fälligkeitstage 
auch den Nachindossataren gegenüber beließe. 

Nach alledem möchte es nicht ratsam erscheinen, 
eine solche Caesur, wie sie die zur Erörterung 
stehende Bremer Regel in der Girokette macht, 
für ein einheitliehes Wechselrecht zu empfehlen. Sie 
hat jedenfalls wenig Aussicht, von der Allgemeinheit an­
genommen zu werden und besitzt unbedingt nicht den 
Vorzug der erstrebenswerten Einfachheit. .Man wird viel­
mehr Nach- und Vorindossament g·leichstellen müssen nur 
mit der selbstverständlichen Maßgabe, daß infolge der 
unterlassenen Wahrung wechselmäßiger Vigilanz durch 
rechtzeitige Protestierung der Regreß gegen Aussteller und 
Vorindossanten für das Nachindossament ausgeschlossen 
bleibt; sonst aber hat der Wechsel allen Regeln der Sicht­
tratte in Bezug auf Regreß und Verjährung zu folgen.2) 

Form des Wir gelangen nunmehr zu den Grundsätzen über das 
Akzeptes. 

al Akzept. Von diesem ist in de1i Thesen 11 bis 15 die Rede. 
Geltendes Recht. Z .. l . d .. t d · d · A 1 ..,unac 1st w1r eror ert, wo un wie 1e nna 1me zu er-

klären ist. In dieser Hinsicht heißt es: "Die Annahme 
eines Wechsels muß schriftlich auf der Vorderseite des 
Briefes selbst stehen. Das Namenszeichen des Bezogenen 
ohne weitere Worte soll, wenn es auf der Vorderseite des 
Briefes steht, ein Akzept darstellen." Ergänzend dazu 
bestimmt die Regel 14: "Die Durchstreichung einer ge­
sehriebenen Annahme soll ohne Wirkung sein." 

I) Motive des NiederHindisehen Entwurfs zu Art. ß7. 
2) SieheBern stein, Zur Revision der VlPchselordnung. S. 16. 



- 63-

Von dem ersteren Prinzip enthält die deutsche 
Wechselordnung insofern eine Abweichung, als nur dann 
das Akzept auf der Vorderseite der Urkunde sich befinden 
muß, wenn der Annehmende sich auf die Zeichnung seines 
Namens oder seiner Firma beschränkt; sonst hat jede auf 
den Wechsel geschriebene, vom Bezogenen unterschriebene 
Erklärung mangels ausdrücklichen gegenteiligen Inhalts 
die Wirkung einer unbeschränkten Annahme. Hiermit 
stimmen im wesentliehen überein Italien (Art. 262), Ungarn 
(§ 21), die Schweiz (Art. 739), Skandinavien (21), Bulgarien 
(Art. 549), -Portugal (Art. 288)1), Rußland (Art. 94), Rumänien 
(Art. 2133), Peru (Art. 448), Japan (Art. 468), wo auch für 
das Akzept durch bloße Namenszeichnung der Platz nicht 
nur auf der Vorderseite der Urkunde bestimmt ist. 

Ausdrücklich erklären auch Italien und Rumänien das 
Akzept auf einer Kopie für verbindlich, während nach 
deutscher Rechtsprechung der Bezogene, welcher nur die 
als Kopie bezeichnete Urkunde akzeptiert, nicht für einen 
Akzeptanten des Wechsels angesehen wird.2) 

Die Länder des Code de Commerce teilen im wesent­
lichen diesen Standpunkt. Obwohl Art. 122 des gedachten Ge­
setzbuches, Art. 86 des Monagaskischen, Art. 127 des Ägyp­
tischen, Art. 80 des Türkischen Handelsgesetzbuches keine 
ausdrückliche Vorschrift in dieser Hinsicht treffen, ist man 
doch darüber einig, daß das Akzept, dessen Unterzeich­
nung das Gesetz erheischt, sich auf dem Wechsel befinden 
muß und einfache Namensunterschrift als Akzept genügt.3) 

Serbien (§ 92) hat die Bestimmung des Art. 122 des 
Code de Commerce übernommen. Ein akzeptierender 
Analphabet muß die Annahme durch einen Dritten schreiben 
lassen und dazu zwei Zeugen haben. Argentinien (Art. 
639) und Belgien (Art. 12) lassen ausdrücklich die bloße 

1) Dort wird erfordert, ebenso wie in den Skandinavischen 
Wechselrechten, daß der Kontext der Annahme geschrieben ist, wäh­
rend die deutsche Theorie und Praxis dessen Druck gestattet und 
nur die Unterschrift des Akzeptanten zur Bedingung erhebt. Staub 
a. a. 0. Art. 23 Anm. § 3, S. 78. 

2) Rehbein a. a. 0. S. 58 Anm. 2. 
3) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. No. 209 S. 177; dagegen 

Grünhut S. 211 Anm. 12. 
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Unterschrift des Bezogenen als Akzept gelten, ohne 
ihren Platz auf dem Wechsel zu beschränken. Malta 
(Art. 131) und Spanien (Art. 477) en:thalten wesentlich 
gleiche Vorschriften wie das französische Gesetzbuch, nur 
bestimmt das erstere positiv, daß die Annahme auf dem 
Wechsel stehen muß und für Spanien folgt das gleiche 
aus der Fassung des Art. 478. 

Das anglo-amerikanische Common Law gestattet die 
schriftliche Annahme auf einer besonderen Urkunde und 
ein mündliches Akzept.l) Indessen die neuen Kodifi­
kationen haben darin Wandel geschaffen. Die englische 
Wechselordnung (Abschn. 17 (2) (a)) verlangt gleichfalls 
eine schriftliche, von dem Bezogenen unterfertigte Er­
klärung oder die einfache Unterzeichnung des Bezogenen 
ohne nähere Platzanweisung. Das N egotiable Instruments 
Law (Abschn. 220) fordert eine schriftliche, vom Be­
zogenen unterzeichnete .Äußerung. Nach Abschnitt 222 
bindet eine solche den Annehmer Dritten gegenüber aber 
nur, wenn sie auf den Wechsel geschrieben ist. Eine 
Annahme auf besonderer Urkunde wirkt allein zugunsten 
einer Person, der sie gezeigt ist und die im Vertrauen 
darauf den Wechsel gegen Hingabe eines Gegenwertes 
empfangen hat.2) Auch die schriftliche Zusage, einen 
noch nicht gezogenen Wechsel anzunehmen, wirkt wie 
ein Akzept zugunsten derer, welche im Vertrauen hierauf 
den Wechsel für eine Gegenleistung erhalten haben 
(Abschn. 223). 

Die sämtlichen Entwürfe stimmen mit dem deutschen 
Recht überein. Sie Yerlangen schriftliche Annahme auf 
dem Wechsel und betrachten die bloße Namenszeichnung 
des Bezogenen auf der Vorderseite als ein genügendes 
Akzept.3) 

1) The American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 217. 
2) Auch Argentinien regelt die Wirkungen eines schriftlichen 

oder mündlichen Annahmeversprechens (Art. 637), sowie die Annahme 
auf einer anderen Urkunde (Art. 639 Abs. 2). Derartige Erklärungen 
erzeugen nur Rechtswirkungen zwischen den unmittelbaren Kon­
trahenten. 

3) Institut de Droit International (Art. 33), Antwerpen (Art. 14), 
Brüssel (Art. 12), Niederlande (Art. 44). 
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Die uns hier beschäftigende Bremer Resolution wird 
daher nach dem obigen für das einheitliche Recht 
die maßgebende Richtschnur bieten, nur wird von dem 
Erfordernis, daß die Annahmeerklärung stets auf der 
Wechselvorderseite stehen muß, als einem unnötigen For­
malismus abgesehen werden können. Verwechslungen 
mit den Indossanten sind bei einem ausgeschriebenen 
Annahmevermerk nicht zu befürchten.l) Das amerika­
nische Akzept auf besonderer Urkunde kann nur zu Un­
zuträglichkeiten führen, welche die schleunige Abwickelung 
des Verkehrs hindern. Ein derartiges Instrument müßte 
eben stets mit dem Wechsel zusammen versandt werden, 
und würde bei nicht ganz genauer Abfassung der Aus­
legung mannigfache Schwierigkeiten bereiten. Ebenso­
wenig empfiehlt sich die Zulässigkeit der Annahme auf 
einer Kopie, die sich auch als solche bezeichnet. Die 
Wirkung von Annahmeerklärungen außerhalb des 
Wechsels sind allein nach bürgerlichem Recht zu beur­
teilen.2) 

Wünschenswert ist die Aufnahme einer von den 
meisten geltenden Wechselordnungen ausgesprochenen 
Bestimmung, daß der Bezogene sein Akzept bei einem 
Nachsichtwechsel zu datieren habe. Allein da der Mangel 
der Datierung durch den Protest ersetzt wird, so kann 
ein undatiertes Akzept auch in diesem Falle nicht für 
unverbindlich gehalten werden. Die Sichtbescheinigung 
fällt zudem begrifflich nicht mit der Annahme zu­
sammen. 

Zu lebhaften Kontroversen hat der Satz geführt, den Widerruflichkeit 

die oben erwähnte 14. Bremer Regel aufstellt und welche t~e~;:~~~~t~ 
von der Rechtsunwirksamkeit der Durchstreichung des al 

Geltendes Recht. 
Annahmevermerks handelt. 

Aus dem Allgemeinen Landrecht für die Preußischen 
Staaten ist in Art. 21 Abs. 3 der deutschen Wechsel-

1) Bernstein, Zur Revision der Wechselordnung S. 25, dagegen 
Norsa a. a. 0. S. 194. 

~) Nach Art. 140 des Maltesischen Gesetzes gilt das Versprechen, 
einen Wechsel zu akzeptieren, nicht als Akzept, macht aber wegen 
Erfüllungsweigenmg schadensersatzpflichtig. 

Meyer, Weltwechselrecht. 5 
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ordnung entsprechend dem § 21 Abs. 2 des Preußischen 
Entwurfes der Grundsatz übergegangen: "Die einmal 
erfolgte Annahme kann nicht wieder zurückgenommen 
werden(",!) eine der Hauptsäulen für die Kreationstheorie, 
welche in dem einseitigen, in der Urkunde enthaltenen 
Versprechen die Verbindlichkeit der Wechselerklärungen 
erblickt und die Vorschriften über die Order- und In­
haberpapiere in Deutschland beherrscht. 

In wesentlich gleicher Fassung ist der Grundsatz 
übernommen worden, von Ungarn (§ 21 Abs. 4), Bul­
garien (Art. 550), Skandinavien (§ 21 Abs. 3), Finland (§ 19 
Abs. 1 ), der Schweiz (Art. 740 Abs. 1 ), aber auch Holland 
(Art. 119 Abs. 2) und Argentinien (Art. 639 Abs. 3). Ob­
wohl verschiedene der hier erwähnten Staaten in Über­
einstimmung mit Art. 125 des französischen Code de 
Commerce dem Bezogenen für die Abgabe seiner Erklä­
rung eine Überlegungsfrist von 24 Stunden gewähren, 
wie die Schweiz (Art. 736), Dänemark, Schweden und 
Norwegen (§ 21 Abs. 1), Finland (§ 18), Holland (Art. 1 12) 
gestatten sie doch nicht eine innerhalb dieser Deliberations­
zeit erklärte Annahme wieder zu beseitigen. 

Das französische Recht selbst enthält zu diesem Punkte 
keine Bestimmung. Zu Unrecht berufen sich die Verfasser 
der .Motive des Preußischen Entwurfes auf Art. 121 des 
Code de Commerce,2) da dieser nur die Wiedereinsetzung 
des Akzeptanten in den vorigen Stand ausschließt, selbst 
wenn ohne sein Wissen der Trassant vor der Annahme 
falliert hat. In der französischen Rechtsprechung nimmt 
man an, daß solange der Wechsel sich in den Händen 
des Akzeptanten befindet, seine schriftliche Annahme­
erklärung nur einen vorläufigen Charakter trägt und von 
ihm wieder gestrichen werden kann, wofern er nicht den 
Wechseleigentümer schon von der Vollziehung des 
Akzeptes benachrichtigt hat.3) 

1) §§ 997, 998, II (8), A .. L. R., Goldschmidt in seiner Zeit­
schrift Bd. 28 S. 85; Bernstein, vVechselordnung S 129; Lehmann, 
a. a. 0. S. 223. Reichsgericht im "Das Recht" 1903, 582. 

2) Leipziger Protokolle S. XLVIII. 
3) Lyon-Cacn et Renault a. a. 0. No. 215 S. 182. 



- 67 

Den gleichen Gedanken haben Italien (Art. 265), 
Rumänien (Art. 287), Rußland (Art. 97, 95) Peru (Art. 451) 
und Venezuela (Art. 382 Abs. 2) in ihren Gesetzen Aus­
druck geliehen, da sie dem Bezogenen nicht nur einen 
24 stündigen Aufschub zuteil werden lassen, sondern die 
Zurücknahme seines Akzeptes bis zur Wiederaushändi­
gung des Wechsels gestatten. Rußland betont ausdrück­
lich, daß erst mit der Ausfolge des Wechsels die Ver­
pflichtung entsteht und ein durchstrichenes Akzept nicht 
gelten soll.l) Serbien(§ 95) und Malta (Art. 134, 135) haben 
die französische Auffassung rezipiert. Spanien (Art. 478) 
verlangt die Annahmeerklärung noch am Tage der Präsen­
tation, enthält aber sonst keine Bestimmungen über den Zeit­
punkt, wann das einmal geschriebene Akzept unwiderruflich 
wird. Doch folgt die Judikatur der französischen Auffassung. 
Einen besonderen Weg haben Belgien (Art. 11 Abs. 4) und 
Portugal (Art. 288 § 1, 3, 5) eingeschlagen. Nach beiden 
Gesetzgebungen kann der Bezogene innerhalb der 24 stün­
digen Bedenkfrist seinAkzept vernichten oder ausstreichen. 
Nur muß er in Belgien während dieser Frist bei Vermei­
dung der Ungültigkeit der Ausstreichung dem Inhaber 
Kenntnis von der geschehenen Tilgung des Annahmever­
merkes geben. Japan schweigt über die hier in Erwägung 
genommene Frage. 

Das anglo-amerikanische gemeine Recht läßt das 
Akzept des Bezogenen erst mit der Aushändigung des 
Wechsels unwiderruflich werden. Dabei kann der Be­
zogene den Wechsel die übliche Zeit, d. h. auf eine 
Dauer von 24 Stunden zurückbehalten, ehe er seine 
Erklärung abgibt.2) Diese Prinzipien werden auch 
von den Statuten befolgt. So verordnet das englische 
Gesetz (Abschnitt 21 (1)), daß die Annahmeerklärung wie 
jede andere wechselrechtliche Verpflichtungsäußerung bis 
zur Ubergabe der Urkunde zurückgenommen werden kann, 
wenn der Bezogene nicht schon früher dem Berechtigten 
von der erfolgten Annahme Kenntnis gegeben hat. Nach 

I) Art. 15, 27 enthalten das Prinzip. 
2) The American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 212, 221. 

5* 
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Abschnitt 42 (1) gilt ein in nicht üblicher Zeit akzeptierter 
Wechsel als dishonoriert. 

Das Negotiable Instruments Law stellt die allgemeine 
Regel auf (Abschn. 35), daß jeder Vertrag auf einem 
Zirkulationspapier unvollständig und vdderruflich ist, bis 
die Übergabe zu dem Zwecke geschehen sei, um dem Ver­
trage Wirkung zu verleihen (Abschn. 35). Die Delibe­
rationsfrist wird auf 24 Stunden bemessen (Abschn. 224); 
aber wer über diese Zeit hinaus gegen den Willen des 
Wechseleigentümers das akzeptierte oder nichtakzeptierte 
Instrument zurückbehält, wird als Akzeptant erachtet 
(Abschn. 225). 

Das Institut für internationales Recht (Art. 32, 35) 
und der holländische Entwurf (Art. 43, 44 Abs. 2) 
räumen zwar dem Bezogenen eine 24 stündige Er­
wägungsfrist ein, lassen aber die einmal geschehene An­
nahme dauernd bestehen, also wie in der Schweiz und 
nach dem geltenden Recht der Niederlande. Der Antwer­
pener Entwurf (Art. 15) gewährt dem Bezogenen, wenn 
er sich noch im Besitz des Instruments befindet, die Be­
fugnis, innerhalb des ihm zustehenden24stündigen spatium 
deliberationis den Annahmevermerk zu streichen. In 
Brüssel (Art. 13 Abs. 2) gab man ihm auch 24 Stunden 
Bedenkzeit, ließ ihm aber das Recht zur Tilgung des 
Akzeptes, so lange er sich im Besitz des Instrumentes 
befindet, also ohne Einschränkung auf die 24 Stunden, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß er nicht als Mandatar oder 
Depositar die Urkunde detiniere.l) 

b) Wir sehen, daß die Entscheidung der uns beschäfti-
Regelung im ein-
heitlichen Gesetz. genden :F'rage mit der anderen verknüpft ist, ob der 

Wechselinhaber ein promptes Akzept verlangen kann, 
oder ob er sich damit abfinden muß, dem Bezogenen einige 
Zeit zur Überlegung zu gönnen. 

Betrachten wir daher zunächst diese letztere. Die 
Einräumung einer 24stündigen Erwägungsfrist ist in der 
Geschichte des Wechsels und den allgemeinen Gepflogen­
heiten des Handels wohlbegründet. Geschieht doch 

1) Actes du Congres de Bruxelles S. 4tl5 ff, 50ö. 
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schon in einem Statut der Kaufleute von Florenz aus 
dem Jahre 1393 dessen Erwähnung. Es entspricht auch 
durchaus der Billigkeit. Der Trassat muß in der Lage 
sein, mit sich in Ruhe zu Rate zu gehen, ob er die strengen 
wechselrechtlichen Verpflichtungen auf sich nehmen will. 
Zwar wird regelmäßig der Aussteller schon im eigenen 
Interesse wegen der zu beschaffenden Deckung sich mit 
dem Bezogenen über die beabsichtigte Tratte ins Ver­
nehmen gesetzt haben, allein notwendig ist eine solche 
Benachrichtigung nicht und wird auch wohl häufig da 
unterbleiben, wo Kaufleuten unter einander bei Handels­
forderungen gesetzlich ohne . weiteres gestattet ist, den 
Betrag der Schuld des Gegenkontrahenten durch eine 
Tratte auf ihn zu entnehmen, wie z. B. in Belgien 
(Art. 8), Portugal (Art. 284), und nach dem Vorschlag des 
Antwerpener Kongresses (Art. 14).1) Die Hürte ist doppelt 
groß, wenn der einmal geschriebene Vermerk dauernd 
wirksam bleibt und ein Durchstreichen den Akzeptanten 
nicht befreit. Die Berechtigung auf ein promptes Akzept 
kann leicht zu Chikanen mißbraucht werden. Mit einer 
so geringfügigen Hemmung des Wechselumlaufs wird auch 
dem Verkehr nicht wesentlich Eintrag getan. 

Das Hauptbedenken gegen eine derartige Erstreckung 
der Akzeptationszeit hat schon der preußische Entwurf 
hervorgehoben, nämlich die Schwierigkeit der Feststellung 
der rechtzeitigen Vorlegung eines am letzten Tage der 
Präsentationsfrist vorgezeigten Zeitsichtwechsels. Weigert 
sich der Bezogene, den Sichtvermerk auf den Tag der 
wirklichen Vorlegung zurückzudatieren, so mag der 
Wechseleigentümer diese Vveigerung wie in Frankreich 
urkundlich feststellen lassen 2). Man kann auch dadurch 
helfen, daß wie in Portugal (Art. 288 § 5) und dem Nieder­
ländischenEntwurf (Art.43) dem Bezogenen die Verpflichtung 
zur Erteilung einer Empfangsbescheinigung mit Vermerk 
der Präsentationszeit auferlegt wird, wenn er den Wechsel 
nicht sofort wieder aushändigen will. Mit Recht ist darauf 

1) Vcrg-1. dagegen Norsa a. a. 0. S. !JB; Bernstein, Zur Re­
Ybion der '"'nch~elnrduung s. 27, c; l'Üll h u t a. a. 0. II s. 203 No. 12. 

~) Lynn-Cacn et Henault a. a. 0. S. 221 No. 2i:l(j, 
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hingewiesen worden, daß die Nachteile etwaigen sofortigen 
Protestes und Regresses mangels Annahme für den Kredit 
von Aussteller und Indossanten viel gefährlicher sind, als 
die "Verlegenheit" der Feststellung rechtzeitiger Präsen­
tation des Zeitsichtwechsels.l) Zweifelhaft ist, ob bei 
dieser 24stündigen Bedenkzeit auf etwaige Feiertage 
Rücksicht zu nehmen ist. Während in Holland, ein 
etwa dazwischen liegender Sonntag nicht in Betracht 
gezogen wird (Art. 112), bestimmten Skandinavien (§ 91) 
und Finland (§ 18), die Annahme könne an Feiertagen nicht 
verlangt werden. Die anderen Rechte des Kontinents ver­
halten sich zu diesem Punkte schweigend, doch wird durch 
das Verbot der Protestaufnahme an einem Sonn- oder Fest­
tage regelmäßig die Deliberationsfrist hinausgeschoben. In 
England und Amerika kann weder nach dem gemeinen 
Recht2), noch nach der neuen Gesetzgebungs) die Annahme 
an einem Feiertage verlangt werden. In den Vereinigten 
Staaten muß, wenn der Sonnabend kein Festtag ist, die 
Vorlegung zur Annahme vor 12 Uhr mittags jenes Tages 
geschehen. Es folgt dies aus dem bereits oben erwähnten 
Brauch, nach welchem der Samstag Nachmittag schon als 
Teil des Sonntages gilt. 

Für das einheitliche Recht möchte es genügen, wenn 
die Aufnahme des Protestes mangels Annahme an einem 
Feiertage untersagt wird. Jedenfalls handelt es sich hier 
um ganz unerhebliche Abweichungen, die sicherlich leicht 
mit einander ausgeglichen werden können. Eine wirkliche 
Schwierigkeit wird sich erst bei der Lösung des Problems 
ergeben, ob bis zu einem bestimmten Zeitpunkte dem Be­
zogenen die Streichung seines Akzeptes freibleiben soll, 
oder ob ihm das: "scripsi quod scripsi" unerbittlich entgegen­
zuhalten ist. Das deutsche Gesetz hat in seinem Wortlaut 
die Entscheidung zweifelhaft gelassen. Wie bereits er­
wähnt, bezogen sich die Motive des preußischen Entwurfs 

1) Co h n, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft Bd. 4 
S. 54, Leist a. a. 0. S. 57. 

2) Story a. a. 0. S. 129 § 233; 
3) Englische Wechselordnnng· Abschn. 92, Xegotiable Instruments 

Law Abschn. 243. 
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auf' den nichts hierüber bestimmenden Artikel 121 des 
Code de Commerce, außerdem aber nahmen sie Bezug 
auf' die §§ 997, 998 II 8 des Allgemeinen Landrechts. Wie 
die von Bernstein (W echselordnung S. 129) mitgeteilte 
Entstehungsgeschichte dieser Stellen aus dem Allgemeinen 
Preußischen Landrecht ergibt, ist man zu der hier in 
Rede stehenden Vorschrift gelangt, weil angenommen 
wurde, der Trassat erkläre mit seiner Unterschrift die 
Annahme der Offerte des Trassanten und könne dies 
nicht mehr einseitig widerrufen. Aus ähnlichen Gründen 
wird die :tJnzulässigkeit der Tilgung des einmal geschrie­
benen Akzeptes auch von Goldschmidt verteidigt. 1) 

Es kann hier außer Betracht bleiben, inwiefern der 
strenge Standpunkt der Unwiderruflichkeit des Akzeptes 
durch die verschiedenen Wechseltheorien gerechtfertigt 
wird. Für das zukünftige Universalrecht kann es sich 
nur darum handeln, eine Lösung zu finden, auf welcher 
eine Einigung der widersprechenden Gesetzgebungen mög­
lich und empfehlenswert erscheint. 

Bezüglich der Befugnis der Wechselgaranten, Aus­
steller und Indossanten, ihre Unterschrift wieder zu 
streichen, so lange sie das Papier nicht aus Händen 
gegeben haben, besteht kein Zweifel. Ihre Zeichnung 
war nur eine versuchte Wechselerklärung, blieb innerhalb 
der Grenzen der Vorbereitung einer Wechselschuld. Die 
Ausstreichung bildet eben das gewöhnliche und ordent­
liche Mittel, das Erloschensein wechselmäßiger Verpflich­
tungen urkundlich zu machen.2) Es kann nicht zugegeben 
werden, daß die Rechtslage des Bezogenen, sobald er 
unterschrieben hat, in dieser Hinsicht sich anders ge­
staltet, etwa weil er auf ein fremdes Papier geschrieben 
und die Verpflichtung zu unversehrter Wiederablieferung 
desselben habe.S) Aus einer solchen Beschädigung einer 
ihm nicht gehörigen Sache könnte doch höchstens ein 
Entschädigungsanspruch gegen ihn erwachsen; nicht ein-

l) Goldschmidt in seiner Zeitschrift Bd. 28. S. fl4ff, Riesser 
in Goldschmidts Zeitschrift Beilageheft zu Bd. 33 S. 106/7. 

~j Entscheidungen des Reichs-Oberhanclelsgerichts. Bd. 1, S. 274. 
3J Grünhut a. a. 0. Bd. 2, S. 34 ff. 
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mal ein solcher auf Wiederherstellung des Akzeptes, 
sondern nur auf Wiederherstellung eines unversehrten 
Papieres , soweit dies angängig ist. 1) Es ist auch 
durchaus ungewöhnlich, die Annahme eines Vertrages 
schon wirksam werden zu lassen mit der Tatsache 
der Erklärung, ohne daß die letztere dem Offerenten 
zugegangen zu sein braucht. überall wo ein Vertrag 
durch Annahme eines Antrages zustande kommt, ohne 
daß eine solche dem Antragenden gegenüber ausgesprochen 
ist, müssen regelmäßig irgendwelche Erscheinungen in die 
Außenwelt treten, aus denen die Annahme geschlossen 
werden kann;2) die im Stillen bei sich vollzogene 
Unterzeichnung eines Wechsels, den der Trassat zur 
Überlegung zurückbehalten hat, bildet aber ein voll­
kommenes Internum. In die Außenwelt tritt das 
Papier schon mit wieder getilgtem Annahmevermerk. 
Auch Yon den Anhängern der Kreationstheorie wird 
zugegeben, daß der Bezogene sein Akzept streichen kann, 
so lap_ge ein Dritter noch kein Recht auf dasselbe erlangt 
habe.3) Daß aber ein Recht darauf für den Dritten, der 
den Wechsel an den Trassaten zur Annahme gesandt hat, 
schon mit der Zeichnung des Empfängers erwachsen sei, 
die sich ohne Kenntnis des Absenders vollzog, wird 
schwerlieh von der Mehrzahl der Staaten, soweit man 
auf deren Anschauungen aus den geltenden Wechsel­
ordnungen schließen kann, zugegeben werden.4) Ist auch 
die Möglichkeit einer Kollusion des Wechselinhabers mit 
dem Akzeptanten, falls dieser seinen Annahmevermerk 
wirksam wieder tilgen kann, zum Nachteil der Vormänner 
nicht ausgeschlossen, so erscheint doch die in der Un­
wirksamkeit der Streichung seiner Unterschrift liegende, 
dem Trassaten auferlegte Beschränkung bei weitem ge­
fnhrbringender.") 

Dazu kommt, daß man den Bezogenen schwerlich zu 

1) Vergl. Lehmann a. a. 0. S. 453 Anm. 15. 
2) Vergl. § 151 D. B. G.-B. 
3) Rehbein a. a. 0. S. 58 Anm. 5, Staub a. a. 0. S. 80 § 9. 
4) Vergl. Thöl, Handelsrecht§ 79 S. 273. 
5) Grawein, Die Perfektion des Akzeptes, Dernbnrg, Preußi­

sches Privatrecht Bd. 2 S. 817; Bernstein a. a. 0. 
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hindern vermag, im Geheimen vor sein "Angenommen" 
später ein "NichtL' zu setzen oder die Annahme durch den 
nachträglichen Zusatz einer Beschränkung auf einen 
geringfügigen Betrag· zu entwerten. 

Auch die Schwierigkeit des Nachweises betreffend den 
Zeitpunkt der geschehenen Durchstreichung kann nicht 
wirksam gegen die Zulässigkeit der letzteren ins Feld 
geführt werden. In der Regel wird ein so gelöschtes Akzept 
die Vermutung seiner Unverbindlichkeit für sich haben. 
Daß die Umlaufsfähigkeit des Instruments sich vermindert, 
wenn das Akzept wirksam wieder zurückgenommen 
werden kann, darf nicht entscheidend ins Gewicht fallen; 
denn regelmäßig wird eine derartige Tilgung der Zeichnung 
nur dann bewirkt werden, wenn die solide Deckungs­
basis fehlt. 

Es ist auch in dem Gebiet aller derjenigen Rechte, 
welche hier auf dem Standpunkt der Begehungstheorie 
stehen, nicht über unliebsame Erfahrungen wegen der Zu­
lassung der Streichung des Akzeptes bis zur Ausfolgung des 
Wechsels geklagt worden. Bei der Anweisung hat sich das 
deutsche Recht doch ebenfalls auf den Standpunkt gestellt, 
daß die Annahme des Angewiesenen erst mit der Aus­
händigung an den Anweisungsempfänger wirksam wird.!) 

Im Herrschaftsgebiet des Art. 21 der deutschen Weehsel­
ordnung selbst hat es nicht an gewichtigen Stimmen gefehlt, 
welche den hier streitigen Satz gleichfalls dahin verstanden 
wissen wollten, daß erst mit der Aushändigung des Wechsels 
an den Präsentanten die Annahme verbindlich werde.2) 

Schließlich muß man noch in Betracht ziehen, eine 
wie geringe Zahl von Fällen durch die 12. Bremer These 
betroffen werden wird. 

Nach unseren Ausführungen liegt für diejenigen 
Rechte, welche mit dem erwähnten Leitsatz der englischen 
Gesellsehaft übereinstimmen, keine Aufgabe eines den 
Geist des Systems selbst berührenden Prinzips vor, \Venn 
sie der Majorität sich anschließen. 

l) § IK4 Dentschcn Bürgerlichen G0setzlmehes. 
2) Lehmann n. a. 0. R 22K §Gel ff., \\'iil·.lttPr, Enz,Yklnpädit• dt>~ 

Wechselreehts § 8 S. 45. 
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Nicht zu unterstützen ist der Vermittlungsweg des 
belgischen und portugiesischen Gesetzes, den Widerruf nur 
innerhalb der 24stündigen Deliberationsirist zu gestatten. 
Warum soll dem Trassaten nicht die Möglichkeit längerer 
Erwägung offen stehen, wenn ihm der Wechsel weiter be­
lassen wird? Ist rechtlich entscheidend, daß der Akzept­
vermerk erst mit seinem Hervortreten in die Außenwelt 
unwiderruflich wird, so kann an diesem Ergebnis dadurch 
nichts geändert werden, daß der Akzeptant die Ausfolgung 
des Wechsels verzögert. Dergleichen Saumseligkeit kann 
ihn eventuell nur für den Schaden haftbar machen. Es 
erübrigt sich daher auch die N otifikationspflicht des bei­
gischeu Gesetzes bei der Durchstreichung des Akzeptes 
innerhalb des 24stündigen Zeitraumes, welche besonders 
bei großen Banken auch schwer durchführbar sein möchte. 
Vollkommen abzulehnen sind die Schlußfolgerungen ver­
schiedener Gesetzgebungen aus dem Zurückhalten des 
Wechsels seitens des •rrassaten über die Erwägungsfrist 
hinaus, wenn sie entweder das Akzept für verweigert 
oder den Wechsel für angenommen erachten. Auch hier 
kann es sich nur um eventuelle Entschädigungspflichten 
für vertragswidriges Verhalten handeln. 

Die 12. und 13. Resolution der Association for the 
reform and codification of the law of nations erörtern 

Geltendes Recht. das qualifizierte Akzept. Zunächst behandeln sie das 
Teilakzept in der Regel 12 mit der Bestimmung: "Der 
Bezogene kann auf eine geringere Summe als den Wechsel­
betrag akzeptieren." Damit wird die gegen den Willen 
des Wechselinhabers unter anderen Einschränkungeil aus­
gesprochene Annahme mittelbar als Akzeptverweigerung 
erachtet. Es ergibt sich dies auch aus der nachher zu er­
örternden These No. 13. 

Das Teilakzept wird von den kontinentalen Wechsel­
gesetzen mit Ausnahme Finlands (§ 23) zugelassen.1) In 
diesem Lande gilt es als Annahmeverweigerung. 

1) Deutschland (Art. 22), Bulgarien (Art. 551), Italien (Art. 266), 
Skandinavien (Art. 22), Ungarn (§ 22), Schweiz (Art. 741), Rumänien (Art. 
288), Rußland (Art. 93, 95), Serbien (§ 94), Portugal (Art. 288, § 1), Peru 
(Art. ±52), Japan (Art. 469), Frankreich (Art. 124), Türkei (Art. 82), Holland 
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Die Wirkung anderer Modifikationen des Akzeptes 
wird von den betreffenden Gesetzgebungen nicht ein­
heitlich geregelt. Die einen erblicken darin zwar eine 
Annahmeverweigerung, lassen aber die wechselmäßige 
Haftbarkeit des Akzeptanten im Rahmen seiner Erklärung 
bestehen. Hierhin gehört vor allem die deutsche Gruppe, 
nämlich Deutschland selbst (Art. 22 Abs. 2), Italien (Art. 266 
Abs. 2), Ungarn (§ 22), Schweiz (Art. 741), Rumänien (Art. 
288 Abs. 2, 3), Japan (Art. 469 Abs. 2), Peru (Art. 452). Keine 
Bestimmung über die Haftbarkeit des modifiziert akzep­
tierendett Trassaten treffen Bulgarien (Art. 551 ), Rußland 
(Art. 95) 1) und Portugal (Art. 288). Die nordischen Reiche 
(§ 22) erachten jede beigefügte Beschränkung anderer 
Art als auf eine geringere Summe für ungültig, sodaß das 
Akzept als ein unbeschränktes gilt. Frankreich (Art. 124) 
und seine Gefolgschaftsrechte wie Griechenland (Art. 124), 
Luxemburg (Art. 124 ), Monaco (Art. 88), Türkei (Art. 82),Holland 
(Art. 120), Serbien(§ 94), Argentinien (Art. 643), .Ägypten (Art. 
129), aber auch Belgien (Art. 15), Spanien (Art. 479), Malta 
(Art. 133) ermangeln einer positiven Bestimmung über die 
Art der Verbindlichkeit aus dem eingeschränkten Akzept. 
Die herrschende Meinung geht aber davon aus, daß, da 
die Erklärung auf dem Wechsel stehe, die Haftung auch 
eine wechselmäßige sei. 2) 

Bemerkt mag werden, daß die Nennung einer Zahl­
stelle oder eines uneigentlichen Domizils nicht für eine 
Beschränkung des Akzeptes gilt.3) 

Das englisch-amerikanische Recht unterscheidet quali­
fizierte und die von einer Bedingung abhängigen Akzepte; 
erstere liegen vor, wenn die Annahme in bezug auf Zeit, 
Betrag, Art oder Ort der Zahlung abweicht. Da der 

Art. 120), Ägypten (Art. 129), Argentinien (Art. 642), Belgien (Art. 15), 
Spanien (Art. 479), Malta (Art. 133). 

1) Nach den Motiven scheint es, als ob man dem deutschen 
System habe folg·en wollen. Schon das frühere russische Recht hatte 
die wechselmäßige Haftung für das beschränkte Akzept nicht ausge­
sprochen. 

2) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. No. 207 S. 175. 
3) Vergl. Klibanski, Die neue russische Wechselordnung S. 73. 

Art. 93, 95 der Russischen Wechselordnung. Siehe Art. 24 der Deutschen 
Wechselordnung. 
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W echseUnhaber ein reines Akzept fordern darf, so müssen 
die Vormänner, nämlich der Aussteller und die Indossanten 
mit der Einschränkung oder Bedingung einverstanden sein, 
andernfalls sind sie ihrer Verpflichtung ledig, doch haftet der 
Akzeptant dem einwilligenden Wechselinhaber gegenüber 
nach Maßgabe seiner Erklärung. Stillschweigen der Vor­
männer auf die ihnen gewordene Nachriebt von der einge­
schränkten Annahme gilt als Zustimmung. Der Wider­
spruch muß in angemessener Frist geäußert werden.l) 
Somit kann der W echseUnhaber auch im Falle des Teil­
akzeptes den Wechsel als dishonoriert behandeln. 

Die Kodifikationen haben nichts wesentliches hieran 
geändert, nur macht die Beifügung eines Zahlungsortes 
erst dann das Akzept zu einem beschränkten, wenn er­
klärt wird, es soll an einem bestimmten Platz und sonst 
nirgends Zahlung geleistet werden. Auch werden nach der 
englischen Wechselordnung die Vormänner nicht frei, 
wenn ihnen ordnungsgemäß von einem Teilakzept Kenntnis 
gegeben ist. 2) 

Während der Entwurf des Instituts für Internationales 
Recht (Art. 36) sich wie regelmäßig mit dem deutschen 
Gesetz im Einklang befindet, der Ant~erpener (Art. 15) 

und auch der Brüsseler Entwurf (Art. 13) dem französischen 
Vorbilde folgen, will das niederländische Projekt (Art. 45) 
alle Beschränkungen des Akzepts, abgesehen von der 
Beifügung einer Zahlstelle, als eine Annahmeweigerung 
angesehen wissen, läßt aber den Akzeptanten innerhalb 
seiner Erklärung wechselmäßig haften. 

bl Die Erwägungen, welche für die Gestattung von Teil-
Regelung im ein- ll · B t ht k 'f h t d heitlichen Gesetz. za 1 ungen m e rac amen, gre1 en auc zuguns en es 

'l'eilakzeptes durch. 

Zutreffend ist betont worden, daß es weder dem Ver­
kehrsinteresse noch der Billigkeit gemäß sei, anderweitig 
beschränkte Akzepte ohne weiteres der Unwirksamkeit 

1) The American and English Encyclopaedia a. a. o: S. 227. 
Bigelow, The Law of Bills, Notes and Cheques S. 56. 

t) Abschn. Hl, 4± der englischen 'Veehselordnnng, Abschn. 221-l, 
229 ll<>s mnerik:mischen Oesetzes über Umlaufspapiere. 
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preiszugeben.l) Ebeüsowenig entspricht die voii den 
Nordischen Wechselrechten gewählte Lösung dem Recht 
und dem praktischen Bedürfnis, da sie die Erklärung 
unzulässigerweise teilt und den Akzeptanten zwingt, seine 
Annahme ganz zu verweigern, wenn er sie nicht rein und 
einfach auszusprechen vermag. Mit Rücksicht auf die oben 
erwähnte herrschende Ansicht in der französischen Doktrin 
wird außer der 12. Bremer Regel eine dem Art. 22 Abs. 2 der 
deutschen Wechselordnung entsprechende Vorschrift, daß 
der Akzeptant für sein beschränktes Akzept wechselmäßig 
haftet, in dem Weltwechselgesetz wohl ohne Schwierigkeit 
Aufnahme finden. Daß bei einer Übereinstimmung sämt­
licher Interessenten das Akzept eingeschränkt werden 
kann, bedarf keiner ausdrücklichen Hervorhcbung. 

An die erörterte These knüpft sich die wichtige Frage Ak~eptabilität. 

der Akzeptabilität einer Tratte; denn darüber, oh dem Geltend~s Recht. 

Wechselinhaber ein Recht auf Vorlegung des Wechsels zur 
Annahme zusteht, herrscht keine Übereinstimmung in den 
geltenden Gesetzen. Die in die deutsche W echselordnung· zu 
Art. 18 Abs. 1 am Schluß aufgenommeneN ürnberger Novelle 2) 

g·ewährt dem Wechselinhaber ein durch Übereinkunft nicht 
auszuschließendes Recht gegen den Trassrmten, dem Be-
zogenen sofort den Wechsel zur Annahme vorzulegen, 
ausgenommen bei Meß- und Marktwechseln, die erst in 
der am Meß- und Marktort gesetzlich bestimmten 
Präsentationszeit zur Annahme unterbreitet werden dürfen. 
Es entspricht dies der Vorschrift des Art. 8 der deutschen 
Wechselordnung, wonach die Haftung des Trassanten für 
die Annahme nicht vertraglich beseitigt werden kann. Eine 
Verpflichtung zur Vorlegung behufs Annahme kennt das 
deutsche Gesetz aber nur bei unbestimmt domizilierten 
Tratten mit Präsentationsbefehl (Art. 24) und bei Zeitsicht-
wechseln (Art. 19). 

Betreffs der Regelung der Akzeptabilität folgen dem 

1) Grünhut a. a 0. Bd. 2 S. 217 Anm. 4. 

2) Mit dieser iSovellc sollten die Klauseln beseitigt \l'llnlen, 
durch welche man das sogenannte Augsburger Akzept (z. B.: Gegen 
diesen 14 Tage vor Verfall akzeptablen Wechsel") aufrechtzuerhalten 
versucht hatte. Goldschmidts Zeitschrift Bd. I S. 545. 
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deutschen Mutterrecht allein Ungarn (§ 17 Abs. 1), Bul­
garien (Art. 545), Dänemark, Schweden und Norwegen 
(§ 17) und die Schweiz (Art. 736). 

Die Wechselordnungen Italiens,!) Finlands, Rumäniens, 
Rußlands, Portugals, Perus, Japans, aber auch die fran­
zösischen Gesetze, einschließlich Hollands, Argentiniens, 
Belgiens, Spaniens und Maltas enthalten keine Vorschrift, 
welche einen Ausschluß des Rechts auf Vorlegung zur An­
nahme verbietet. Infolgedessen nehmen Doktrin und Recht­
sprechung dort an, daß die an sich fakultative Präsentation 
zur Annahme vertraglich untersagt werden kann, abge­
sehen von den Nachsicht- und Domizilwechseln. Derartige 
lettres non acceptables zirkulieren auch in jenen Ländern 
in größerer Zahl. 2) 

Das englisch-amerikanische Recht entbehrt ebenfalls 
einer Bestimmung, welche die Untersagung der Präsen­
tation zur Annahme durch Parteivereinbarung für unwirksam 
erklärt.S) Den Entwurf des Instituts für internationalesRecht 
(Art. 29), aber auch das Brüsseler Projekt (Art. 9) finden wir 
im Gegensatz zum Antwerpener und Niederländischen 
Entwurf auf deutscher Seite.4) 

bl . . Man hat die unbedingte Akzeptabilität durch den 
Regelung 1m em- H' . f d' S l'd' -,;· h h . beitUchen Gesetz. 111WeiS au le 0 1 ltät des N ec selverke rs, die so 

bewirkte Verhinderung der Ausstellung von Wechseln 
auf fingierte Trassaten, des Widerrufs des Zahlungs­
auftrages an den Bezogenen und den dadurch auf den Aus­
steller geübten Druck zur schleunigen Verschaffung der 
Deckung gerechtfertigt.5) Indessen ist es doch Sache des 
Indossanten, der nicht gezwungen wird, eine solche Tratte 
anzunehmen, in Erwägung zu ziehen, ob ihm die durch die 
vorstehenden Wechselgaranten gebotene Sicherheit genügt. 

1) Sorani a. a. 0. I § 164, S. 288, welcher ausdrücklich den 
Ausschluß des V orlegungsrechtes, abgesehen von Nachsichtwechseln, 
zuläßt. 

2) Lyon-Caen et Renault Bd. 4 S. 164 No. 192. 
3) Cfr. Abschn. 16, 39. Engl. Wechselordn. und Abschn. 111 Nego­

tiable Instruments law. 
4) Actes du Congres de Bruxelles S. 505, das Amendement 

erging auf Anregung Cohns. 
5) Cohn, Zeitschrüt für vergleichende Rechtswissenschaft Bd. 4 

S. 48, Grünhut a. a. 0. Bd. 2 S. 4 ff. 
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Der Aussteller besitzt oft ein sehr lebhaftes Interesse daran, 
die Präsentation zur Annahme zu verhüten, sei es, daß er 
eine Schädigung seines Kredites durch die Annahme­
weigerung, die Kosten der Protesterhebung und des Rück­
griffes, den Verlust des akzeptierten Wechsels und dadurch 
bewirkte Unannehmlichkeiten für den Trassaten befürchtet, 
sei es, daß er selbst den Bezogenen nicht rechtzeitig mit 
Deckung zu versehen vermag. 

Trotz der erwähnten Gesetzesnorm werden auch in 
Deutschland und der Schweiz vielfach Vereinbarungen ge­
troffen und gehalten, nach denen der Wechsel nicht zum 
Akzept vorgelegt werden darf. Gerade im Bankeskompte­
geschäfte hat die nichtakzeptable Tratte eine erhebliche 
Bedeutung gewonnen.!) Es· gibt eben eine große Zahl von 
Fällen in denen die Interessenten auf das Akzept über­
haupt kein Gewicht legen. Dieser Verkehrssitte kommen die 
meisten Gesetzgebungen, wie wir sahen, nach und es kann 
nicht die Aufgabe der Legislative sein, Verbote zu erlassen, 
die der Verkehr nicht beachtet. Wird das Regreßsystem 
mangels Annahme und mangels Sicherheit in einen 
Anspruch auf vorzeitige Befriedigung umgewandelt, wie 
im nachfolgenden erörtert werden wird, so ist eine Klausel, 
welche die Berechtigung des Wechselinhabers zur Vor­
legung behufs Annahme ausschließt, umsomehr Bedürfnis 
für den Trassanten.2) Offenbar entspricht die hier ver­
tretene Ansicht dem Zug der modernen Gesetzgebung und 
wirtschaftlichen Entwicklung. 

Die Regeln 13 und 15 sollen gemeinschaftlich geprüft Regreß mangels 
Annahme und 

wegen Un­
sicherheit. 

werden, da sie in ihrem Wesen zusammengehören. Sie 
beziehen sich auf die Befugnisse des Wechselinhabers a) 

bei der Dishonorierung der Tratte mangels Annahme und Geltendes Recht. 

wegen Unsicherheit des Akzeptanten. These 13 lautet: 
"Im Falle der Dishonorierung wegen Nichtannahme oder 

1) Adler in Handwörterbuch der Staatswissenschaften von Gonrad 
und Lexis Bd. 7 S. 696. Wieland und Berta in Zeitschrift für schwei­
zerisches Recht Bd. 45 S. 527, 757. 

2) Wiener in den Verhandlungen rles 14. Deutschen Juristentages 
Bd. li S. 270. 
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bedingter Annahme soll der Inhaber ein sofortiges Klage­
recht· gegen deh Aussteller und Indossanten auf Zahlung 
des \Vechselbetrages und der Kosten abzüglich des Dis­
kontos haben". No. 15: "Wenn der Akzeptant vor dem 
Verfalltage seine Zahlungen einstellt, soll der Wechsel­
inhaber ein sofortiges Klagerecht gegen den Aussteller 
und die Indossanten auf Zahlung des Wechselbetrages und 
der Kosten abzüglich des Diskontos haben.'' In beiden 
Fällen also wird dem Wechselinhaber eine Forderung auf 
die um den Diskont verringerte Wechselsumme nebst 
Kosten zugebilligt. 

Die deutsche Wechselordnung (Art. 25, 29), welche 
übrigens der Konkurseröffnung und Zahlungseinstellung des 
Akzeptanten die Tatsache gleich erachtet, daß nach der 
Wechselausstellung eine Zwangsvollstreckung in das Ver­
mögen des Akzeptanten fruchtlos ausgefallen ist, gibtmangels 
Annahme und weg·en Unsicherheit nur ein Kautionsrecht. 
Dieser Anspruch richtet sich bei der Akzeptverweigerung 
auf Grund des erhobenen Protestes unmittelbar gegen 
Indossanten und Aussteller, bei Unsicherheit zunächst 
gegen den Annehmer selbst und erst in zweiter Linie 
ebenfalls auf Grund des erhobenen Protestes gegen die 
Wechselgaranten. Derartige Vorschriften kehren auch 
bei anderen Rechten der deutschen Gruppe wieder. So 
in Bulgarien (Art. 554, 558), Italien (266, 267, ~~14, :H5), 

Rumänien (Art. 288, ;-139, 340), Schweiz (Art. 744. 748), Ungarn 
(§ 25, 29), Peru (Art. 502, 503) und Japan (Art. 474 ff., 480). 1) 

Hierher gehört auch Serbien (§§ 90, 1 :39); doch heißt es dort, 
daß bei Überschuldung des Annehmers vor Verfall der 
Inhaber Protest einlegen und Ersatz beanspruchen 
könne. 

Näher dem Bremer Prinzip stehen die Rechte des 
Code de Commerce. So Frankreich, Griechenland, Luxem­
burg (Art. 120, 1W, 448 des Code de Commerce), Monaco 
(Art. 84, 127), Ägypten (Art. 125, 170). Holland (Art. 175, 177, 

1) Die Schweiz und Ungarn sprechen nur VOll Ko11knrscröffnung 
und fruchtloser Zwangsvollstreckung als Gründen zur Sieherstellung, 
.Tapan beschränkt den Sekurität~regreß auf den Fall der Eröffnung 
des Konkurses über das Vermögen des Annehmers. 
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178),1) aber auch Portugal (Art. 292, 312, 313), 2) Argentinien 
(Art. 651, 725), Malta (Art. 137, 138, 165, 210), 3) Belgien 
(Art. 10, 54 Abs. 2 und Art. 450 des Gesetzes vom 20. April1855), 
Spanien (Art. 481, 510).4) Diese Gesetze geben dem in An­
spruch genommenen Regreßpflichtigen die Wahl, ob er 
Sicherheit (Bürgschaft) stellen oder Zahlung leisten wolle. 
Eine Differenz besteht nur insofern, als einzelne Rechte 
den Abzug des Diskonts gestatten, wie z. B. Argentinien, 
die andern aber, was der Konsequenz des der Wahl der 
Wechselschuldner anheimgegebenen Einlösungsrechtes ent­
spricht, 0) nicht. 

Abweichend verhält sich die Türkei. Auf Grund 
des Protestes mangels Annahme können, wie in Frankreich, 
die Giranten Sicherheit fordern, die belangten Vormänner 
sich aber durch Zahlung der Wechselsumme nebst Protest­
kosten und Retourrechnung befreien (Art. 78). Gerät aber 
der Akzeptant vor der Fälligkeit in Konkurs, so kann der 
Inhaber sofort den Wechsel protestieren lassen und Zahlung 
verlangen (Art. 120). Möglichenfalls liegt hier ein Miß­
verständnis bei der Übersetzung des maßgebend gewesenen 
Art. 163 Abs. 2 des französischen Handelsgesetzbuches vor, 
der nurvon "exercer son recours(' spricht, also in Verbindung 
mit Art. 448 Code de Commerce: "Sicherheitsregreß(l meint. 
Der türkische Urtext lautet: "1\fatlubunu idd'a elemek(', zu 
deutsch "das Verlangte einfordern", das heißt, nach der 
Praxis der türkischen Handelsgerichte: Zahlung verlangen. '6) 

1) Diese Rechte erblicken eine Unsicherheit erst beim Fallisse­
ment des Akzeptanten, doch stellt man dort dem Konkurs die "mise 
en Iiquidation judiciaire" (Gesetz vom 4. März 1S89). gleich. Lyon­
Caen et' Renault Bd. 4 S. 196 No. 238. 

2) Hier; wie in .Malta und Argentinien, geht allerdings die Kla;ge 
bei Unsicherheit des Akzeptanten sofort auf Zahlung ohne Diskont, 
do eh können sich die Regressaten durch Sicherheitsleistung befreien. 

3) Hier wird der Sicherheitsregreß gegeben, wenn sich die Lage 
des Akzeptanten in seinen kaufmännischen Geschäften derart.ig 
ändert, daß anzunehmen ist, er werde am Verfalltage nicht zahlen. 

4) Dies läßt· ··den Regreß znt Erlangung· besserer Sieherheit 
(mejor seguridad) schon zu, ehe der Bezogene akzeptiert hat und auch 
dann, wenn er schon andere Akzepte hat zu Protest gehen lassen. 
cfr. Art. 510. 

5) cfr. § 272 Deutschen Bürger!. Gesetzbuches. 
6)· Mitteilung des II. :E>ragomans der deutschen Botschaft in 

Konstantinopel Dr. Padel. 
M e y er, W eltwechselrecht. 6 
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Die skandinavischen Reiche (§ 25 ff, 29, 30) und Fin-: 
land (§ 26, 28, 30) gewähren wegen verweigerter Annahme 
auf Grund des Protestes ein Kautionsrecht eventuell mit 
Einlösungsbefugnis des Regreßpfiichtigen, abzüglich 5 o fo 
Diskont. Dasselbe gilt im Falle der Unsicherheit des 
Akzeptanten infolge von Konkurs, Insolvenz oder ander­
weitiger fruchtloser Zwangsvollstreckungen. Ist der Regreß­
berechtigte aber im Besitz des Wechsels, so kann er auf 
Grund des Protestes mangels Annahme, aber nicht wegen 
U~sicherh eit vorzeitige Befriedigung, abzüglich 5 % Dis­
kont vom Wechselbetrag nebst Kosten und Provision, be­
anspruchen. 

Auch Rußland (Art. 97, 100 Ziff. 1) läßt bei verweigerter 
Annahme den Regreß auf vorzeitige Befriedigung zu, mit 
Abzug von 6% Diskont (Art. 100 No. 1, 2). Den Rückgriff 
wegen Unsicherheit sieht das Gesetz nicht vor. 

Im anglo-amerikanischen Rechtsgebiet kann im Falle 
der Annahmeweigerung, nach erhobenem Protest bei Aus­
lands- und gehö·riger Notifikation bei Inlandswechseln, 
Zahlung von den Wechselgaranten verlangt werden.l) 

Kommt der Akzeptant vor der Fälligkeit des Wechsels 
in Konkurs, wird er zahlungsunfähig oder stellt er seine 
Zahlungen ein oder macht er außerdem in den Vereinigten 
Staaten ein "assignment' for the bene:fits of the creditors",2} 

so kann der W echseUnhaber einen Protest auf bessere 
Sicherheit erheben (Abschn. 51 (5) der englischen und 
Abschn. 266 der amerikanischen Kodifikation). Zweifelhaft 
erscheint es, welche Wirkungen ein solcher Akt übt, ins­
besondere ob der Protestant wirklich seine Vormänner 
um Kaution angehen darf. 3) Vermutlich ist der einzige 
Zweck der Handlung, eine Ehrenannahme (Abschn. 65 (I) 

des englischen und 280 des amerikanischen Gesetzes) zu 
ermöglichen. Das gemeine amerikanischeRecht gestattet 
die Aufnahme solcher Urkunde auch dann, wenn der 

1) Englische Wechselordnung Abschn. 43, 48, 51 (2), Negotiable 
Instruments Law Abschn. 248, 260. 

2) Kohler, Lehrbuch des Konkursrechtes. S. 99 Anm. 7. 
3) Story a. a. 0. S. 143 § 255, Bigelow a. a. 0. S. 61. 



Bezogene sich verbirgt.l) Der Entwurf des Instituts für 
internationales Recht (Art. 38, :39), desgleichen die Vor­
lage der Holländischen Regierung (Art. 48, 49) gewähren 
bei Annahmeweigerung und den dort aufgeführten Fällen 
der V ermögensverschlechterung2) des Trassaten den An­
spruch auf vorzeitige Befriedigung, nur geht der Nieder­
ländische Entwurf weiter, da er dem Inhaber auch schon 
vor der Annahme des Bezogenen dies Recht verleiht. 
Beide Entwürfe bringen den Zwischenzins in Abrechnung. 
Die Belgisehen Kongresse schweigen von dem Rückgriff 
wegen Unsicherheit; bei Annahmeweigerung gibt der Ant­
werpener Entwurf (Art. 18) einen Anspruch auf Kaution 
oder Zahlung der Wechselsumme nebst Kosten nach Wahl 
des Verpflichteten, während die Brüsseler Konferenz (Art.17) 
sich auf den Rembours nebst Kosten ohne Abzug des Dis­
konts beschränkt. 3) 

An sich erscheint es durchaus angemessen, die b) 

d d V .. Regelung im ein-Fälle der Annahmeweigerung un er ermogensver- heitlichen Gesetz. 

schlechterung des Bezogenen nach wie vor dem Akzept 
einander gleichzustellen, da sie schließlich materiell regel-
mäßig zu demselben Ergebnis führen, nämlich der Tat-
sache, daß der Bezogene nicht zahlt. Je weniger ver-
schieden die dem Wechselinhaber gewährten Rechtsbehelfe 
gestaltet werden, umso leichter wird das Gesetz sich in 
der Praxis handhaben. Die Fälle der Unsicherheit werden 
zweckentsprechend spezialisiert werden. Hier bietet die 
deutsche Wechselordnung eine geeignete Grundlage. 
Die Stundung über eine längere Zeit als bis zum 
Verfalltag des ·wechsels zu einer Veranlassung des 
SekuritiUsregresses zu machen, wie dies der Nieder· 
liindische Entwurf vorsieht, wird bei der einschneidenden 
Maßregel des Rückgriffes schwerlich auf allgemeinen Bei-

1) The American and English Encyclopaedia S. 3i9. 
2) Das Institut nennt nur Konkurs und fruchtlose Zwangsvoll­

streckung. Der Niederländische Entwurf fügt der Falliterklärung 
hinzu den Zustand offenbarer Zahlungsunfähigkeit und die Gewährung 
einer Stundung für eine längere Zeit, als der Wechsel noch zu 
laufen hat. 

3) Actes du Gongres de Bruxelles S. 50i. Vergl. No r s a a. a. 0. 
S. 105, welcher auf die Lücke des fehlenden Regresses wegen 
mangelnder Sicherheit hinweist. 

6* 
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fall zu rechnen haben, da derartige Befristungen keines­
wegs immer ·eine Vermögensverschlechterung erkennen 
lassen, sondern auch aus spekulativen Erwägungen oder 
Gefälligkeit erteilt werden können. 

Erachtet man demnach Annahmeweigerung und Ver­
mögensverfall des Bezogenen für gleichwertig, so fragt es 
sich, ob Kaution oder vorzeitige Befriedigung oder Sicher­
heitsleistung mit Einlösungsrecht der Regreßpflichtigen zu 
bevorzugen ist. 

Es ist wiederholt darauf hingewiesen worden, daß 
die Beschaffung einer geeigneten Sicherheit für den Kauf­
mann vielfach ebenso große Schwierigkeiten mit sich 
führt als die Zahlung. Dazu kommt, daß die Hinterlegung 
dem Deponenten gleichfalls die Disposition über die frag­
lichen Mittel entzieht und die Sicherstellung durch Bürgen 
im deutschen Rechtsgebiet durchaus ungewöhnlich ist. 
Da sich jeder Regressat wieder an seinen Vormann halten 
kann, so werden schließlich die Unzuträglichkeiten einer 
vorzeitigen Befriedigung allein den Aussteller treffen, der 
sich durch dieses Ergebnis indessen nicht so sehr be­
schwert fühlen kann, weil er die Sicherheit des Bezogenen 
gewissermaßen gewährleistet hat. 

Eine nicht angenommene oder durch Vermögens­
verschlechterung des Trassaten entwertete Tratte er­
leidet vielfach eine Minderung ihrer Zirkulationsfähig­
keit. Kann der Inhaber den Gegenwert von einem 
anderen Nehmer voraussichtlich nicht erhalten, so wendet 
er sich mit Fug um Erstattung des Betrages an seinen 
Vormann. Dementsprechend wurde auf dem 14. deutschen 
Juristentage gegenüber der Beschränkung auf Sicherheits­
leistung betont, daß die gebrochene Umlaufsfähigkeit des 
Papiers nicht durch ein den Wechsel als anormal kennzeich­
nendes Kautionsstellungs-System hergestellt werden könne, 
die Regresse mangels Annahme und wegen Unsicherheit 
gehäuft würden, respektable Kaufleute die sofortige 
Zahlung einer unproduktiven Sicherheitsleistung vorzögen, 
Streitigkeiten über hinterlegte Summen zu den unerquick­
lichsten gehörten und jedenfalls England und Amerika 
schwerlich ihr schlankes, glattes System sofortiger 
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Zahlung zu gunsten dieses unbehilflichen Kautionssystem 

aufgeben würden.l) Nicht erheblich können die gegen 

den Rembours-Regress geltend gemachten Vorwürfe einer 

Unbilligkeit oder einer ungerechten Kürzung der Summe 

durch Abzug des Zwischenzinses nach den ob:gen Aus­
führungen ins Gewicht fallen. Auch die angeblich durch den 

Befriedigungsanspruch hervorgerufenen Gefahren zuzeiten 

großer Geldkrisen verdienen keine ernsthaften Befürch­

tungen, wenn man erwügt, daß die Wechsel regelmäßig über­

haupt nur auf eine kurze Umlaufsfrist berechnet sind, ihre 

Fülligkeit alf;o ohnehin innerhalb der meist längere Zeit an­

dauernden Geldkalamitüten eintreten würde und gerade 

in derartigen Perioden dem Gläubiger mit einer Sicher­
heitsleistung als Ersatz für die Möglichkeit einer wirt­

schaftlich erfolgreichen Begebung des Wechsels nicht ge­
dient ist. 2) 

Daß man dem Wechselinhaber nicht das Wahlrecht 

auf Zahlung oder Sicherheitsleistung gewühren darf, ergibt 

sich aus der Notwendigkeit der Rücksichtnahme auf die 

durch eine solche Bestimmung gebundeneu Vormänner. 3) 

Ebensowenig wird die Entscheidung, ob Kaution oder 

Befriedigung zu. gewähren ist, in die vVahl des Re­

gressaten gestellt werden dürfen, da ja dann der Regre­

dient sich eventuell mit einer seinen Ansprüchen nicht 

gerecht werdenden Sicherheitsleistung abfinden lassen 

muß. 
Abgesehen von diesen ökonomischen Gesichtspunkten 

ist die Berechtigung auf die frühere Zahlung auch juristisch 

begründet; de1m der Wechselinhaber nahm das Papier 

nur unter der seinem Gegenkontrahenten bekannten Be­

dingung, der Bezogene werde dasselbe akzeptieren und 

ein sicherer Zahler bleiben. Nur mit dieser Modalität 

ist den Garanten Zahlungsfrist bis zum Verfalltag des 

1) VViener, in den Verhandlungen des 14. Deutschen Juristen­
tages, Bd. II S. 270. V ergl. auch Go I d s c h m i d t in seiner Zeitschrift 
No. 2t:H S. 275 und Beguelin in Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
Bd. 45 S. 787. 

2) Vergl. Cohn Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 
Bel. 4 S. 62; dagegen J_,eist a. a. 0. S. 54. 

3) Cohn a. a. 0. 
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Wechsels bewilligt worden. Durch die Annahmeverweige­
rung oder den Vermögensverlust des Bezogenen ist die 
Bedingung weggefallen, somit der Zahlungsanspruch des 
Regredienten sofort fällig geworden. Der Gläubiger erhält 
also - insbesondere bei Abzug der Zwischenzinsen -
nicht mehr, als ihm in jenem Zeitpunkt gebührt.l) Anders 
steht der Wechselinhaber dem Trassaten gegenüber; von 
ihm kann er nur eine entsprechende Sicherheit verlangen, 
da die Zahlungsverbindlichkeit des letzteren bedingungslos 
bis zu einem gewissen Zeitpunkt hinaus erstreckt ist. 

Wie sehr die hier vertretene Regelung der erörterten 
Frage dem praktischen Bedürfnisse entspricht, erhellt aus 
der Tatsache, daß gerade die russischen Kaufleute die 
Umgestaltung des dortigen Wechselrechts nach Maßgabe 
der 13. Bremer Resolution durchgesetzt haben, 2) indem sie 
darauf hinwiesen, daß die bloße Sicherheit keinen ge­
nügenden Ersatz böte. 

Sicherheits- Verschieden von den Gesetzen der deutschen und 
leistung bei 

Ehrenannahme. anglo-amerikanischen Gruppe mit Ausschluß von Portugal 
Geltend~s Recht. (Art. 297) und Peru (Art. 456) einerseits, der fran­

zösischen Klasse und den Rechten der Zwischengruppe 
mit Ausschluß Maltas andererseits, welches sich hier 
dem deutschen Prinzip anschließt, wird die Frage beant­
wortet, ob durch die Annahme eines Intervenienten 
der Anspruch auf Sicherheitsleistung· oder vorzeitige Be­
friedigung hinfällig wird. Die erstgedachten Wechsel­
ordnungen gehen davon aus, daß die Ehrenannahme dem 
Akzept des Bezogenen gleichsteht, der Wechselinhaber 
aber nur eine auf dem Wechsel stehende Notadresse, 
keinen Dritten zur Annahme zuzulassen braucht.3) Dies 

1) Dagegen Bernstein, Zur Revision der Wechselordnung S. 30. 
2) Keyssner und N eubecker, Russische Wechselordnung S. 5(). 
3) Deutschland (Art. 56, 61), Ungarn (§ 56, 57, 60 Abs. 2), Bulgarien 

(Art. 586, 587, 591), Schweiz (Art. 774, 775, 779), Skandinavien (§ 56, 
57, 61), alle diese mit Beschränkung auf eine Notadresse, die auf 
den Zahlungsort des Wechsels lautet, doch muß in den nordischen 
Reichen der Inhaber auch den Trassaten als Ehrenakzeptanten 
annehmen (§ 57), ferner ohne solche Modifikation Italien (Art. 270), 
dazu Sorani a. a. 0. S. 127 § 268, Finland (§ 47, 51), Rumänien 
(Art. 292), Rußland (Art. 108), wo nur der Trassat als Ehrenan­
nehmer zugelassen werden muß, Japan (Art. 501, 506), Malta (Art. 149), 
jedoch hier mit der Maßgabe, daß die Einwillig·ung in die Ehren-
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wird von einzelnen Gesetzen noch auf solche Notadressen 
beschränkt, die auf den Zahlungsort des Wechsels lauten. 
Die französische Klasse und die Zwischengruppe mit Aus­
nahme des oben erwähnten Malta, aber auch Portugal 
und Peru lassen trotz des Ehrenakzeptes, das selbst bei 
Intervention Dritter nicht abgelehnt werden kann, die 
Kautionsforderung bestehen.l) 

Während der Brüsseler und niederländische Entwurf 
(Art. 75) sich der deutschen Gruppe zuwenden, folgen die 
übrigen2) dem französischen Vorgange. 

Die deutsche Wechselordnung ist in der hier zur Er- b) 
- Regelung im ein-

örterung stehenden Bestimmung von. ihrer Grundlage des heitlichen Gesetz.. 

Preußischen Entwurfs (§55) abgewichen insofern, als dort 
überhaupt keine Verpflichtung für rlen Wechseleigentümer 
bestand, die Annahme einer Notadresse zu fordern oder zu 
gestatten. Indessen scheint die Regelung, welche die Materie 
in der Leipziger Konferenz erfuhr, am meisten den Interessen 
des Wechselausstellers und späteren Wechselinhabers zu 
entsprechen. Der Indossatar, welcher das Instrument mit 
der Notadresse empfängt, sieht daraus, daß er einen 
prinzipalen und einen eventuellen Bezogenen ansprechen 
muß. In seiner freien Entschließung steht es, ob er ein 
solches Instrument annehmen will. Der Garant, der eine 
Notadresse hinzufügt, will dadurch vor den Unzuträglich-
keiten des Kautionsregresses geschützt sein. Die moderne 
Gesetzgebung scheint sich auch in dieser Richtung weiter 
zu entwickeln. Irgend eine der Vereinheitlichung der 
geltenden Wechselrechte ernsthaft widerstrebende Diver-

annahme nicht in jedem Falle das Recht auf Sicherheit nimmt, sondern 
nur, wenn eine auf dem Wechsel stehende Notadresse akzeptiert hat. 
Wegen des anglo-amerikanischen Common Law siehe Story a. a. 0. 
S. 58 § 122, S. 144 § 258. Für die englische Wechselordnung folgt 
das obige Prinzip aus Abschnitt 43 (2), welcher nur unter den 
Beschränkungen des Gesetzes Regreß wegen verweigerter Annahme 
gibt und dem eine solche Beschränkung durch die Ehrenannahme 
enthaltenden Abschnitt 65. 

1) Frankrt>ich, Luxemburg, Griechenland (Art. 128), Monaco 
(Art. 92), Türkei (Art. 86), Holland (Art. 128), Serbien (§ 98), Ägypten 
(Art. 132), Belgien (Art. 19), Spanien (Art. 513), Portugal (Art. 298), Peru 
{Art. 456), Argentinien (Art. 700); cfr. Späing a. a. 0. S. 181. 

2) Entwurf des Instituts (Art. 64), von Brüssel (Art. 48), Antwerpen 
(Art. 40), der Niederlande (Art. 75 Abs. 2). 
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genz liegt hier jedenfalls nicht vor. Empfehlen möchte 

es sich, die Verpflichtung zur Zulassung der Ehren­

annahme des Bezogenen auszusprechen,!) da der Wechsel­
inhaber auf diese Weise die Gewä-hr erlangt, die et zu 

fordern berechtigt ist. Unter den Gesetzen der deutschen 

Gruppe enthalten Rußland (Art. 106), Skandinavien (§ 57) 
und Portugal (Art. 296 § 4, 323 § 1), bereits eine eilt­
sprechende Bestimmung und im Gebiet der fmnzösischen 
Klasse folgt die Verpflichtung, den Bezogenen als Ehren­

akzeptanten anzunehmen aus der Tatsache, daß keine In­
tervenienten abgelehnt werden können, nur bleibt, wie 

wir sahen, im Gebiete dieser Gruppe, sowie in Portugal 
dem Inhaber der Regreß wegen der Annahmeverweigerung. 

Dies müßte in dem Einheitsgesetz fortfallen. 
1\!Iag hier sogleich· ein weiterer Fall der .Sicherheits-

a) leistungangeschlossen werden, den die englische Gesellschaft 
Geltendes Recht. . 'h 5 R . ff h d 

m 1 rer 2 . esolutwn betre end den Zahlungsanspruc es 
Eigentümers eines verlorenen Wechsels behandelt. Die 

These lautet: "Der Eigentümer eines verlorenen oder zer­
störten, mangelsAlmahme gehörig protestiertenWechselshat 
gegen den Akzeptanten und jeden Vorindossanten oder den 
Aussteller das Recht auf Zahlung gegen Sicherheitsleistung. (( 

An sich gilt überall das Prinzip, daß die Wechsel­

schuldner nur gegen Aushändigung des Instruments zu 

zahlen brauchen, da sie der Gefahr nicht ausgesetzt 

werden dürfen, nochmals dem gutgläubigen Erwerber des 
verlorenen oder gestohlenen Wechselbriefes Befriedigung 

gewähren zu müssen. Diesen Fundamentalsatz finden wir 
teils ausdrücklich ausgesprochen, wie in den Gesetz­

gebungen von Deutschland (Art. 39, 54), Italien (Art. 295), 

Bulgarien (Art. 565, 584), Finland (§ 38, 45), der Schweiz 
(Art. 758, 772), Portugal (Art. 320, 333), Rumänien (Art. 318), 

Rußland (Art. 47, 52), Skandinavien (§§ 38, 48), Ungarn 

(§ 39, 54), Spanien (Art. 520), Japan (Art. 483, 495), Peru 
(Art. 481), aber auch in England (Abschn. 52 (4)), den Ver-

l) Bernstein a. a. 0. S. 48. Lehmann a. a. 0. S. 82 und 
Anm. 5. Lyon-Caen et Renault a. a. 0. Xr. 240 S. 197. Eine andere 
Frag·e ist es, in wie weit der Bezogene als Notadresse benannt sein 
kann. Siehe Grünhut a. a. 0. Bd. II S. 467. 
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einigten Staaten.· von Amerika (Abschn. 134), Malta (Art. 
177, 227), teils -·folgt er als selbstverständlich aus dem 
G-eiste des Gesetzes. So in Fr~nkreichl) und seinen 
Tochterrechten, in Serbien sowie Belgien. 

Die uns hier beschäftigende. These betrifft nun die 
Besonderheit, d,aß ein akzeptierter . und. mangels Zah­
lung gehörig protestierter Wechsel- verloreJ;t oder ver­
nichtet ist, also nachdem der Wechselinhal;>er die ihm zur 
Wahrung seiner Regreßrechte obliegende Vigilanz betätigt 
hat. Da man dem Akzeptanten wegen der damit ver­
bundenen Gefahr einer neuen selbständigen Verpflichtung 
nicht .die nochmalige .Annahme auf einem Duplikat 
zumuten , andererseits der W echsel.eigentümer seiner 
einmal erworbenen. Gläubigerrechte durch den Verlust 
oder die Zerstörung des Papieres nicht beraubt werden 
darf, so muß eine Mittellinie zur Ausgleichung der kolli­
dierenden Interessen, gefunden werden, welche die Asso­
ciation for the reform and codification of the law of 
nations in der durch Sicherheitsleistung bedingten Zah­
lungsverpflichtung der Wechselschuldner erblickt. 

Die deutsche Wechselordnung CA.rt, 73) in Verbindung 
mit § 1 004 der deutschen Zivilprozeßordnung gewährt de:rp. 
letzten W echseUnhaber erst nach Einleitung des Amorti­
sationsverfahrens ein Recht auf Zahlung gegen Sicherheits­
leistung oder ohn.e Sicherheitsleistung ein Recht auf De­
position der Schuldsumme gegenüber dem Akzeptanten 
und dem Ausstelier des eigenen Wechsels. Ergeht das 
Ausschlußurteil, so bietet dieses dem Verlierer den Ersatz 
für den Wechsel und befugt ihn zur Geltendmachung· der 

.Wechselforderung ohne weitere Hinterlegung. Nach der 
herrschenden Ansicht bietet eine derartige Entscheidung 
auch eine hinlängliche Grundlage für den Zahlungs­
anspruch gegen die Wechselgaranten,2) denen gegenüber 
der Verlierer bis dahin nicht einmal ein Recht auf vor­
läufige Hinterlegung haben soll, was durch die verschiedene 

1) Späing a. a. 0. S. 127, 177. Lyon-Caen et Renault a.a. 0. 
S. 229, No. 297. 

2) Vergl. Entscheidungen des· deutschen Reichsgerichts in Zivil­
sachen Bd. 49 S. 141 und die dort angegebene Literatur. 
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Stellung des Akzeptanten und der Regreßpflichtigen ge­
rechtfertigt wird. Ebenso verhalten sich Ungarn (§ 78), 
Bulgarien (Art. 606), die Schweiz (Art. 799), Italien (Art. 331), 
Rumänien (Art. 356),Portugal(Art.484 §5).1) Finland (§ 69)und 
Skandinavien (§ 74) geben dem Empfangsberechtigten nur 
einen Anspruch auf Zahlung gegen den Akzeptanten unter 
Sicherheitsleistung, keinen solchen auf Hinterlegung ohne 
Kautionsstellung seinerseits. übrigens ist der Aussteller 
des abhanden gekommenen Wechsels nach Einleitung 
des Amortisationsverfahrens in den nordischen Reichen 
zur Ausstellung eines neuen Wechsels verpflichtet. 
Keine Rücksicht auf ein schwebendes Aufgebotsverfahren 
nehmen Frankreich (Art. 151, 152), Luxemburg, Griechen­
land, :Monaco (Art. 114, 115), die Türkei (Art. 108, 109), Hol­
land (Art. 163), Serbien (§ 128, 129), Ägypten (Art. 156, 157), 
aber auch l\Jalta (Art. 185, 187), Belgien (Art. 42), Spanien 
(Art. 498, 499), Rußland (Art. 81) und Argentinien (Art. 707 ff). 

Nach den Vorschriften des Code de Commerce und 
seiner oben erwähnten Gefolgschaftsrechte von Luxemburg, 
Monaco, Griechenland, der Türkei und Ägypten wird aber 
unterschieden, ob Duplikate vorhanden Rind oder nicht. 
Im ersteren Falle kann der Verlierer eine richterliche 
Anordnung zur Zahlung gegen Sicherheitsleistung auf 
Grund der Sekunda oder Tertia usw. erwirken. Im anderen 
Falle muß er noch den Nachweis seines Eigentums an 
dem verlorenen Instrument erbringen. 2) War der Protest 
mangels Zahlung bereits aufgenommen, so kann der Eigen­
tümer sofort geg·en seine Vormänner Regreß nehmen, sonst 
soll er gemäß Art. 153 Code de Commerce sowie der ent­
sprechenden Bestimmung der anderen Handelsgesetz­
bücher am Tage nach Verfall des verlorenen Wechsels 

1) Portugal gibt aber den Anspruch nicht nur gegen den 
Akzeptanten, sondern auch gegen alle zur Zahlung des Wechsels Mit­
verpflichteten. In Italien ist es zweifelhaft, ob der Verlierer sich auch 
schon vor dem Ausschlußurteil an die Regreßpflichtigen halten kann, 
was Sorani gegen Vidari und Marghieri bejaht. Sorani a. a. 0. 
Bd. 2 S. 578 § 632. 

2) Art. 151 ff. Code de Commerce, Lyon-Caen et Renault 
a. a. 0. S. 259 No. 331. Der Eigentumsnachweis soll nach dem Gesetze 
durch die Bücher des Beweispflichtigen geführt werden, doch hält 
man auch andere Beweismittel für zulässig·. 
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eine Protestation aufnehmen lassen, welche sich durch die 
mangelnde Wechselabschrift von einem förmlichen Protest 
unterscheidet und davon behufs Wahrung seines Re­
gresses Aussteller und Vorindossanten in den für die 
Notifikation des Protestes verordneten Formen und 
Fristen benachrichtigen. Die gleiche Vorschrift haben 
Belgien (Art. 41, 42, 43) und Serbien (§ 126, 127, 128). In 
Malta (Art. 184, 185, 188) und Holland (Art. 163, 203) braucht 
der Akzeptant eines verlorenen Wechsels, gleichviel ob 
ihm ein Duplikat vorgelegt wird oder nicht, allein gegen 
den Nachweis des Rechtes des Verlierers und gegen 
Bürgschaftsstellung zu zahlen, und unter gleichen Be­
dingungen kann nach Protesterhebung der Trassant in 
Anspruch genommen werden. Spanien behandelt die im 
Ausland oder jenseits des Meeres ausgestellten Wechsel 
bei dieser Frage in besonderer Weise. Geht ein Wechsel 
der ersteren Art verloren, so gebührt dem bisherigen In­
haber gegen Nachweis seines Eigentums und Bürgschaft 
Zahlung des W echselbetrages, ohne daß dieser Anspruch 
auf bestimmte Wechselschuldner beschränkt bleibt.l). 
Bei anderen Wechseln besteht nur eine Forderung auf Sicher­
heitsleistung, deren Verweigerung seitens des Bezogenen 
Protesterhebung notwendig macht, um dadurch. die 
Regreßrechte gegen die übrigen Wechselverpflichteten 
zu wahren. Rußland gewährt neben der Zahlungssperre 
dem Verlierer die Befugnis, unter den im Gesetz näher 
angegebenen Bedingungen vom Gericht einen Beschluß 
dahin zu erwirken, daß ihm gegen Sicherheitsleistung 
die Entgegennahme der Wechselzahlung gestattet wird 
{Art. 81 ). In Argentinien (Art. 707 :ff) kann der Eigen­
tümer eines verlorenen und angenommenen Wechsels 
von dem Trassaten Hinterlegung oder auf ein anderes 
Exemplar Zahlung gegen Sicherheitsleistung beanspruchen. 
Das strenge anglo-amerikanische Common Law will 

1) Art. 498, 499 des Spanischen Handelsgesetzbuches, außerdem 
soll hier der Eigentumsbeweis nicht nur durch die Bücher, sondern 
auch durch die Korrespondenz mit der Person, welche den Wechsel 
übergeben hat, oder durch das Zertifikat des Maklers, der den Wechsel 
verhandelt hat, geführt werden können. Peru gibt Zahlungssperre 
bei Wechselverlust (Art. 484). 
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ohne Vorzeigung des \V echsels niemals, auch wenn 
derselbe verloren oder vernichtet ist, eine Klage 
gegen. die Wechselverpflichteten gewähren, da selbst 
bei Sicherheitsleistung dem Wechselschuldner doch nieht 
die Last aufgebürdet werden könne, eventuell zur 
Vermeidung doppelter Zahlung einen kostspieligen und 
langwierigen Rechtsstreit zu führen. Indessen hat 
das Billig-keitsrecht Vorlegung einer Abschrift und 
Sicherheitsleistung zur Begründung des Zahlungs­
anspruches für genügend . erachtet.l) Die englische 
W ecllselordnung (Abschnitt 70) befugt das Gericht, gegen 
jeden vVechselbeteiligten auch bei Verlust des Wechsels 
die Verpflichtung zur Zahlung auszusprechen, wenn an­
gemessen erscheinende Schadloshaltung sicher gestellt 
wird. Der Protest kann auf Grund einer Kopie oder 
sonstig~r schriftlicher Aufzeichnungen, welche den wesent­
lichsten Inhalt des vVechsels angeben , sowohl nach der 
englischen (Abschnitt 51 (Sl), wie der amerikanischen 
Wechselordnung (Abschnitt 268) erhoben werden. Der 
Verlierer eines noch nicht verfallenen Wechsels kann 
nach Abschnitt 69 der englischen Wechselordnung die 
Ausstellung eines andßren Wechsels gegen Sicher­
heitsleistung vom Trassanten fordern. 

Das Institut für internationales Recht (Art. 98) er­
mächtigt den Eigentümer eines verlorenen Wechsels 
Kraftloserklärung des Instruments und - nicht nur vom 
Akzeptanten - Verurteilung zur Zahlung gegen Kautions­
leistung oder Hinterlegung des Betrages beim Gericht zu 
beantragen, indem es die Formen und die Modali­
täten der Klage dem Gesetz des Wechsel- Zahlungsortes 
zu bestimmen überläßt. Ähnlich hat sich die Brüsseler 
Versammlung· (Art. 59) ausgesprochen. Sie begnügt sich 
damit zu verordnen, daß der Eigentümer eines verlorenen 
Wechsels dessen Nichtigkeitserklärung beim Gericht des 
Wechselzahlungsortes herbeiführen kann. Im übrigen sollen 
die Landesgesetze regeln, welche Pflichten der letzte 

1) Story a. a. 0. §§ J47, J.!H, 449 ff. 
Bigelow a. a. 0. S. 172 und The Arnerican and English 

Encylopaedia S. 3fi0. 
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Inhaber eines verlorenen 'Vechsels zu erfüllen hat, um 
Zahlung zu erlangen. In Antwerpen (Art. 51) gab man 
dem· Eigentümer eines verlorenen Wechsels das Recht, 
auf Grund einer Entscheidung des Gerichtes am Zahlungs­
ort des Wechsels gegen Kaution Zahlung oder ohne 
Kaution Hinterlegung der Schuldsumme von dem Be­
zogenen zu fordern; im Falle der Zahlungsweigerung 
sollte der Eigentümer des verlorenen Wechsels spätestens 
am zweiten Tage nach der Fälligkeit, wie in Frankreich 
und Belgien eine Protestation aufnehmen lassen und hier­
von Aussteller und Indossanten in den für den Protest 
vorgesehenen Formen und Fristen benachrichtigen, um 
seine Rückgriffsrechte zu wahren. Dabei wurde in Er­
wägung genommen,. dem deutschen Gesetze entsprechende 
Vorschriften über die Kraftloserklärung abhanden ge­
kommener Wechsel zu schaffen.t) 

Nach dem Niederländischen Entwurf (Art. 86) soll dem­
jenigen, der als Inhaber einen Wechsel verloren hat, gegen 
Sicherheitsleistung ein Anspruch auf Zahlung dem Akzep­
tanten gegenüber, nach gehörigem Protest mangels An­
nahme oder Zahlung auch gegen den Aussteller zustehen. Den 
Verlierer trifft die ·Be weislast für den Verlust des Wechsels. 
Diese Norm unterscheidet sich von der Bremer These 
uur -darin, daß der Rückgriff nicht von den Indossanten 
gefordert werden darf. 

Es ist in der Tat nicht ersichtlich, warum die Einleitung b) 
Regelung im ein-

des Amortisationsverfahrens zur Bedingung der hier erör- heitlichen Gesetz. 

terten Ansprüche gesetzt werden soll, wie dies in verschiede-
nen Rechten der deutschen Gruppe geschieht; denn in jenem 
Zeitpqnkt ~rscheint es noch völlig ungewiß, ob der Wechsel 
jemals für kraftlos erklärtwerden wird. Irgendwelche Garan-
tien für das Abhandenkommen der Urkunde bietet jenes 
Stadium des Verfahrens noch nicht. Es muß dem Verlierer 
anheimgegeben bleiben, seinen Verlust auch in anderer 
Weise darzutun. Gerechtfertigt ist es, den Verpflichteten, 
so lange die Ansprüche auf den Wechsel nicht verjährt 

1) Norsa a. a. 0. S. S. 151. Speis er in Goldschmidts Zeitschrift 
Bd. 36, S. 170, Actes du Congres de Bruxelles S. 501. 
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sind oder der letztere nicht für kraftlos erklärt worden 
ist, zur Hinterlegung der geforderten Summe zu verstattcn, 
Ja er so viel wie möglich vor der Doppelzahlung geschützt 
und nicht zur Führung eines eventl. Rechtsstreits um 
Herausgabe der von dem Verlierer gestellten Sicherheit 
gezwungen werden darf. Liegt es somit in seiner Hand, 
die Zahlungsverbindlichkeit durch eigene Sicherheits­
leistung abzuwenden, so ist die Frage, ob die ihm vom 
Gegner etwa für den Fall der Zahlung zu leistende 
Kaution auch einen genügenden Schutz bietet, nicht von 
Erheblichkeit. Durch seine Hinterlegung büßt der Akzeptant 
nur die Disposition über eine Summe ein, die er doch 
zahlen müßte. Zur Erhaltung seiner Verbindlichkeit ist 
ein Protest nicht erforderlich, wie dies auch sonst - ab­
gesehen, wie oben ausgeführt wurde, von domizilierten 
Wechseln in einigen Ländern - zur Begründung des An­
spruchs gegen den Akzeptanten regelmäßig nicht nötig 
ist,!) Der Zug der neuern Gesetzgebung in Deutsch­
land will auch bei domizilierten Wechseln die Not­
wendigkeit des Protestes für die Forderung gegen den 
Annehmer beseitigen. 2) Wenn die Bremer These nicht be­
sonders hervorhebt, daß der Eigentümer eines verlorenen 
Wechsels von dem Akzeptanten auch ohne Protest Zah­
lung verlangen könne, so liegt augenscheinlich hier nur 
ein inkorrekter Ausdruck vor. 3) 

I) Cfr. Actes du Congres de Bruxelles S. 516, Ziff. 58 und S. 519. 
Ziff. 77. 

2) So ist Protest nötig in Deutschland(Art.43, 44), Schweiz (Art. 764, 
8:28), Ungarn (§§43, 44, 113), Bulgarien (Art. 572, 638), Nordische Wechsel­
rechten(§§ 43, 44, 95), Italien (Art. 316), Rumänien (Art. 341), Finland(§41), 
aber auch Holland Art. 118, doch nur, wenn der Domiziliat falliert und 
der Akzeptant beweist, daß er den Domiziliaten mit Deckung versehen 
ftatte, dagegen nicht in Frankreich den wesentlich gleichlautenden Ge­
setzen von Luxemburg, Griechenland und Monaco (Art.168, 170, 171), 
Serbien (§§ 91, 144), Belgien (Art. 59, 61). Vergl. Späing :1. a. 0. 

146, Spanien (Art. 480, 483), Malta (Art. 218), aber auch nicht in England 
!Abschn. 52 (3), Amerika (Abschn. 130, 260), Portugal (Art. 314, § 5) 
und Rußland (Artikel 55, 40, 102). Der neue vorläufige Entwurf 
eines Gesetzes betr. die Erleichterung des W echselprotestes, aufge­
stellt vom Deutschen Reichsjustizamt § 1, beseitigt das Erfordernis des 
Protestes bei domizilierten Wechseln zur Begründung des Anspruchs 
gegen den Akzeptanten. 

3) Ries ser in Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 
ßd. 7 s. 46. 
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Fällt :in dem universalen Wechselgesetz das Requisit 
des Protestes gegen den Akzeptanten beim domizilierten 
Wechsel, wie zu vermuten ist, so wird dem Verlierer, 
welcher den Verlust des Wechselpapiers dartut, gegen 
den Annehmer ohne weiteres auf Grund von Sicherheits­
leistung ein Zahlungsanspruch mit der Maßgabe zuzu­
billigen sein , daß der letztere sich durch Sicherheits­
leistung von der Zahlung befreien kann. 

Weniger unbedenklich ist die Frage, wie der Ver­
lierer dem Aussteller und dem Indossanten gegenüber 
gestellt werden soll. Man hat betont, daß die Regressaten 
an dem Verlust des Wechsels unschuldig sind, und von 
ihren Vordermännern doch auch nur Zahlung ad depositum 
oder gegen Sicherheitsleistung verlangen können.!) Es ist 
ferner darauf hingewiesen, daß trotz des Verlustes des 
Wechsels der Verlierer sich ein Duplikat zu beschaffen 
vermag, und dadurch in den Stand gesetzt wird, besonders, 
wenn der Protest schon rechtzeitig erhoben war, den 
Rückgriff mangels Zahlung zu betreiben. 

Allein das Verfahren zur Erlangung derartiger 
Wechselexemplare ist für den Indossatar in den meisten 
Lündern kostspielig und umständlich, da er sich regel­
mäßig nicht unmittelbar an den Aussteller, sondern nur 
an den Vormann wenden darf, der ein gleiches Gesuch 
vl'iederum auf seinen Indossanten bis zum Aussteller 
hinauf richten muß.2) Mehrfach sind auch Duplikate nur 
bei gezogenen Wechseln gestattet. 3) Rußland (Art. 115) 

1) Vergl. Reichs-Oberhandelsgerichtsentscheidungen Bd. 1 S. 172. 
C o h n, Zeitschrift fiir vergleichende Rechtswissenschaft Bd. 4 S. 164. 

2) Deutschland (Art. 66), Bulgarien (Art. 599, 600), Ungarn (§ 70). 
Italien (Art. 277 Abs. 2), Finland (§ 61), Rußland (Art. 115), Rumänien 
(Art. 299 Abs. 2), Schweiz (Art. 783), Peru (Art. 463), Japan (Art. 5Hl), 
aber auch Frankreich, Luxemburg, Griechenland (Art. 154), Monaco 
(Art. 118), Serbien (§ 130), Türkei (Art. 111), Ägypten (Art. 160), Argeu­
tioien (Art. 595), ebenfalls Belgien (Art. 44), Spanien (Art. 500), Malta 
(Art. 189). In Skandinavien kann der Indossatar unmittelbar den 
Aussteller oder seinen Vormann angehen (§ 67). England (Ab­
schnitt 69). Nach gemeinem amerikanischen Recht geht der Ansprueh 
nur gegen den Vormann (The American and English Encyclopaedia 
s. 157). 

S) So Deutschland nach Art. 98 der Wechselordnung, welcher nur die 
Vorschriften über Kopien, nieht über Duplikate anführt, Rußland (Art.l15), 
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gewahrt sie überdies nur dem ersten Erwerber. In Spanien 
(Art. 448), Malta (Art. 113), Argentinien (Art. 592), und Eng­
land (Abschn. 69) endet der Anspruch darauf mit dem Ver­
fall des Wechsels, und endlich ist die Zahl der zu erteilenden 
Duplikate nicht immer unbeschränkt.l) 

Das in Skandinavien (§ 74) gegebene Recht auf Aus­
stellung eines neuen Wechsels hängt'von der Einleitung des 
Amortisationsverfahrens ab und ebenso erfordert das in 
Portugal (Art. 484) eingeführte Rekonstruktionsverfahren 
des verlorenen Wechsels eine ganze Kette gerichtlicher 
Schritte, ohne den Zahlung vom Akzeptanten begehrenden 
Gläubiger der Verpflichtung einer Sicherstellung zu ent­
heben.2) Erwägt man schließlich, daß während der Länge des 
Aufgebotsverfahrens, wie es von verschiedenen Rechten 
der deutschen Gruppe zur Bedingung gemacht ist, die 
Vermögensverhältnisse der Regreßpfiichtigen mannigfachen 
Schwankungen ausgesetzt sein können, und so dem 

Finland § 61, Ungarn (Art.§§ 70, 112), Schweiz (Art. 783, 827), Bulgarien 
(Art. ölt\, 529), Japan (Art.518, 529), England (Abschn. 69, 89 (3) ( d)). Dagegen 
Italien (Art. 277), >velcher ausdrücklich den Aussteller eines eigenen 
'.Vechscls (emittente) zur Ausstellung von Duplikaten verpflichtet. 
Rumänien (Art. 299) beschränkt die Verbindlichkeit auch nicht auf 
gezogene ·wechsel. Andere Rechte schreiben entsprechende Anwen­
dung aller Vorschriften über gezogene ·wechsel auch auf eigene vor: 
So Portugal (Art. 343), Argentinien (Art. 74). Der französische Code 
de Cornmerce (Art. 187) und die ihm gleichen Rechte von Luxemburg, 
Griechenland, Monaco (Art. 150), Türkei (Art. 144), Serbien (§§ 80, 123ft', 
164), Ägypten (Art. 196), sowie Belgien (Art. 83), Malta (Art. 243), 
Spanien (Art. 448), erwähnen die Duplikate nur bei Tratten. 

1) In Deutschland ist es streitig, ob der Remittent mehr als 
drei, der lndossant mehr als ein Duplikat verlangen kann. Vergl. 
Staub a. a. 0. S. 157 § 13, Grünhut Bd. 2 S. 326 Anm. 18, Sorani a. a. 0. 
II. S. 94 § 324. In England und Amerika beträgt die übliche Zahl drei, 
Story a. a. 0. § 66 S. 36. Keine Beschränkung in der Zahl enthalten 
Bulgarien (Art. 599), ltalien (Art. 277), Rumänien (Art. 299), Portugal 
(Art. 286), Skandinavien (§ G7), Schweiz (Art. 7t\3), Finland (§ 61), Pem 
(Art. 463), Belgien (Art. ±4), Malta. (Art. 112), Spanien tArt. 448), Code 
de Commerce und seine Tochterrechte. 

2)" Vergl. Bernstein, Zm• Revision der Wechselordnung, welcher 
nach Einleitung des Aufgebotsverfahrens auch einen Anspruch auf 
"\Viederherstellung des "\Vechsels geben will. S. 54. Lyon-Caen et 
Renault X o. 333, Seite 261. 

Vergl. die Entwürfe von Antwerpen (Art. 53) und Brüssel 
(Art. 60) Das "neue Exemplar", von dem Art. 60 der Brüsseler Kon­
ferenz spricht, ist nichts an der es als die Sekunda des Art. 53 der 
Antwerpener Konferenz. Cfr. Actes dn Congres de Bru:xelles S. 501. 



- 97 -

Gläubiger, der doch regelmäßig den Wechsel nicht ohne 

Gegenwert erhalten hat, der Verlust seiner Forderung 
droht, so entspricht der Vorschlag der englischen Gesell­

schnft durchaus der Billigkeit. Gemäß dem Vorgang 

des Niederländischen Entwurfes nur den Aussteller haften zu 
lassen, bedeutet einen Bruch mit der sonst geltenden Regel, 

nach welcher den Indossanten die gleichen Verpflichtungen 

wie jenem obliegen. (Vergl. Art. 14, 98 der deutschen 
\Vechselordnung). Wenn mnn dns Giro auch nicht 

mit einer neuen, dem alten Wechsel sich anschließenden 

Tratte identifizieren will, so muß man ihm doch, von 
einigen Ausnahmefällen abgesehen, die gleichen Rechts-

wirkungen zuerkennen.!) 
Auf die Duplikate bezieht sich ferner die 21. Bremer Kassatorische 

Klausel. 
Resolution, indem sie bestimmt: "Keine knssntorische a) 

. . Geltendes Recht. 
Klausel braucht auf Duplikate gesetzt zu werden". Da 

jedes Duplikat ein Originalwechsel ist, daher aus dem 
Akzept nuf einem solchen die wechselmäßige Verbind­

lichkeit des 'fmssaten selbständig begründet wird, so liegt 

es im Interesse sowohl des Bezogenen als des etwa regreß­
pfiichtigen Trassanten, die mehrfache Honorierung des 

materiell einheitlichen Wechsels zu verhüten. Infolge­
dessen hatte sich schon in der Mitte des 16. Jahrhunderts 

der Brauch gebildet, durch die knssatorische Klausel auf 

die umlaufenden Duplikate hinzuweisen; der Bezogene 

wurde zur Annahme nur aufgefordert, soweit dieselbe 
nicht schon auf einem anderen Exemplar geschehen war, 

wozu man sich der bekannten Formeln bediente: "Primn 
nicht'' (auf einer Secunda) oder "Secunda, Tertin. unbe­

zahlt" oder "wenn Prima es noch nicht ist" "Prima nicht 
seiend" usw. (auf einer Prima). 2) Einzelne Wechsel­
rechte statten diesen Brauch mit gesetzlichem Zwang 

aus; sie verlangen zur Tilgung der Wechselschuld 

durch Zahlung auf ein Duplikat einen solchen Ver­

merk auf dem betreffenden Exemplar. Dahin gehören 
insbesondere die Gesetze der französischen Gruppe, näm-

1) Siehe Thöl Handelsrecht § 114 S. 428. 
2) ,,La seconde ne l'etant", ,second and third not paid", "la prima 

non essendolo", "no habiendolo hecho por la primera" usw. 

M e y er, Weltwechselrecht. 7 
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lieh Frankreich (Art. 147) nebst Luxemburg, Griechenland, 

Monaco (Art. 111), die Türkei (Art. 10-t), Ägypten (Art. 153) 

aber auch Holland (Art. 160), Serbien (§ 123), Argentinien 

(Art. 592, 688) und von den Rechten der Zwischengruppe 
Malta (Art. 171) und Spanien (Art. 448). Ferner fügt sich 

hier das anglo-amerikanische Common Law 1) ein und in 

gleichem Sinne sind Abschn. 71 (1) der englischen und 

Abschnitt 310 der amerikanischen Kodifikation zu ver­
stehen, wenn sie bemerken, jedes Exemplar müsse 

nummeriert sein und auf die andern Stücke Bezug 
ne_b.men. 

Dagegen erfordern die kassatorische Klausel nicht, 
sondern nur die Angabe der Nummer, und zwar teils im 

Kontext des Wechsels, teils ohne Anweisung einer be­
stimmten Stelle die Rechte der deutschen Gruppe.2) Auch 

Belgien (Art. 37) weicht hier von Frankreich ab, indem es 

über die Gestaltung der Duplikate völlig schweigt und die 
Zahlung auf dieselben ohne weiteres für gültig erklärt.S) 

Japan schreibt nur vor (Art. 519), daß die Ausfertigung als 
solche bezeichnet sei. Den Entwurf des Instituts für inter­

nationales Recht (Art. 40) lernen wir hier wieder als 

einen Anhänger der deutschen Richtung kennen. Der 
niederländische Entwurf (Art. 20) folgt ebenfalls dem deut­
schen Vorbild, jedoch ohne zu bestimmen, wo die frag-

1) Story a. a. 0. § 67 S. 36, Bigelow S. 11, The American and 
EngUsh Encyclopaedia a. a. 0. S. 155, Grünhut mit Bezug auf Chalmers, 
den Vater der englischen \Vechselordnung Bd. 2 S. 314 Anm. 3. 

2) Die Angabe im Kontext verlangen Deutschland (Art. 66), Bul­
garien (Art. 599), Rußland (Art. 115), Schweiz (Art. 783), Ungarn (§ 70), 

Skandinavien (§ 66), nicht im Kontext erheischen die Angabe Italien 
(Art. 278), vergl. dazu So r an i a. a. 0. II S. 99, welcher meint, falls 
die Nummer nicht im Kontext stehe, müsse ihre Bedeutung näher 
charakterisiert werden ; Finland (§ 61), Rumänien (Art. 300), Portug·al 
(Art. 2tl6 § 1), Peru (Art. 464), wo die Erklärung, ob der Wechsel in 
einem oder mehreren Exemplaren ausgefertig·t ist, als ein Erfordernis 
des Wechsels überhaupt aufgestellt wird. (Art. 434 Ziffer 4). cfr. Ar­
gentinien Art 599,, Ziffer 5. 

3) Nach dem Bericht des Abgeordneten Dupont in der bei­
gischeu Kammer ist es Sache des Trassanten, ein Wechselduplikat 
als solches zu bezeichnen, und kann er mangels dieses Vermerkes 
dem gerade auf das präsentierte Exemplar zahlenden Bezogenen 
keinen Vorwurf machen. Siehe auch S a c h s in Goldschmidts Zeit­
schrift, Beilage zu Bd. 21 S. 70. 
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liehen Worte: 71 Prima, Sekunda usw." stehen müssen. Der 
Antwerpener Entwurf erwähnt die Duplikate überhaupt nur 
beiläufig (Art. 53), und das Brüsseler Projekt gibt Vor· 
schriften allein über die Form der Kopien (Art. 41-43). 

Man erkennt im Gebiete des französischen Rechtes Rege' bl. . .ung 1m em-
-selbst an, daß die kassatorische Klausel unnötig ist.l) Den heitlichen Gesetz. 

Schutz, welchen sie schaffen will, nämlich erkennbar zu 
machen, daß alle Exemplare nur einen Wechsel, 71 a set", eine 
Reihe bilden, schafft schon die Duplikatsklausel (Nummerie-
rung), aus der die Vervielfältigung mit genügender Deut-
lichkeit zutage tritt. Daß die Zahlen gerade in dem 
Kontext des Wechsels angegeben sein müssen, wenn sie 
sonst nur die Duplierung klar ergeben, ist ein unnötiger 
Formalismus. Die Durchführung der 21. Bremer Regel 
wird umsoweniger wesentlichen Schwierigkeiten begegnen, 
als das Institut der Duplikate anscheinend im Absterben 
begriffen ist.2) 

Sobald der Wechsel Not leidet, tritt die Verbindlich- Regreß. 
Solidarhaft und 

keit der Wechselgaranten in die Erscheinung. Statt das Sprungregreß mit 

P · 't b b k d I h b d b' Vnriationsrecht. ap1er we1 er zu ege en, ann er n a er en IS-

herigen Umlaufsweg rückwärts durchschreiten; er darf 
auf seine Vormänner zurückgreifen. Diese Berechtigung 
sichert dem Wechsel seine Begebbarkeit und läßt ihn seinen 
wirtschaftlichen Funktionen gerecht werden~ Von erheb-
lichster Wichtigkeit sind daher die Formen und Voraus-
setzungen des W echselrücklaufes, mit dem sich die Regeln 17, 
18, 19, 20 und 22 der englischen Gesellschaft befassen. 

Betrachten wir zunächst die Thesen No. 22 und 17; 
die erstere lautet: "Ein gleichzeitiges Klagerecht auf 
einen Wechsel soll gegen alle oder einen oder mehrere 
Wechselverpflichtete gestattet sein." Die Regel17 besagt: 
71 Der Inhaber eines Wechsels soll beim Regreß weder 
durch die Reihenfolge der Indossamente. noch eine frühere 
Wahl gebunden sein". Darüber herrscht bei allen hier in 
Betracht kommenden Wechselrechten Einigkeit, daß die 
Wechselschuldner solidarisch haften und ·der Wechsel-

1) Lyon-.Caen et R enault.,a.<a. Q. No. 322 S. 249. 
2) A d I e r im Handwörterbuch der Staatswisse~scha:ften von 

Conrad und Lexis, a. a. 0 .• S. 697. 
7* 
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inhaber bei· Wahrung der wechselmäßigen Diligenz den 
Sprungregreß mit Variationsrecht auszuüben vermag. Er 
kann sich aus der Zahl der Wechselverpflichteten die ihm 
genehm scheinenden Personen herausgreifen und ist an 
die einmal getroffene Wahl nicht gebunden. So Deutsch­
land (Art. 26, 49), Bulgarien (Art. 579), 620, Italien (Art. 256 
Abs. 2,318), Ungarn(§§ 26,49), Schweiz (Art. 767, 808), Rußland 
(Art. 30), Rumänien (Art. 277 Abs. 2, 343), Portugal (Art. 335, 
338), Nordische Wechselrechte (§§ 49,1) 87), Japan (Art. 4 70, 
486),Peru(Art.502,505), aber auch FrankreichLuxemburg und 
Griechenland (Art. 118, 140, 164), l\lonaco(Art.104, 128), Türkei 
(Art. 76, 97, 121), Serbien (§ 140), Ägypten (Art. 123,144, 171), 
desgleichen Belgien (Art. 7, 55) und Malta (Art. 55) sowie Eng­
land (Abschn. 47 [2])2) und die Vereinigten Staaten von 
Amerika (Absch. 112, 116, 144). Allein Holland (Art. 186) 
nimmt dem Regredienten die Befug·nis, auf die von ihmüber­
sprungenen Indossanten zurückzukommen, und in Spanien 
kann der Inhaber nach Anstellung der Klage gegen einen 
der Wechselverpflichteten, gleichviel ob Akzeptanten, Aus­
steller oder Indossanten nur bei Insolvenz des Beklagten 
gegen die übrigen Wechselschuldner vorgehen (Art. 516, 
518). Das Prinzip der englischen These wird voll geteilt 
von den Entwürfen des Instituts für internationales Recht 
(Art. 91, 92), des Antwerpener (Art. 45, 4 7) und Brüsseler 
Kongresses (Art. 53, 55) sowie der Niederlande (Art. 69). 
Bei dieser fast vollkommenen Einhelligkeit wird sich das 
universale Wechselrecht unbedenklich den Bremer Vor-
schlägen anschließen können. 

Hinsichtlich der formalen Voraussetzung des Regresses 
bestimmt die 18. Resolution der englischen Gesellschaft: 

a) 1) Dort wird bestimmt, daß, wenn das Indossament eines Vor-
Geltendes Recht. mannes mit Einwilligung des Wechseleigentümers durchstrichen wird, 

alle Nachmänner frei werden. Uber das Recht des einen seiner Nach­
männer befriedigenden Indossanten, sein und seiner Nachmänner Giro 
durchzustreichen, siehe Art. 55 deutsche \Vechselordnung, Bulgarien 
(Art. 580), Ungarn (§ 55), Skandinavien (§ 55), Italien (Art. 313), Ru­
mänien (Art. 338), Schweiz (Art. 773), Rußland (Art. 52, 103), Portugal 
(Art. 332 § 2), wegen Frankreichs und Belgiens s. S p ä i n g a. a. 0. 
S. 177 Anm. I, England (Abschn. 59 (2], Amerika (Abschn. 78) und 
Si m o n t o n, A Hand-book of practical law S. 959 Anm. zu Ab­
schnitt 78. 

2) Rules of the Supreme Court 1883, Gesetz 46 & 47 Vict. order XVl. 
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"Protest oder Notierung zum Protest soll notwendig sein, 
um das Regreßrecht aus einem wegen Nichtannahme oder 
Nichtzahlung dishonorierten Wechsel zu erhalten((' und 

Nr. 19: "Sofortige Notifikation der Dishonorierung soll 
notwendig sein, um das Regreßrecht aus einem Wechsel 
zu bewahren.« 

Der Solennitätsakt des notariellen Protestes, den wir 

zunächst als ein Beweismittel für die Präsentation zur An­
nahme bis in das 14. Jahrhundert!) hinauf verfolgen können, 

hat abgesehen von einer Vereinfachung des Inhaltes der 

Urkunde h1 den kontinentalen Rechten Europas wesentlich 
seine typische Form und Funktion gewahrt. Er bildet, 

abgesehen von dem hier nicht interessierenden Inter­
ventionsprotest, die Bedingung der Regresse mangels 
Annahme, ·wegen Uw,icherheit, mangels Zahlung, aber auch 

mangels Datum beim befristeten Sichtwechsel. Er erscheint 
als Perquisitionsprotest2) mangels Herausgabe des Akzept­
exemplars bei Duplikaten mit Depositionsvermerk oder 

mangels Ausantwortung des Originalwechsels an den mit 

Originalindossamenten versehenen Inhaber einer Kopie 
(Art. 69, 72). Obwohl der Ehrenakzeptant nicht zu den 
Regreßpfiichtigen im eigentlichen Sinne gehört, bildet der 

Protest auch die Voraussetzung des Zahlungsanspruches 
gegen ihn.3) Nur in England (Abschn. 51 1) und in Amerika 

nach Common Law4 ) und Abschnitt 189, 260 N egotiable 
Instruments Law ist die Notwendigkeit des Protestes als 

Grundlage des Regresses bei Inlandswechseln beseitigt. 

1) Goldschmidts UniYersalgeschichte S. 457, Leist a. a. 0. S. 22. 

2) Verg·L Deutschland (Art. 69), Bulgarien (Art. 604), Finland 
(§ 64), Italien (Art. 21:30), Rumänien (Art. 302), Rußland (Art. 119), Skandi­
navien (§ G9, 70), Schweiz (Art. 786), Japan (Art. 521), im französiseh­
belgif'chen und englisch-amerikanischen Rechte fehlen entsprechende 
Bestimmungen. 

3) So Deutschland (Art. 60), dazu Rehbein S. Ul Kr. 6; Grünhut 
Bd. 2 S. 41:38, Bernstein, Wechselordnung S. 243 § 4 und S. 247 § 3 Nr. 2. 
Dagegen Staub a. a. 0. S. 146 § 4, Schweiz (71:30), Skandinavien (§ 5G), 

Italien (Art. 261, 70), dazu Sorani I. S. 406, Portugal (Art. 314, § 5), 

Ungarn (§ Gl), RuLiland (Art. 109), Malta Art. 150, Peru 457, Japan 
(Art. 508), Common Law in den Vereinigten Staaten von Amerika 
(Story) S. 58§ 123), England (Abschn. 67 1), Negotiable Instruments 
Law (Abschn. 286). 

") The American and English Encyclopaedia S. 379. 
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Ferner wird der Protest mangels Zahlung durch denjenigen 
mangels Annahme ersetzt in Skandinavien (§ 41), Fin­
land (§ 40), England (Abschn. 51 3) und Amerika (Abschn. 
265). Die sämtlichen hier in Betracht gezogenen Entwürfe 
verlangen einen Protest als Voraussetzung des Regresses.I} 

Beurkundende Was die Form der Protesterhebung anlangt, so sind 
Personen. 

a) in den meisten kontinentalen Staaten besondere Urkunds-
Geltendes Recht. d · b t t I' h R' ht N t G · ht personen amlt e rau , näm 1C 1c er, o ar, enc s-

schreiber oder Gerichtsvollzieher. Eine Zuziehung von 
Zeugen zu diesem Akte kommt nur noch selten vor. In 
Deutschland (Art. 87) sind Notare und Gerichtsbeamte zur 
Vornahme dieser Handlung bestimmt, doch ist die Befugnis. 
von verschiedenen Staaten auf Gerichtsvollzieher und Ge­
richtsschreiber ausgedehnt,2) Der Post gebührt bisher nur­
eine vermittelnde Tätigkeit, indem sie den Wechsel vor­
legt und, falls der Absender auf der Rückseite vermerkt 
hat "sofort zum Protest", den dort bezeichnetenoder mangels 
einer solchen Benennung einen von ihr gewählten Beamten 
mit der Protestiernng beauftragt. Ihre Haftung beschränkt 
sich nur auf den Ersatz bei physischem Verlust der Sendung. 3) 

In Bulgarien (Art. 623) sind die Notare, und an Orten, wo· 
sich kein Kreisgericht befindet, die Friedensrichter be­
rufen. In Dänemark (§ 10 des Gesetzes vom 28. Mai 1880} 
und in Norwegen (§ 10 des Gesetzes vom 17. Juni 1880) 
sind ein öffentlicher Notar oder ein mit der Führung der 
Notariatsgeschäfte betrauter Beamter und im äußersten 
Notfalle zwei glaubwürdige Zeugen, die aber bei Vermeidung 
der Ungültigkeit des Protestes die Urkunde nebst Wechsel 
binnen zwei Werktagen dem betreffenden Beamten vor­
legen müssen, zuständig.4) 

In Finland (§ 70) fungieren in den Städten die öffent­
lichen Notare oder ihre Substituten, auf dem Lande der 

1) Institutsentwurf (Art. 38, 43, 46, 71), Antwerpen (Art. 17, 35, 41, 
47), Brüssel (Art. 16, 43, 55), Niederlande (Art. 48, 61, 91). 

2) Rehbein a. a. 0. S. 150 Anm. 1. 
3) Postordnung vom 8. März 1879 und 11. Juni 1892. Ent­

scheidungen des Reichsgerichts Bd. 19 S. 101. 
') In Kopenhagen besorgt ein Notarins publicus unter Assistenz. 

von 2 Unternotaren diese Geschäfte. Außerhalb der Hauptstadt sind 
der Stadt- und Hardesvogt berufen. 



Kronvogt oder Kronschulze oder ein öffentlicher Notar der 
nii.chsten Stadt; ein unparteiischer schreibkundiger Zeuge 
muß zugezogen werden. In Frankreich (Art. 173 und 
Dekret vom 23. März 1848) ist ein Notar oder ein Gerichts­
vollzieher tätig, auch können nach dem Postgesetz vom 
17. Juli 1880 und Dekret vom 15. Febr. 1881 die Post­
behörden wie in Deutschland, ohne Haftbarkeit des 
Staates eineri'Notar oder Gerichtsvollzieher oder einen dazu 
bestellten Beamten mit der Protestaufnahme beauftragen. 

In Griechenland (Art. 173) steht die alte Bestimmung 
des .französischen Code de Commerce in Kraft, welche 
als Urkundspersonen zwei Notare oder einen Notar und 
zwei Zeugen oder einen Gerichtsvollzieher und zwei 
Zeugen für notwendig erachtet. In Luxemburg (§ 6 des 
Gesetzes vom 6. Mai 1874) genügt ein Notar oder Ge­
richtsvollzieher. Desgleichen in Monaco (Art. 136). In 
Holland (Art. 182) liegt diese Pflicht einem Notar 
oder Gerichtsschreiber des Kantonrichters oder einem 
Gerichtsvollzieher ob. In Italien (Art. 303) wirken ein 
Notar oder Gerichtsvollzieher, in Portugal (Art. 328) ein 
Gerichtsschreiber oder ein Notar, in Rumänien (Art. 326) 
ein Gerichtsvollzieher oder wo sich kein Gerichtshof be­
findet, ein Bezirksrichter. In Serbien (§ 149) soll der 
Protest beim Handelsgericht, wo solches fehlt, beim Kreis­
gericht, und wo dieses nicht vorhanden ist, bei der Bezirks­
polizeibehörde oder von dem Gerichtsvollzieher erhoben 
werden. Spanien (Art. 504 Ziff. 2) und Malta (Art. 230) 
lassen nur einen Notar zu. Die Schweiz (Art. 814) betraut 
damit neben dem Notar auch andere obrigkeitlich dazu 
ermächtigte Personen. In Schweden (§ 4 des Gesetzes 
vom 7. Mai 1880) handhaben das Amt der öffentliche Notar, 
in Städten ein Magistratsmitglied, auf dem Lande der 
Kronvogt oder der Lehnsmann des Ortes oder eine 
Magistratsperson der nächsten Stadt oder eine vom König­
lichen Befehlshaber des Lehns dazu bestimmte Person. 
unter Anwesenheit glaubwürdiger und schreibkundiger 
Zeugen. In Rußland (Art. 67, 111) sind nur der Notar 
oder sein gesetzlicher Vertreter kompetent. In Bosnien 
und der Herzegowina (§ 84 V des Einführungsge-
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setzes) spricht das Gesetz von einem Gerichtsbeamten. 
Die Türkei (Abschn. 6 des Anhanges zum Handelsgesetz­
buch, Art. 86) hat die Kanzlei des Handelsgerichts am 
Wohnort des Bezogenen und mangels solcher Gerichte 
daselbst , die Lokalbehörden zu der Aufnahme des 
Protestes mangels Annahme und mangels Zahlung er­
mächtigt.!) In .Ägypten (Art. 181) nehmen Gerichtsvoll, 
zieher die Urkunde auf. In Japan (Art. 514) fällt die 
Tätigkeit den Notaren und Gerichtsvollziehern zu, während 
in Peru (Art. 491 Ziff. 2) und Argentinien (Art. 712) nur 
die· Notare jene Funktion ausüben dürfen, in letzterem 
Staate aber unter Zuziehung von 2 Zeugen, die weder 
Tischgenossen noch Bedienstete des Notars sein dürfen. 

Nach gemeinem anglo-amerikanischem Rechte gebührt 
die Befugnis einem Notar und, wenn dessen Dienste nicht 
zu erlangen sind, einem Bürger des Ortes2) unter Zuziehung· 
von 2 Zeugen. So ist es auch im ·wesentlichen von den 
neuen Kodifikationen aufgenommen worden, doch erachtet 
das amerikanische Gesetz den Protest vor einem achtbaren 
Bewohner des Ortes und mindestens 2 Zeugen auch dft 
für zulässig, wo ein Notar erreichbar ist (Abschn. 94 des 
englischen und Abschn. 262 des amerilmnischen Ge­
setzes). 

Belgien (Art. 1 des Gesetzes vom 10. Juli 1877) hnt 
eine neue Institution geschaffen. Es erklärt zwar in erster 
Linie die Gerichtsvollzieher oder von der Regierung be­
zeichneten Beamten für zuständig, läßt aber nach Art. 4 
des Gesetzes vom 12. l\'Iai 1876, Art. 1 des Gesetzes vom 
10. Juli 1877, Art. :l5, 52 des Gesetzes vom 30. lYiai 1879 
nebst Verordnung vom 12. Oktober desselben Jahres den 
Protest mangels Annahme und mangels Zahlung subsidiür 
u11ter Verantwortlichkeit der Postverwaltung durch die 
Postbehörden dort zu, wo kein Gerichtsvollzieher wohnt, 
oder bei dessen Behinderung. 

1) Borchardts Handelsgesetze des Erdballs, dritte Auflage, Heft 
2 s. 34. 

2) The American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 3i:l5, Story 
a. a. 0. S. 153 s 27(). 
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Ob die Protesturkunde dem Wechsel angeheftet Form der 
Protesturkunde. 

werden kann, um dadurch die Abschrift des vVechsels zu al 
. Geltendes Recht. 

ersparen oder ob eine besondere Urkunde mit vollständiger 
Wiedergabe des Instrumentes erforderlich ist, wird regel-
mäßig zugunsten der zweiten Alternative beantwortet.!) 
Nur das gemeine anglo-amerikanische Recht und mit ihm 
das N egotiable Instruments Law (Abschn. 261) gestatten 
auch die Anfügung des Protestes an den Wechsel. In 
Rußland (Art. 70) muß übrigens der Notar einen Vermerk 
über die Zeit der Ausstellung der Protesturkunde und die 
Nummer, unter welcher dieselbe in seü1em Buch ein-
getragen ist, auf den Wechsel setzen. 

An die Stelle des förmlichen Protestes mangels 
Annahme und mangels Zahlung können in Belgien 
(Art. 5-8 des Gesetzes vom 10. Juni 1877), Luxem­
burg (Art. 1 ff des Gesetzes vom 5. M:ai 1874), Italien 
(Art. 307) und Rumänien (Art. 331) unter Zustimmung 
des vVechselinhabers Privat- Deklarationen treten, wie 
solche anderweitig· auch schon früher in Übung ge­
wesen sind. Es handelt sich hier um eine innerhalb der 
Protestfrist auf den vVechsel oder in einer besonderen 
Urkunde von dem zur Annahme oder Zahlung· Auf­
geforderten vollzogene und datierte Erklärung, welche 
nach Vorlegung mit dem Wechsel gerichtlich eingetragen 
·wird. Erfolgt die Äußerung auf einem besonderen In­
strument, so muß der wesentlichste Inhalt · des Wechsels 
darauf vermerkt werden. Die Frist bis zur Registrierung 
beträgt in Belgien 4, in Italien 2 Tage, in Rumänien muß 
die Urkunde innerhalb der für die Aufnahme des Protestes 
bestimmten Zeit, also am Tage nach Verfall, oder längstens 
24 Stunden darauf mit einem öffentlichen Datum versehen 
werden. In Luxemburg geschieht die Registrierung tags 

1) Deutschland (Art. RS), Bulgarien (Artikel 624), Finland (§ 71). 
Skandinavien (§ 82), Schweiz (Art. 815), Rußland (Art. 69), Portugal 
(Art. 328), Ungarn (Art. 99), Italien (Art. 1305), Rumänien (Art. 328), 
Japan (Art. 515), Frankreich, Luxemburg, Griechenland (Art. 174), 
Monaco (Art. 137), Holland (Art. 182), Serbien (§ 150), Türkei (Art. 131), 
Malta (Art. 231), Spanien (Art. 504), Belgien (Art. 2 des Gesetzes vom 
10. Juli 1877). vVegen des amerikanischen Reehts Stor,\- S. 153 § 276, 
The Ameriean and English Encyclopaedia S. 381, Bi g·elow S. 129. 
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nach dem Datum der Deklaration oder wenn dieser ein 
Feiertag ist, am folgenden Tage. 

Notierung zum Schon im 17. Jahrhundert hatte sich in Deutschland 
Protest. 

a) an einzelnen Handelsplätzen die sogenannte Notierung 
Geltendes Recht. . 

zum Protest ausgebildet. Behufs Ersparung von Kosten 

Protester laß. 
a) 

beschränkte sie sich auf einen vorläufigen Besuch des. 
Notars beim Bezogenen und eine Notiz über die Ver­
nehmung des letzteren im Protestregister. Erst nach er­
folglosem Ablauf einer angemessenen Wartefrist wurde 
zur Herstellung einer für den Regreß notwendigen Protest­
urkunde geschritten. 

Diese Einrichtung bat im anglo-amerikanischen Recht 
eine vveitere Ausdehnung gewonnen; sie wurde zu einem 
bedingten Ersatz des Protestes. Der Notar verzeichnet auf 
dem Wechsel selbst eine kurze Darstellung des Tatbestandes, 
den ihm mitgeteilten Grund der Nichtannahme und derNieht­
zahlung, fügt den Betrag der Notierungskosten, eventuell 
auch die Verweisung auf sein Geschäftstagebuch, das 
Datum des Präsentationstages und die Anfangsbuchstaben 
seines Namens hinzu.l) Die englische (Abschn. 93) und 
die amerikaniscbe Wechselordnung (Abschn. 263) halten 
in Übereinstimmung mit dem Common Law zur Wahrung 
des Regreßrechtes selbst bei Auslandwechseln für genügend, 
daß die Notierung in der rechten Zeit geschah. Die 
spätere förmliche Protesterhebung kann auf den Tag 
der Notierung gestellt werden. Die Letztere ersetzt 
den feierlichen Protest, wenn der Notar vor Aus­
fertigung einer Protesturkunde stirbt öder diese später 
vernichtet oder verloren wird. 

Die englische Gesellschaft schweigt darüber, ob durch 
Geltendes Recht. Vereinbarung von dem Protest als einer Bedingung des Re-

gresses Abstand genommen werden kann. Entgegen dem 
preußischen Entwurf (§ 40) hat die deutsche Wechsel­
ordnung (Art. 42) die Protesterlaßklausel seitens eines 

· Regreßpflichtig·en, einschließlich des Notadressanten, zuge-

1) Vergl. Thöl a. a. 0. S. <!24 § Bl, Leist a. a. 0. S. 144 ff., 
\Vächtcr a. a. 0. S. t:\Oß, Bigelow a. a. 0. S. 1<!3, The Ameriean and 
English Encyelopaedia S. 3t:\4, Heinsheimer, Englische \Vechsel­
ordmmg S. 65 Anm. I. 
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lassen. Sie bürdet aber die Beweislast für die etwaige 
bestrittene rechtzeitige Präsentation sowie die Kosten des 
dennoch erhobenen Protestes demjenigen auf, der auf den 
Protest verzichtete. Der Vermerk hat also nur die Wirkung 
einer Erlaubnis, von dem Solennitätsakt abzustehen. In 
gleicher Weise verhalten sich von den Gesetzen der 
deutschen Gruppe Skandinavien (§ 42), Ungarn (§ 42) 
Bulgarien (Art. 571), Rumänien (Art. 333) 1), Schweiz 
(Art. 763), Japan (Art. 489)2), aber auch Ägypten (Art. 170), 
Belgien (Art. 59)3), Malta (Art. 215). 4) In Frankreich, 
Luxemburg, Griechenland, Monaco, Holland, Serbien, 
der Türkei, entbehrt das Gesetz einer positiven Be­
stimmung, doch ist die Klausel überall in Gebrauch, nur 
hat das Gesetz vom 5. Juni 1880 (Art. 5) für Frankreich, 
wie bereits oben erwähnt worden ist, verordnet, daß sie 
auf einem ungestempelten Papier ungültig sei. 

Man nimmt im Gebiet dieser Rechte an, daß die Be­
weislast für die rechtzeitige Präsentation und die Kosten 
eines dennoch levierten Protestes den Inhaber treffen. 5) 

In England (Abschn. 51 (9), 50 (2) und in den V er­
einigten Staaten (Abschn. 182, 267) hat der Vermerk die 
Wirkung, daß er zwar die Beweislast für rechtzeitige 
Präsentation zuungunsten desjenigen verkehrt, der die 
Klausel schrieb, dem letzteren aber von der Kostenpflicht 
für einen dennoch erhobenen Protest befreit. 6) 

Als nichtgeschrieben gilt der Protestvermerk in Italien 

l) Dort wird nichts über die Kosten und Beweislast gesagt. 
2) Hier schweigt das Gesetz über die Beweislast, gibt aber die 

Kosten dem Protesterlasser. 
3) In Belgien befreit die Klausel nicht nur von der Protest­

erhebung, sondern auch von der Ladung vor Gericht innerhalb der 
14tägigen Frist, jedoch soll der Inhaber diejenigen, welche er be­
langen will, binnen 14 Tagen nach Verfall benachrichtigen. Vergl. 
Sachs bei Goldschmidt, Zeitschrift, Beilage zu Bd. 21 S. EO. Dit> 
Klausel wirkt auch gegen die Nachmänner. 

4) Hier schweigt das Gesetz über die Beweislast, gibt aber die 
Kosten dem Protesterlasser. 

5) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. No. 376 S. 295. 
6) Späing a. a. 0. S. 145 Anm. 8. Nach amerikanischem Recht 

ist es zweifelhaft, ob die Klausel auch auf die anderen Wechsel­
verbundenen sich erstreckt. Story a. a. 0. S. 153 §§ 216, 275, dagegen 
The American and English Encyclopaedia S. 455. Die Klausel en!­
hebt auch der Präsentation und Notifikation. 
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(Art. 309)1), in Rußland (Art. 12)2), Portugal (Art. 331), wo 
die Pairskommission den ursprünglich mit dem deutschen 
System in diesem Punkte übereinstimmenden Entwurf ge­
ändert hat,s) und Peru (Art. 497) sowie gemäß der herrschen­
den :Meinung in Finland, wo das Gesetz darüber schweigt. 

Nach dem Entwurf des Instituts für internationales 
Recht (Art. 72) wirkt die Klausel nur demjenigen gegen­
über, der sie eingefügt hat. Nach dem Antwerpener und 
Brüsseler Entwurf (Art. 37 bezw. 39) steht sie auch den 
Nachmännern entgegen wie in Belgien .. Der Brüsseler und 
der niederländische Entwurf (Art. 63) verleihen nqr dem Aus­
steller das Recht, den Vermerk auf den Wechsel zu setzen. 
Während die belgiseben Projekte dem protestierenden In­
haber Rembours wegen seiner Kosten gestatten, legt ihm 
solche der niederländische Entwurf auf. über die Beweis­
last für die rechtzeitige Präsentation fehlt es in dem 
Antwerpener und Brüsseler Entwurf an Bestimmungen, 
während · der niederländische den Wechselschuldner, 
welcher die Rechtzeitigkeit der Vorlegung bestreitet, 
beweispflichtig macht. 

Durch ihr Verlangen einer strengen Notifikation für 
Geltendes Recht. den Regreß mangels Annahme oder mangels Zahlung 

tritt die Association for the reform and codification of 
the law of nations in Widerspruch mit den meisten 
Rechten der deutschen Gruppe, welche im wesentlichen 
nur eine Schadensersatzpflicht an die Verabsäumung der 
gedachten Verbindlichkeit knüpfen. Ursprünglich hatte 
man in Bremen das ·deutsche Prinzip angenommen .. 

Nach Art. 45 der deutschen Wechselordnung soll der 
Inhaber eines mangels Zahlung protestierten Wechsels 
mittels eines innerhalb zweier Tage nach der Protest­
erhebung zur Post gegebenen Briefes seinen nächsten 
Vormann, der eine Ortsbezeichnung seinem Giro bei­
gefügt hat, von der unterbliebenen Zahlung benachrich-

I) Sorani a. a. 0. Bd. II S. 283 § 42ti. 
2) Klibanski a. a. 0. S. 33. Der Artikel 12 der russischen 

V\Techselordnung schließt nur die Yereinbarungen dieser Art auf den 
'Vechsel aus. 

3) Mittermaier in Goldschmidts Zeitschrift Bd. 36 S. 513. 
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tigen; dieser letztere muß dann in gleicher Weise seinem 
Vormann Kenntnis geben. Abgesehen von dem· Verlust 
des Anspruches ·auf Zinsen und Kosten hat ·die Nicht­
benachrichtigung, wie oben erwähnt, nur die Verpflichtung 
zum Schadensersatz im Gefolge, ist also allein hinsicht­
lich der Zinsen und Kosten eine strenge. Bei einem Pro­
test mangels Annahme oder wegen Unsicherheit besteht 
überhaupt keine Notifikationspfiicht. Die Benachrichti­
gungsverbindlichkeit des Ehrenakzeptanten an den Hono­
raten interessiert hier nicht (Art. 58). Ähnlich verhalten 
sich in dieser Materie mit einzelnen Modifikationen die 
übrigen Rechte der deutschen Gruppe.!) Nur in Rußland 
(Art. 72, 111) liegt die Notifikation dem protestierenden 
Notar ob. Derselbe soll eine schriftliche Mitteilung über 
die Protestlevierung mangels Zahlung an alle Wechsel­
verpflichteten senden, deren Adresse aus dem Wechsel 
hervorgeht oder ihm bekannt oder von dem Antragsteller 
mitgeteilt ist. Gar keine Notifikation schreiben die Schweiz 
und Finland vor. 

In Frankreich ist beim Regreß mangels Annahme 
(Art. 120) und mangels Zahlung (Art. 165) die Notifikation 
des Protestes erforderlich, sie bildet im letzteren Falle 
zusammen mit der Ladung des Gegners vor Gericht2) die 
Regreßbedingung und muß sich in denselben nach den 
Entfernungen abgestuften Fristen des Art. 165, 166 von 
14 Tagen seit dem Datum der Protesterhebung an voll­
ziehen. Ebenso ist das Regreßverfahren für jeden In­
dossanten geordnet, nur daß diesem die Frist erst von 
der "citation en jugementu läuft. Die nämlichen Bestim­
mungen finden sich in den Gesetzbüchern von Monaco, 
Luxemburg, Griechenland, der Türkei, aber in letzterer 
nur bezüglich des Regresses mangels Zahlung (Art. 78, 122 
Abs. 1), Serbien (§ 90, 141) und Ägypten (Art. 125, 172). 
Hingegen ist in Holland (Art. 184, 185) für die Mitteilung 

1) Skandinavien (§ 45, 46), Italien (Art. 317), dazu Sorani a. a. 0. 
Bd. 2, S. 358), Bulgarien (Art. 574, 575), Ungarn (§ 45), Rumänien 
(Art. 342), Portugal (Art. 337), Peru (Art. 504). 

2) Die citation en jugement ist eine Assignation, sie verpflichtf't 
nicht zur Erwirkung eines Urteils. Vergl. Lyon-Caen et Renault: 
a. a. 0. S. 291 No. 371. 
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des Protestes eine besondere Frist von regelmäßig bis zu 
5 oder 6 Tagen unabhängig von der Vorladung des Re­
gressaten angeordnet, auch ist die Verabsäumung dieser 
Pflicht, wie in Deutschland, nur mit der Verbindlichkeit 
für eventuellen Schadensersatz bedroht. 

Eine strenge Notifikationspflicht haben von denRechten 
der Zwischengruppe Spanien und Malta. Ersteres aller­
dings nur insofern, als der Inhaber des protestierten 
Wechsels, der seine Klage früher gegen den Akzeptanten 
als gegen Aussteller und Indossanten erhebt, den letzteren 
allen, und wenn er nur einen derselben verklagt, den 
übrigen den Protest durch einen öffentlichen Notar in den 
näher angegebenen Fristen zu notifizieren hat, widrigen­
falls die Indossanten von jeder Haftbarkeit auch dann 
befreit sind, wenn der Beklagte insolvent wird; nur der 
Aussteller bleibt obligiert, wenn er nicht beweist, daß er 
für rechtzeitige Deckung Sorge getragen hatte (Art. 517). 
Desgleichen ist in Malta (Art. 216, 219) sofortige schriftliche 
Benachrichtigung unter Zusendung des Protestes mangels 
Annahme und mangels Zahlung bei Verlust des Regreß­
rechtes auch demAussteiler gegenüber erforderlich, dernach­
weislich genügende Deckung dem Bezogenen gemacht hatte. 

In Belgien bestimmt Art. 56 Abs. 2 nur, daß die 
Ladung vor Gericht mit der Notifikation des Protestes ver­
knüpft sein soll; doch muß im Falle des Protesterlasses, 
worauf bereits oben hingewiesen worden ist, der Inhaber 
denjenigen, gegen den er sich sein Regreßrecht erhalten 
will, binnen 14 Tagen nach Verfall von der Nichtzahlung 
benachrichtigen. Das gleiche gilt für die Wechselgaranten 
gegenüber ihren Vormännern. 1) 

Das englisch-amerikanische Conimon Law bedingt 
strenge Notifikation in angemessener Frist. An einem 
Sonntag aber ist die Ausübung dieser Pflicht nicht nötig.2) 

Von. der englischen Wechselordnung (Abschn. 48, 49 (5) 

1) Die .Ansicht von Sachs in Goldschmidts Zeitschrift, Bei­
lageheft zu Bd. 21 S. 81, daß die Verabsäumung dieser Pflicht nur die 
Verbindlichkeit zum Schadensersatz im Gefolge habe, scheint mit dem 
'\V ortlaut des Gesetzes: "contre qui il veut conserver son recours" im 
Widerspruch zu stehen. Die Notifikationspflicht ist hier eine strenge. 

2) Story a. a. 0. S. 157, § 284 ff., S. 202, § 381 ff. 
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(12)) sowie dem damit im wesentlichen übereinstimmenden 
Negotiable Instruments Law (Art. VIII) wird, gleichviel 
ob es sich um einen Inlands- oder Auslandswechsel 
handelt und ohne Rücksicht darauf, ob ein Protest nötig 
war oder nicht, die im einzelnen näher geregelte schrift­
liche oder mündliche Benachrichtigung von der Dis­
honorierung des Wechsels an den Aussteller und 
.alle Indossanten in angemessener Prist bei Ver­
lust des Rückgriffsrechts mangels Annahme oder 
Zahlung vorgeschrieben.l) Die Benachrichtigung von der 
Dishonorierung mangels Annahme macht, falls nicht in­
zwischen der Wechsel akzeptiert wurde, eine Notifikation 
von der Zahlungsweigerung überflüssig (Abschnitt 48 (2)) 

Verzicht auf dieNotifikationist zulässig (Abschnitt 50 (2) (b) ). 
Dabei wirkt die von dem Wechselinhaber gegebene Nach­
richt zugunsten aller folgenden Inhaber und früheren 
Indossanten, welche ein Rückgriffsrecht gegen die benach­
richtigte Partei besitzen (Abschnitt 49 (3)). 

Entsprechend der Tendenz des Gesetzes, die Billig­
keit vorwalten zu lassen, wird eine größere Anzahl von 
Gründen namhaft gemacht, welche die Verspätung oder 
Verabsäumung der Notifikation entschuldigen (Abschn. 50). 

EndlichhatJapan (Art. 487,488) das System der strengen 
Notifikation. Es fordert bei Verlust des wechselmäßigen 
Anspruches gegenüber den Vormännern spätestens am 
'rage nach Aufnahme des Protestes eine Anzeige des In­
habers an denjenigen, gegen welchen Regreß genommen 
werden soll, also spätestens am dritten Tage nach Verfall. 
Beim Regreß mangels Annahme (Art. 474, 475) soll der 
Wechselinhaber unverzüglich nach aufgenommenem Protest 
,dem Regressaten Anzeige erstatten. Dieselbe gilt auch 
für alle N achmänner des Empfängers. 

Die Entwürfe des Institut de Droit International 

1) Als angemessen g·i!t reg·elmäßig eine Frist, wenn die Nach­
richt so rechtzeitig gegeben ist, daß sie noch am Tage der Nicht­
honorierung den am gleichen Orte wohnhaften Adressaten erreicht. 
Wohnt der Adressat anderswo, so muß sie am Tag·\l nach der Nicht­
honorierU:ng oder, wenn an diesem Tage keine passende Post geht, 
mit der nächstfolgenden abg·eschickt werden. 
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Art. 74, 76 SO\\·ie der Niederlande (Art. 64) schließen sich 
im wesentlichen dem deutschen Recht an. Sie kennen 
nur eine Notifikation beim Regreß mangels Zahlung und 
setzen auf die Verabsüumung derselben die Haftung für 
Schadensersatz. Antwerpen und Brüssel überlassen das 
Nähere den Landesgesetzen (Art. 48, 56), nur beim Regreß 
mangels Annahme schreiben sie in Art. 18 bezw. 17 die 
Notifikation des Protestes vor. 

In dem einheitlichen Wechselrecht wird man einer 
Regelung des Protestes nicht aus dem Wege gehen 
dürfen. Gerade hier erscheinen universelle Vorschriften 
geboten, da die Ausübung des Regreßrechtes von ihnen 
abhängt. 

b) Es ist begreiflich, daß bei der nicht zu leugnenden 
Regelung im ein-
heitlichen Gesetz. Schwerfälligkeit, den Kosten und dem strengen Formalis-

mus des bisherigen Verfahrens in verschiedenen Ländern 
der Wunsch nach einer Vereinfachung oder gänzlichen 
Beseitigung dieses .A.ktes hervorgetreten ist. lVlit Recht 
wird die Protesturkunde als das Schmerzenskind des Wechsel­
rechts bezeichnet.!) In Deutschland sind auf Veranlassung 
der .Ältesten der Kaufmannschaft von Berlin wichtige Vor­
arbeiten gemacht worden. Ein schon oben erwähnter vor­
läufiger Entwurf des Reichsjustizamtes zur Vereinfachung 
des Protestes ist bereits vorgelegt. Derselbe bezweckt 
einmal eine Abkürzung des Inhaltes der Protesturkunde 
durch die Vorschrift, daß der Protest mangels Zahlung 
zur Ersparung einer Abschrift der Wechselurkunde auf 
den ·wechsel oder ein mit demselben zu verbindendes 
Blatt möglichst hinter das letzte Indossament gesetzt 
\Verden soll. Statt der Antwort des Protestaten soll die 

1) In Frankreich ist die }'rage seit lf\8-! auf der Tagesordnung. 
Vergl. die Vorschläge bei Lyon-Caen et Renault a. a. 0. S. 286ff, 
No. 362 ter.; Bernstein: Zur Revision der Wechselordnung S. 65 
und in Zeitschrift des Deutschen Notarvereins 1904 S. 298-318; Actes 
du Congres d'Anvers S. 393; Stranz: Ein Protest gegen den W.echsel­
protest; Makower in Golds c hmi d ts Zeitschrift Bd.41 8.361. P allaske: 
Der Kampf um den Wechselprotest. Deutsche Juristenzeitung 1905 
S. 882, C o h n, Bankarchiv Bd. 4 S. 113 ff. In der Schweiz wurde dies 
Thema auf der Juristenversammlung zu La Chaux-de-Fonds 1904 von 
den Referenten behandelt. Siehe Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
Bd. 45 S. 503 ff. 
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Urkunde die Angabe enthalten, daß die Aufforderung er­
folglos geblieben ist. 

Sodann wird die Einführung des fakultativen Postpro­
testes nicht subsidiär, sondern neben dem Protest durch 
die bisherigen Urkundspersonen, und mit Verhaftung der 
Postverwaltung nach den Vorschriften der §§ 276, 27&1) 
des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches vorgeschlagen. 
Allein es ist vorgesehen, daß der Reichskanzler unter Zu­
stimmung des Bundesrats den Postprotest "mit Rücksicht 
auf seine Art oder aus anderen Gründen" ausschließen 
kann. Wie die Motive meinen, sei der Postverwaltung 
nicht zuzumuten, daß sie sich ganz allgemein dieser Auf­
gabe unterzieht. Man hat an die Beschränkung auf Pro­
teste mangels Zahlung bei kleinen Wechseln, d. h. bis zu 
800 Mark Wechselsumme gedacht. Endlich soll der Protest­
beamte zur Annahme der Wechselzahlung befugt sein. 

Daß eine Protestaufnahme nicht zu umgehen ist, 
wird schon durch die Tatsache des in dieser Beziehung 
herrschenden consensus gentium dargetan. Damit steht 
die anglo-amerikanische Gruppe nicht im Widerspruch, 
denn sie hat zwar für Inlandswechsel von der Notwendig­
keit dieses Solennitätsaktes abgesehen, an seine Stelle 
aber ein strenges N otifikationssystem gesetzt, das im inter­
nationalen Verkehr den Protest jedenfalls nicht vertreten 
kann. Es bildet nur eine Parteierklärung, die im Wechsel­
prozeß keinen liquiden Beweis für die wirkliche Dishonorie­
rung liefert, und ebensowenig Gewähr dafür bietet, daß 
auch diejenigen, gegen welche nachher der Regreß aus­
geübt wird, wirklich die Nachricht erhalten haben, be­
sonders wenn wie im deutschen Recht die Benachrichtigung 
staffelförmig nach und nach emporsteigt. Daher wird auch 
der Vorschlag, die Protesterlaßklausel zur Regel zu 
machen, in einem universalen Wechselrecht wenig Aus­
sicht auf Erfolg haben. Selbst da, wo sie hinzugefügt ist, 
wird man sie nicht als ein Verbot der Protestaufnahme 

'l Nach den angezogenen Bestimmungen des Deutschen Bürger­
lichen Gesetzbuches haftet der Schuldner für Vorsatz und für Fahr­
lässigkeit und hat das Verschulden solcher Personen, deren er sich zur 
Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange wie sein 
eigenes zu vertreten. 

Meyer, Weltwechselrecht. 8 
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auffassen können, wenn man auch in solchem Falle die 
Kosten gerechter wohl demjenigen auferlegt, der sich ent­
gegen der ihm gewährten Befreiung die Vorteile des 
paraten aber nicht notwendigen Beweismittels sichern will; 
die Beweislast für die Rechtzeitigkeit der Präsentation wird 
dem W echseUnhaber verbleiben müssen. 

Auch eine einfache privatschriftliche Erklärung des 
Bezogenen, nach luxemburgisch- belgisch - italienischem 
Muster, wird auf eine Aufnahme im Universal-Wechsel­
gesetz nicht zählen können. Freilich hat sie Ersparnis von 
Kosten für sich, eine Tatsache, welche wesentlich für die 
Einführung dieses Verfahrens maßgebend gewesen istl). 

Es mag zugegeben werden, daß man in den be­
treffenden Ländern mit jener vereinfachten Beurkundung 
gute Erfahrungen gemacht hat; indessen scheint doch nur 
ein verhältnismäßig geringer Gebrauch davon gemacht 
zu werden 2). Diese Art der Protestierung wird zumeist 
nur da am Platze sein, wo sich die Interessenten persön­
lich kennen und durch Nachfrage leicht die erforderliche 
Gewißheit über die Richtigkeit des Erklärungsinhaltes be­
schaffen können. Die Verfechter der fraglichen Einrich· 
tung wollen sie selbst nur für Inlandswechsel zur Geltung 
bringens). 

Hat man zwar versucht, durch die V erptlichtung zur 
Aufnahme des Schriftstücks innerhalb der Protestfrist und 
durch den Eintragungszwang binnen kurzer Zeit den 
Kollusionen des Wechselinhabers und Bezogenen zum 
Nachteil der Ersatzpflichtigen vorzubeugen, so wird sich 
ein solcher Erfolg doch nur in beschränktem Maße 
erreichen lassen. Schließlich hängt es immer von dem 
guten Willen des Trassaten ab, ob er sich antreffen lassen 
und unterschreiben will. Bestreitet er selbst nicht die 
Richtigkeit seiner Unterschrift, so geschieht dies vielleicht 

1) Calamandrei, Dig. It. bei cambiale n. 374 S. 210. 
2) Siehe Sachs in Goldschmidts Zeitschrift Bd. 21 S. 85, S'tranz, 

Ein Protest gegen den Wechselprotest S. 368 Anm. 1. Giannini, 
in Journal of the Society for Comparative Legislation X. 

3) Stranz a. a. 0. S. 363, Wieland in der Schweizerischen 
Juristenversammlung von 1904, Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
Bd. 45 S. 547. 
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seitens des in Anspruch genommenen Regressaten, und 
der Regredient wird im Wechselprotest schwer in der 
Lage sein, den Nachweis für die Echtheit der Unter­
zeichnung des Bezogenen zu erbringen. Nicht ganz außer 
Betracht darf ferner die Tatsache bleiben, daß das Re­
gistrierungsverfahren immerhin mit Umständen verknüpft 
ist. Das ganze Institut trägt den Charakter eines Aus­
nahmehilfsmittelsl) und wird bei dem geringen Anklang, 
den es bisher in der Gesetzgebung gefunden hat, schwer­
lich auf eine allgemeine Annahme seitens der interessierten 
Staaten zählen dürfen. 

Anders liegt nach dies1:1eitigem Dafürhalten die Sach­
lage bei der Notierung zum Protest (Initial-Protest im 
anglo-amerikanischen Sinne). Sie bietet die Möglichkeit, 
eine solenne Protesturkunde und den damit verbundenen 
Aufwand an Kosten und Zeit zu sparen, !:lowie die Gefahr 
von Nichtigkeiten zu verringern. Materiell ist mit 
ihr der Protest leviert, der Beweis der wechselmäßigen 
Vigilanz geführt und Kollusionen vorgebeugt. Ihr gebühren 
die vollen Wirkungen eines förmlichen Protestes, wie dies 
auch ausdrücklich in Abschnitt 93 der englischen Wechsel­
ordnung ausgesprochen worden ist. Sie bildet hier also 
nicht nur "einen unvollendeten Anfang des Protest· 
geschäftes"2). Tatsächlich enthält der von den Post­
beamten in Belgien aufzunehmende Protest nicht vielmehr, 
als eine derartige Annotation (Art. 6 des Gesetzes vom 
12. Mai 1876).3) Das aus der so erfolgenden Kennzeichnung 
des Wechsels als eines notleidenden entnommene Be· 
denken kann nicht für durchschlagend erachtet werden. 
Es möchte im Gegenteil nur der Sicherheit des Wechsel­
verkehrs dienen, wenn jeder Nehmer weiß, daß er einen 
dishonorierten und protestierten Wechsel vor sich hat. Von 
einer Zirkulationsunfähigkeit notleidender Papierekann nicht 
die Rede sein. übrigens tritt derselbe Erfolg ein, wenn ein 
ausführlicher Protest der Wechselurkunde beigeheftet wird. 

1) Siehe auch Sorani a. a. 0. Bd. 2 S. 286, § 429. 
2) Leist a. a. 0. S. 145. 
3) Formular in Borchardts Sammlung der seit 1871 publizierten 

\Vechselgesetze. S. 25. 
8* 
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Unter diesen Umständen besteht auch keine Besorgnis, 
es würde so die Pünktlichkeit in Erfüllung der Zahlungs­
verbindlichkeiten gefährdet werden.l) Die mit der Wir­
kung des Protestes ausgestattete Notierung genügt zur 
Erhebung der Regreßklage. Daß ein derartiger Vermerk 
für die Sorgfalt des beurkundenden Beamten keine 
ausreichende Sicherheit bieten soll, wie behauptet ist, 2) 

kann nicht zugegeben werden. Der Betreffende muß 
sich gegenwärtig halten, daß von ihm jederzeit eine 
formelle Protesturkunde verlangt werden kann. Er wird 
daher bei der Aufnahme der Notiz auf alle jene Umstände 
acht geben, deren Erwähnung in dem späteren Instrument 
notwendig ist. 

SolldieNotierung wirklich dieProtesturkunde ersetzen, 
so muß sie nicht nur von den Notaren und Gerichtsvoll­
ziehern, sondern auch von allen denjenigen Beamten be· 
wirkt werden können, welche die Protesturkunde aus­
zustellen haben, also eventuell von den Postbeamten 
ebenfalls. 

Ein rechtlich erheblicher Grund, diese Abkürzung des 
Verfahrens nur auf kleinere Wechsel zu beschränken, 3) be­
steht nicht. Die V ereinbarkeit des Verfahrens mit dem deut­
schen System unterliegt schwerlich einem Bedenken.4) Der 
neue deutsche Entwurf kommt der Annotation wenigstens 
insofern entgegen, als er den Protest auf den Wechsel verlegt 
und auch den Inhalt der Beurkundung, wie oben erwähnt, 
vereinfacht wissen will. Der Vorschlag des Referenten 
in der Versammlung des Schweizerischen Juristenvereins 
zu La Chaux-de-Fonds 1904 ging dahin, den Protest 
auf den Wechsel selbst zu setzen und seinen Inhalt auf 
eine kurze Beurkundung der Protestergebnisse zu be­
schränken. In Rußland (Art. 68 Zi:ff. 3) muß schon jetzt 
der Notar die Bewirkung des Protestes auf dem Wechsel 
selbst notieren. In Frankreich wurde, wenngleich erfolglos, 
bereits 1871 ein Gesetzesvorschlag zur Übernahme des 

1) Leist a. a. 0. S. 146. 
2) Bernstein, Zur Revision der Wechselordnung S. 67. 
S) Leist a. a. 0. S. 147. 
4) Thöl a. a. 0. § 91, S. 324 ff. 
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"noting" eingebracht,!) Jedenfalls werden die ausgedehnten 
anglo-amerikanischen Rechte schwerlich auf eine Einrich­
tung verzichten, welche sich seit so langer Zeit in ihrem 
Gebiete eingebürgert hat und über die Klagen nicht laut 
geworden sind. In einem Universal-Wechselgesetz er­
scheint daher die Berücksichtigung einer solchen Protest­
abkürzung unter näherer Feststellung des Inhaltes der 
Notiz, über die die Meinungen noch auseinandergehen, 
wohl angebracht. 

Mit Recht stellt daher die Bremer Resolution die 
Protestnotierung gleichwertig neben einen förmlichen 
Protest und erklärt sich damit ohne Vorbehalt für die 
Zulässigkeit einer derartigen Maßregel.2) 

Einem allgemeinen Wunsch der beteiligten Handels­
kreise entspricht die Einführung des Postprotestes.3) Die 
Erfolge, welche Belgien mit seinem Vorgange auf diesem 
Gebiete erzielt hat, können nur zur Nachahmung an­
spornen. Man wird nicht zu besorgen haben, daß es den 
Postbeamten an einer hinlänglichen Bildung fehlt, um sich 
dieser Aufgabe mit der für den Verkehr erforderlichen 
Sicherheit zu unterziehen; eventuell sind die Postver­
waltungen ja in der Lage, mit diesem Geschäft beson­
dere Beamte zu betrauen, wie sie jetzt schon für die 
verantwortungsvolleren Zweige der Diensttätigkeit eine 
eigene Auswahl unter ihren Angestellten zu treffen 
pflegen. Eine Kautel gegen etwaige Irrtümer des Protest­
beamten sieht der deutsche vorläufige Entwurf eines Ge­
setzes betr. die Erleichterung des Wechselprotestes vor, 
indem er die Berichtigung von Schreibfehlern, Auslassun­
gen und sonstigen Mängeln der Protesturkunde bis zu 
ihrer Aushändigung an den Antragsteller gestattet. 

Von der Vorschrift des Artikel 3 des Belgisehen Ge­
setzes vom 10. Juni 1877, nach welcher der Protestbeamte 

1) Lyon-Caen et Renault a. a. 0. IV. S. 285 ff. No. 362. 
2) Anderer Ansicht Pappenheim in Goldschmidts Zeitschrift 

Bd. 28, S .. 514, Anm. l. 
3) Fischer, Die Erhebung von Wechselprotesten durch Post­

beamte im Archiv für Post und Telegraphie 1877 No. 18. Erläuterun­
gen zum vorläufigen Entwurf eines Gesetzes betr. die Erleichterung 
des Wechselprotestes, Einleitung. 
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eine Anzeige mit dem Namen und der Wohnung des An­
tragstellers, seinem eigenen Namen und einer Inhaltsan­
gabe des protestierten Papiers zurücklassen soll, nimmt 
der erwähnte Entwurf des deutschen Gesetzes Abstand. 
Erforderlich erscheint dieselbe an sich nicht; sie wurde 
in Belgien mit der Erwägung gerechtfertigt, daß der Be­
zogene doch von einem so erheblichen Vorgange Kennt­
nis erhalten müsse. Indessen bietet die Aufnahme des 
Protestes nichts Uberraschendes für den Protestaten. Der 
Mißbrauch, welcher seinerzeit in Paris eingerissen war, 
und dem das fragliche Gesetz gleichfalls steuern wollte, 
nämlich daß die Gerichtsvollzieher in ihrer eigenen Woh­
nung in Gegenwart des freiwillig bei ihnen erscheinenden 
Protestaten, nicht in dessen Wohnung, den Akt aufnahmen,l) 
wird durch die sonstigen Vorschriften des deutschen 
Entwurfes verhindert. 

Da jedoch die Zurücklassung eines solchen formular­
mäßigen "bulletin" nicht mit nennenswerten Schwierigkeiten 
verknüpft ist und die Möglichkeit eröffnet, etwaige Irrtümer 
bei der Protestaufnahme zu beseitigen, so möchte sich immer­
hin die Übertragung des belgiseben Musters empfehlen.:~) 
Ein notwendiges Korrelat der Einführung des Postprotestes 
bildet aber die Haftung der betr. Postverwaltung, wie sie 
Belgien ausgesprochen hat3) und der deutsche Entwurf 
vorschlägt, wenn auch berechtigterweise der Ersatz 
des mittelbaren Schadens, d. h. über den Betrag des 
wechselmäßigen Regreßanspruches hinaus, abgelehnt wird. 
Nur insoweit die beteiligten Staaten eine Entschädigungs­
pflicht für Verschulden ihrer Postorgane anerkennen, 
dürfte dieser Protest in dem einheitlichen Gesetz Auf­
nahme finden. 

Somit wird die Entscheidung nicht von wechselrecht­
lichen, sondern fiskalischen Gesichtspunkten abhängen. 

Ebensowenig läßt sich aus rechtlichen Gesichtspunkten 
die Beschränkung dieser Proteste auf kleine Wechsel oder auf 

1) Goldschmidt>:~ Zeitschrift Beilageheft zu Bd. 23, S. 177. 
2) Vergl. Leist a. a. 0. S. 170. 
3) Siehe Leist a. a. 0. S. 170, Keyßner in Goldschmidts Zeit­

schrift Bd. 24 S. 308. 
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solche mangels Zahlung begründen, da die Kompliziertheit 
des Protestaktes in diesen Fällen keineswegs geringer zu sein 
braucht als bei großen Wechseln und Sekuritätsprotesten.1) 

Die belgisehe Verordnung betr. die Ausführung des Post­
gesetzes vom 30.lVIai 1879 und 12. Oktober 1879 enthält eine 
eingehende Anweisung für die Postbeamten bei Protesten 
mangels Annahme und die Beurkundung von Interventionen. 
Auf Grund dieser Anleitung haben sich die dortigen 
Postbeamten der ihnen gestellten Aufgabe vollkommen 
gewachsen gezeigt. Im Rahmen der Weltpostunion werden 
einheitliche Verwaltungsvorschriften auch über die Kosten 
zu treffen sein. 

Demnach läßt sich für das erstrebte Wechselrecht 
ein Ausgleich dahin bef~rworten, daß es bei der Auf­
nahme einer förmlichen, wenn auch vereinfachten 
Protesturkunde durch Notare, Gerichtsvollzieher und sonst 
dazu bestellte Beamte verbleibt, ihr gleichwertig die 
Notierung zum Protest mit fakultativer Nachholung einer 
förmlichen Urkunde an die Seite gestellt und der Post­
protest in denjenigen Ländern zugelassen wird, wo der 
Staat die volle Verantwortung für seine Postbeamten über­
nimmt. Den einzelnen Staaten mag es für ihre Inlands­
wechsel verstattet werden, die Privatdeklaration mit Re­
gistrierungszwang zu behalten oder einzuführen. 

Nicht beigetreten werden kann der 19. Bremer Regel, 
welche eine strenge N otifikationspflicht erfordert. Es ist 
bereits oben darauf hingewiesen worden, wie wenig die 
Benachrichtigung den Zwecken gerecht wird, denen sie 
dienen soll. Sie steht, was wiederholt betont worden ist, 
weder mit dem Blankoindossament noch mit dem Sprung­
regress im Einklang. Eine etwaige Mitteilung an alle 
Garanten aber verursacht zumal bei zahlreichen In­
dossanten nur Beunruhigung, Belästigung, Kosten, sowie 
Schwierigkeiten für das Beweisverfahren. 2) 

1\Ian hatte sich schon bei Beratung der deutschen 

1) Internationaler Volkswirt 16. Jahrgang No. 46: Zur Reform des 
vVechselprotestes. 

2) Motive zum preußischen Entwurf in den Protokollen der All­
gemeinen deutschen Weehselordnung· R. LIX zu clen §§ 43-48. 
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Wechselordnung mit dem Gedanken getragen, dieses 
Institut überhaupt zu beseitigen und behielt es nur, 
weil es in Deutschland und England stets für er­
forderlich erachtet sei. Die Benachrichtigungspfiicht 
bedarf auch um deswillen weniger der gesetzlichen Rege­
lung, weil der Regredient im eigenen Interesse seinen 
Vormann, an den er sich halten will, von seiner Forderung 
in Kenntnis setzen wird, schori um sich eventuelle Prozeß­
kosten zu sparen. Das französische System verdient hier 
augenscheinlich den Vorzug. In England und Amerika 
wird man eventuell um so leichter geneigt sein, sich 
einer abweichenden Majorität in dieser Frage anzuschließen, 
als dort ein ausdrücklicher oder stillschweigender Verzicht 
auf die Erfüllung dieser Verbin~ichkeit und eine Reihe von 
Entschuldigungsgründen anerkannt sind, welche die Unter­
lassung ihrer Ausführung rechtfertigen (Abschn. 50 der eng­
lischen Wechselordnung undAbschn. 180, 183, 184,185, 186 des 
Negotiable Instruments Law). Der Brüsseler Kongreß hat 
sich gegen die Notifikation ausgesprochen;!) ebenso ist sie 
auf der schweizerischen Juristenversammlung 1904 be­
kämpft worden.2) 

Erwägungswerter wäre die Nachahmung der rusE~i­

schen Vorschrift, wonach der Notar die Wechselgaranten 
zu benachrichtigen hat (Art. 7'2). Allein es ist nicht an­
zunehmen, daß eine solche Art der Notifikation von den 
sämtlichen Staaten gebilligt werden wird. Sie bildet zu­
nächst noch eine vollkommene Ausnahme und es ist nicht 
zu verkennen, daß sie den Protestbeamten nicht unerheb­
lich belastet. Gerade dieser Gesichtspunkt wird besonders 
mit Rücksicht auf den Postprotest in Betracht zu ziehen sein. 
Eventuell würde eine Anzeige an den Aussteller des 
Wechsels, der zumeist interessiert ist, ausreichen. 

Höhere Gewalt.: über die Protestfristen im allgemeinen war bereits 
a) 

Geltendes Recht. oben die Rede. Die Bremer Resolution No. 20 behandelt 
die Einwirkung der höheren Gewalt auf dieselben und be­
stimmt: ,.,Die Zeit, innerhalb deren Protest erhoben werden 
muß, soll im Falle höherer Gewalt um die Dauer der Unter-

1) Actes du Congres de Bruxelles S. 517, 541. 
2) Zeitschrift für Schweizerisches Recht Bd. 45 S. 783 ff. 
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brechungsursache erstreckt werden, aber nicht über einen 
kurzen, durch das Gesetzbuch festzustellenden Zeitraum 
hinaus." Diese Frage wurde im internationalen Wechsel­
verkehr besonders praktisch, als infolge des deutsch­
französischen Krieges in Frankreich durch die Gesetze vom 
13. August 1870, vom 10. und 4. Juli 1871 die Fristen zur 
Erhebung der Proteste zunächst um einen Monat und dann 
weiter hinausgeschoben wurden. Diese Bestimmungen 
stellten nach der herrschenden französischen Auffassung 
für die Wechselverpflichteten nicht eine Verlängerung der 
Erfüllungszeiten, sondern eine höhere Gewalt dar, welche 
den Wechselinhaber hinderte, die notwendigen Handlungen 
zur Erhaltung des Wechselrechtes vorzunehmen. Sie 
konnten daher nur einem solchen Wechselverpflichteten 
gegenüber in Betracht kommen, dessen Recht die force 
majeure berücksichtigt. Es ist bekannt, daßinfolgedessen 
in den verschiedenen Ländern die abweichendsten Ent· 
scheidungen ergingen; das deutsche Bundes- und Reichs­
Oberhandelsgericht hat die Berufung auf diese gesetz­
geberischen Maßnahmen in Frankreich stets verworfen, 
während der Kassationshof von Turin, das Appellgericht 
in Genf, die Gerichtshöfe in Belgien und Schweden, 
aber auch in Österreich den Entschuldigungsgrund aner­
kanntenl). 

Diese Tatsachen ergeben, daß es sich im vorliegenden 
Falle um eine der brennendsten Fragen für die Verein­
heitlichung des Rechtes handelt2). Betrachten wir nun 
zunächst, wie sich die verschiedenen Gesetzgebungen zu 
diesem Punkte stellen. 

1) Vergl.Goldschmid ts Zeitschrift für Handelsrecht Bd.17S.294ff., 
Bd. 18 S. 625 :tf., Entscheidungen des deutschen Reichs-Oberhandelsge­
richts Bd. 1 S. 286, wo die Entstehungsgeschichte des französischen Ge­
setzes wiedergegeben wird. Bd. 5 S. 101, Bd. 11 S. 74, Entscheidung 
des Kassationshofes von Turin vom 6. Mai 1872, 20. Mai 1879, Handels­
tribunal von Mailand vom 21. Juni und 1. August 1872, Appellhof von 
Genf vom 25. März 1872, Bettelheim a. a. 0. S. 218 Anm. 28, Wieland 
in Zeitschrift für Schweizerisches Recht Bd. 45 S. 534, Lyon-Caen et 
Renault No. 663 S. 510. Journal du Droit international prive 1881, 
s. 543 :tf. 

2) Vergl. Wieland in Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
Bd. 45 S. 535. 
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Die deutsche Wechselordnung enthält keine Vor­
schrift über diese Materie. Man hatte auf der Leipziger 
Konferenz zunächst mit 10 gegen 9 Stimmen sich für die 
Berücksichtigung der vis major entschieden (Protokolle 
S. 202). Erst als die Redaktionskommission erklärte, der 
Begriff der höheren Gewalt sei nicht von dem des Zufalls 
abzugrenzen, die Frage gehöre in das Zivilrecht, unterließ 
man auf Grund des Beschlusses einer geringfügigen Mehr­
heit die Regelung. Die Rechtsprechung ging aber ständig 
von der Auffassung aus, daß die wechselrechtlichen Ver­
bindlichkeiten sich nur aus dem Wechsel ergeben, die 
Protesterhebung eine Bedingung des Regresses bilde und 
die Folgen der Unmöglichkeit dieser Bedingung denjenigen 
treffen müßten, welcher an ihre Verwirklichung Ansprüche 
knüpfe. So wurde die Berufung auf vis major bei der 
Versäumung wechselmäßiger Verbindlichkeiten stets für 
unzulässig erachtet. 

Von den übrigen Rechten der deutschen Gruppe er­
klären die Schweiz (Art. 813) und Rußland (Art. 35, 99) 
ausdrücklich, daß höhere Gewalt die Säumnis nicht ent­
schuldige. Schweigend verbalten sich Finland, Ungarn, 
Bulgarien, Italien, Portugal, Peru und Japan. Die Recht­
sprechung· läßt aber in Italien die Berufung auf höhere 
Gewalt zu, soweit es sich um die Verlängerung der gesetz­
lichen Protestfrist handelt.l) 

Ausdrückliche Vorschriften zugunsten der vis major 
geben die Nordischen Wechselrechte (92), und das rumä­
nische Gesetz (Art. 334). Erstere lassen bei allen Hand­
lungen, von welchen die Erhaltung des Wechselrechts ab­
hängt, das letztere bestehen, falls infolge gesetzlieber Be­
stimmung oder der Unterbrechung des allgemeinen Ver­
kehrs oder ähnlicher außerordentlicher Ereignisse die Vor­
nahme des Aktes unmöglich geworden ist; nur muß die 
betreffende Handlung nach Beendig-ung der Verhinderung 
unverzüglich bewirkt werden. Rumänien beschränkt sich 
auf die Verordnung, daß die Behinderung oder Verspätung 
der Protesterhebung durch höhere Gewalt keine Rechts­
verwirkung herbeiführt. 

1) Sorani a. a. 0. Bd. 2 § 357 S. 146. 
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Der französische Code de Commerce entbehrt einer 
Vorschrift über diesen Punkt. Man entschied sich bei der 
Beratung des Art. 164 dahin, die Lösung des Problems der 
Rechtsprechung zu überlassen. Diese erwog, daß, da nach 
ihrem System der W echsetinhab er als Mandatar oder 
Zessionar des Wechselausstellers die Wechselforderung 
von dem Bezogenen entsprechend der ihm überwiesenen 
Deckung einzuziehen habe, der Erstere nur zur Wahrung 
der vertraglichen Sorgfalt verpflichtet sei. Die Un­
möglichkeit der Erfüllung wirke für 'ihn befreiend, doch 
müsse er in Ausübung der seinem Auftraggeber schuldigen 
Diligenz sofort nach beseitigtem Hemmnis den unterblie­
benen Akt nachholen,!) Diesem Vorgange schließt sich die 
Judikatur auch in den übrigen vom Code de Commerce 
beherrschten Staaten an, also in Griechenland, Luxem­
burg, Monaco, der Türkei und Ägypten. Holland (Art. 202) 
räumt dem unvorhergesehenen Zufall oder der höheren 
Gewalt einen Einfluß auf die Präsentations- und Protestfrist 
dahin ein, daß, wenn der Wechsel zwar früh genug ver­
sandt ist, um vor Verfall in die Hände des Adressaten zu 
gelangen, jedoch infolge der erwähnten Umstände erst 
nach Verfall eintrifft, Präsentation und Protest am Tage 
nach der Ankunft zu geschehen haben, falls der Bezogene 
mit dem Inhaber am gleichen Orte wohnt. Ist der Wohn­
ort des Bezogenen ein anderer oder ist der Wechsel an 
einem anderen Orte domiziliert oder zahlbar, so währt die 
Präsentations- und Protestfrist bis 8 Tage nach Empfang. 
Argentinien (Art. 654 Abs. 2) gibt eine ähnliche Vorschrift. 
Es genügt dort, daß der Wechsel rechtzeitig vor Verfall 
abgeschickt worden ist. Langt derselbe infolge einer ent­
schuldbaren, durch höhere Gewalt oder Zufall herbeige­
führten Verzögerung erst nach diesem Zeitpunkte an, so 
bleiben dem Inhaber alle seine Befugnisse, sofern er das In­
strument am Tage nach seiner Ankunft vorlegt und pro­
testieren läßt. 

lJ Lyon-Caen et Renault a. a. 0. No. 361 S. 283, Grünhut a.a. 0. 
Bd. 2 S. 398. Man folgerte auch aus Art. 163 Code de Commerce, 
weil er die vis major nicht ausschließe, die Zulässigkeit der Berufung 
auf dieselbe. 
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Von den Rechten der Zwischengruppe befindet sich 
Belgien, dessen Gesetz ebenfalls hierüber schweigt, mit 
der französischen und italienischen Judikatur im Ein­
klange. Spanien läßt nach der ausdrücklichen Bestimmung 
des Art. 483 den Rechtsverlust des Wechselinhabers nicht 
eintreten, wenn die Präsentation des Wechsels oder die 
rechtzeitige Protesterhebung infolge höherer Gewalt nicht 
möglich war. In Malta fehlt eine besondere Vorschrift 
über diesen Punkt. 

Das anglo-amerikanische gemeine Recht und die 
neueren Kodifikationen folgen auch hier ihrer Tendenz, der 
Billigkeit gerecht zu werden. überall gilt die Verzögerung 
als entschuldigt, wenn sie durch Umstände bewirkt wurde, 
die vom Willen des Inhabers unabhängig waren und · ihm 
nicht als Fahrlässigkeit angerechnet werden können. Es 
werden also vis major und·casus nicht unterschieden. Dies 
gilt sowohl für die Präsentation als auch für die Notifikation 
und die Protesterhebung.l) 

Wir sehen, daß die verschiedenartige Beantwortung 
der Frage nicht systematisch durchgeführt worden ist. 

In der Tat handelt es sich auch hier nicht um ein nach 
heitlieben Gesetz. starren Prinzipien abstrakt zu entscheidendes Problem, 

sondern darum, eine dem Geist des Gesetzes entsprechende 
Lösung zu finden, welche den Interessen des Verkehrs 
am weitesten gerecht wird, und gerade in internationaler 
Beziehung schweren wirtschaftlichen Verlusten vorbeugt, wie 
sie die Begleiterscheinungen der französischen Moratorien­
Gesetzgebung bildeten. Mit Recht sagte der Reichs-Ober­
handelsgerichtsrat Wien er auf dem 14. Deutschen Juristen­
tage, es sei ein Doktrinarismus, dessen nur der Deutsche 
fähig wäre, zu sagen, ja, es müsse doch so bleiben, denn 
es sei eben ein großer Vorzug unserer Gesetze an Logik 
und Konsequenz, daß die Protesterhebung die Natur einer 
Bedingung der Geltendmachung des Regreßanspruches 
besitze.2) 

1) Englische Wechselordnung Abschn. 46 (1), 50, 51 (9), 67 (3), 
Negotiable Instruments Law (Abschn. 183, 184, 267), Bigelow a. a. 0. 
s. 118, 173. 

2) Verhandlungen des 14. Deutschen Juristentages Bd. 2 S. 117. 
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Auf dem Brüsseler Kongreß haben denn auch die 
Abgeordneten aus den Gebieten des deutschen Systems 
der Zulässigkeit der Berufung auf höhere Gewalt nicht 
widersprochen, und in der Schweizerischen Juristen­
versammlung 1904 wurde von verschiedenen Seiten 
eine Berücksichtigung der vis major befürwortet, um die 
Härte des deutschen Systems und ihre unliebsamen 
Folgen zu vermeiden. 1) Man darf sich jedenfalls nicht der 
Erkenntnis verschließen, daß der Zug der weitaus über­
wiegenden Zahl der Gesetzgebungen die vis majorihres Ein­
flusses auf die Protestfrist nicht entkleiden will. Eine 
Einigung wird also nur auf dieser Grundlage zu erzielen 
sein. Um einem Zwiespalt der Rechtsprechung vorzu­
beugen, würde der Begriff der vis major durch Beispiele 
zu erläutern sein, wie dies der Institutsentwurf Art. 87 
vorsieht. Ob derartige, durch behördliche Zeugnisse zu 
erweisende Ereignisse den Protest ersetzen sollen,2) 
oder ob sie nur eine Verlängerung der Protestfrist 
herbeiführen,3) bildet eine Frage zweiter Ordnung, 
über welche man bei Annahme des Prinzips wohl zu 
einer Einigung gelangen wird. Jedenfalls aber leidet die 
20. Bremer Regel an einer Inkonsequenz, wenn sie die 
Zeitdauer für die Wirksamkeit der vis major beschränken 
will; denn dann gelangt sie unter Umständen gerade zu 
einem Ausschluß der Anwendbarkeit des Grundsatzes da, 
wo sie am meisten geboten ist, nämlich bei den sich regel­
mäßig auf längere Zeit erstreckenden Moratorien. 

Die 23. Bremer Resolution befaßt sich mit der Wechsel- Wechsel-
bürgschaft. 

bürgschaftund lautet: "Der Wechselbürge (donneur d'aval) 1. Solidarhaft und 

soll neben der Person, deren Bürge er ist, prinzipaliter F~~m. 
haftbar sein." Hiermit wird ein allgemeiner handelsrecht- Geltendes Recht. 

licher Grundsatz über den Ausschluß der Einrede der 
Teilung und der Vorausklage in bezug auf die Wechsel-
schuld ausgesprochen. Die Bestimmung findet sich in 

1) Zeitschrift für Schweizerisches Recht Bd. 45 S. 534 ff., S. 824 ff. 
2) Wiener a. a. 0. S. 118, Wieland a. a. 0. S. 537 ff. 
3) So z. B. § 92 des Skandinavischen Gesetzes und das französisch­

belgisehe System. 
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allen uns beschäftigenden Wechselrechten wieder.l) Da 
die Erklärung als ein Bestandteil des Wechsels erscheint, 
geht die Verpflichtung aus ihr auch regelmäßig auf den 
Inhaber über. Ein Zweifel besteht nur nach dem englisch­
amerikanischen gemeinen Recht. Dort ist die Ansicht auf­
gestellt, daß der Wechselbürge allein gegenüber dem ur­
sprünglich Beteiligten hafte und der Anspruch gegen ihn 
aus dem Wechsel nicht übertragen werde. 2) Nach der 
neuen englischen (Art. 56) und der amerikanischen (Ab­
schnitt 113) Kodifikation übernimmt jeder, der den Wechsel 
nicht als Aussteller oder Akzeptant unterzeichnet, die Ver­
bindlichkeit eines Indossanten gegenüber den Wechsel­
inhabern. Doch fügt das amerikanische Gesetz hinzu: ,.,es 
sei denn, er habe durch entsprechende Worte seine Absicht 
anderweitiger Verpflichtung deutlich ausgedrückt." Regel­
mäßig pflegt ja auch die Bürgschaft in der Form des In­
dossaments gegeben zu werden, um das Vertrauen in die 
Zahlungsfähigkeit des betreffenden Schuldners nicht zu 
erschüttern. 

Mit der englischen These stimmen sämtliche Entwürfe 
überein.a) 

Ein Widerstreit besteht aber darüber, ob die Bürg­
schaftserklärung mit wechselmäßiger Wirkung auch auf 
eine besondere Urkunde geschrieben und die Haftbarkeit 
durch besondere Vereinbarung beschränkt werden kann. 
Der französische Code de Commerce (Art. 142 al. 1), mit 
ihm das griechische und Iuxemburgische Gesetz (Art. 142 
al. 1), ferner Monaco (Art. 106), die Türkei (Art. 99), Holland 
(Art. 131), Serbien (§ 118), Ägypten (Art. 145), Argentinien 

1) Deutschland (Art. 81), Bulgarien (Art. 596), Ungarn (§§ 67, 91), 
Italien (Art. 275), Skandinavien (§ 87 Abs. 2), Finland (§ 89), Schweiz 
(Art. 808), Rußland (Art. 28, 29, 30, 59), Rumänien (Art. 297), Portugal 
(Art. 306), Peru (Art. 461), Japan (Art. 497), Frankreich (Art. 142), 
Monaco (Art. 106 Abs. 2), Luxemburg, Griechenland (Art. 142), Türkei 
(Art. 99), Holland (Art. 132), Serbien (§§ 90, 118), Ägypten (Art. 146), 
Argentinien (Art. 682, 736), Belgien (Art. 32), Spanien (Art. 487), Malta 
(Art. 154). 

2) Story a. a. 0. §§ 457, 458 S. 255ft'., The American and English 
Encyclopaedia a. a. 0. S. 404. Borchardt a. a. 0. 1 S. 181. 

3) Institut de Droit International Art. 27, Antwerpen Art. 25 f!., 
Brüssel Art. 24 Abs. 2 :ff., Niederlande Art. 30. 
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(Art. 6~0), aber auch Belgien (Art. 32), Malta (Art. 153), 
desgleichen Portugal (Art. 305) gestatten eine Bürgschafts­
erklärung auch auf besonderer Urkunde,!) Nach gemeinem 
anglo-amerikanischen Recht sind die Ansichten geteilt. 2) 

Hingegen verlangt man im Gebiet des deutschen Systems, 
wenn es die Gesetze auch nicht überall expressis verbis 
aussprechen, den Vermerk auf dem Wechsel,3) wobei aber 
nicht ausgeschlossen ist, daß das A val auch auf einer Kopie 
Platz finden kann. Die sämtlichen Entwürfe mit Ausnahme 
des Antwerpeners 4) stehen auf der deutschen Seite. 

In derTatverdient die Bestimmung der letzteren Gruppe b) . . 
Regelung :un ein-

den Vorzug nach dem das Wechselrecht beherrschenden heitlichen Gesetz. 

Grundsatz: "Quod non est in cambio, non est in mundo". 
Eine Bürgschaftserklärung auf besonderer Urkunde sollte, 
wie dies in Brüssel (Art. 25 Abs. 2) positiv ausgesprochen 
ist, nur zivilrechtliche Verpflichtungen begründen.5) Da die 
Konferenz in der belgiseben Hauptstadt sich einstimmig 
für die Regelung dieser Punkte in deutschem Sinne aus-
sprach, wird voraussichtlich auch jetzt eine Einigung auf 
gleicher Basis zu erzielen sein. 

Die meisten Rechte lassen teils stillschweigend, teils 2. Beschränkung 
der Haftung. 

ausdrücklich besondere Vereinbarungen zwischen dem a) 

A l. d d u.,- h 1 1·· b' J d f ll . t Geltendes Recht. va 1sten un en vv ec se g au 1gern zu. e en a s 1s 
in Deutschland 6) und Italien 6) die Begrenzung der Bürg-

1) Lyon-Caen et Renault No. 265 S. 209. In Frankreich ist 
die Bürgschaft auf besonderer Urkunde sogar das Regelmäßige. 

2) StoryS. 255 § 457. Nach Borchardt a. a. 0. S. ISO soll eine 
solche Bürgschaft auf besonderen Wunsch nur zwischen den Kontra­
henten gelten; dagegen The American and English Encyclopaedie 
a. a. 0. S. 405. 

3) Deutschland (Art. 81), Schweiz (Art. 808), Italien (Art. 274 
Abs. 2), Ungarn (§ 66), Bulgarien (Art. 595), Rußland (Art. 57, 104), 
Rumänien (Art. 296), Japan (Art. 497), nicht ausdrückliche Bestimmungen 
treffen die Nordischen Wechselrechte (§ 87) und Peru (Art. 460), doch 
können die Gesetze in ihrem Zusammenhang nicht anders aufgefaßt 
werden. 

4) Institutsentwurf Art. 27, Brüssel (Art. 24), Actes du Gongres de 
Bruxelles S. 510 :ff. 537, Antwerpen (Art. 25), Niederlande (Art. 30). 

5) Vergl. Entscheidungen des deutschenReichsgerichtes in Zivil­
sachen Bd. 41 S. 171. 

6) Rehbein a. a. 0. S. 123 Anm. 2, Sorani a. a. 0. Bd. 2 S. 43 
§ 294 und die dort angeführten Entscheidungen der franz., belg. und 
italienischen Gerichte. 
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Schaftsverpflichtung auf eine geringe Summe unbedenklich 
statthaft. Nur Rußland (Art. 58) schließt auch diese Modi­
fikation aus. Der Code de Commerce (Art. 142 Abs. 2) und 
seine mit ihm übereinstimmenden, vielfach genannten 
Tochterrechte, sowie Serbien (§ 118), Holland (Art. 132), 
Argentinien (Art. 682), auch Belgien (Art 32 Abs. 2), 
Spanien (Art. 487), Malta (Art. 154) sehen solche be­
schränkenden Abreden vor. In England und den Ver­
einigten Staaten von Amerika besteht kein Bedenken 
gegen die Zulässigkeit derselbenl). Von den Entwürfen 
geben ihnen diejenigen des Instituts und der Niederlande 
keinen Raum. In Antwerpen dagegen (olgte man dem 
französisch-belgiseben Vorgange. In Brüssel wurde zu­
gelassen, daß der sonst für den Akzeptanten oder Aus­
steller haftende Avalist sich allein zugunsten eines In­
dossanten verbindlich machen kann. 

b) Es darf nicht verkannt werden, daß eine beschränkte 
RegelUD.g im ein-
heitlichen Gesetz. Bürgschaft die Klarheit der aus dem Wechsel fließenden 

Rechte und Verbindlichkeiten zu trüben und damit die 
Zirkulationsfi:ihigkeit des Papiers zu stören vermag. Letz­
teres würde besonders der Fall sein, wenn man eine 
wechselmäßige Bürgschaft auf einer besonderen Urkunde 
gestattete. Auf der andern Reite darf nicht außer Be­
tracht bleiben, daß es sich ja nur um eine Garantie für 
einen Hauptverpflichteten handelt, jede größere Sicherheit 
den Wechsel begehrenswerter erscheinen läßt, und 
man durch das Verbot einer Modifikation möglichen­
falls den Dritten veranlaßt, von seinem Eintritt für die 
fremde Schuld überhaupt abzustehen. Da auch die deutsche 
Gruppe dem von der französischen Gesetzgebung aus­
gesprochenen und im anglo-amerikanischen Gebiet aner­
kannten Grundsatz zuneigt, wird sich vermutlich das ein­
heitliche Wechselrecht dem letzteren Prinzip anschließen. 

VerjährUD.gsfrist. Die 26. Resolution der Association for the Reform and 
a) 

Geltendes Recht. Codification of the Law of Nations will eine einheitliche 
Regelung der für das Wechselrecht so wichtigen Ver­
jährungsfristen herbeiführen. Sie lautet: "Die Klagen aus 

1) The American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 141. 
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Wechseln gegen alle Beteiligten, Akzeptanten, Aussteller, 
Indossanten und Bürgen, donneur d'aval, sollen in 18 Mo­
naten vom Verfalltage an verjähren." Die bestehenden 
Gesetze bieten hier ein buntes Bild der verschiedensten 
Fristen. Nach dem deutschen System wird unterschieden 
zwischen dem Anspruch gegen den Akzeptanten bezw. Aus­
steller des eigenen Wechsels undgegendieRegreßpflichtigen. 
Die ersteren Ansprüche verjähren in einer gleichmäßig be­
stimmten Frist von regelmäßig drei Jahren seit dem Verfall­
tage des Wechsels. Bei den anderen richtet sich die auf 
eine kürzere Zahl von Monaten beschränkte Zeitdauer 
nach der geographischen Lage des Regreßortes innerhalb 
gewisser Zonen. Als solcher gilt für den Rembours-Re­
gradienten der Wohnort des Regressaten, für den Rückgriff 
des lnhabers der Zahlungsort des Wechsels. Die Ver­
jährung beginnt gegen jeden einzelnen Regredienten mit 
dem Tage, an welchem er die Klage anzustrengen ver­
mochte, also dem Wechselinhaber gegenüber mit dem Tage, 
der Protesterhebung mangels Zahlung, bei den übrigen 
Indossanten mit dem Tage der Klagehebändigung oder 
einer früher geleisteten Zahlung. So Deutschland (Art. 77, 
1 00, 78, 79), die Schweiz (Art. 803, 804, 805, 827 Ziffer 11 ), 
Ungarn (§ 84, 85, 86, 114), Bulgarien (Art. 612, 613, 614, 639), 
Skandinavien (§ 77, 78, 79, 95), Finland (§ 74, 75, 76), 
wobei zu bemerken ist, daß in den letzten beiden Gebieten 
die Verjährung gegen den Inhaber nicht erst mit dem 
erhobenen Proteste, sondern mit dem Verfalltage anfängt. 
Auch Holland hat für die Klagen gegen die Wechsel­
garanten und die übrigen Wechselschuldner verschiedene 
Verjährungsfristen(Art.206,207:ff.). GegendieHauptschuldner 
beträgt die Dauer 10 Jahre, doch müssen die Beklagten auf 
Verlangen beschwören, daß sie nichts mehr verschulden. 
Die Erben und Rechtsnachfolger der betreffenden Wechsel­
schuldner ha-ben eventuell eidlich zu erhärten, daß sie die 
Nichtexistenz ihrer Schuld in gutem Glauben annehmen. 
Anders das französische System. Dasselbe hat eine einheit­
liche Verjährungsfrist für sämtliche Klagen aus dem Wechsel 
von 5 Jahren eingeführt, welche mit dem 'rage des erhobenen 
Protestes oder des letzten gerichtlichen Verfahrens beginnt, 

Meyer, Weltwechselrecht. 9 
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wenn nicht eine Verurteilung erfolgt ist. Wurde die 
Schuld durch einen besonderen Akt anerkannt, so läuft 
von diesem Tage die gewöhnliche Verjährung, doch ist die 
bei Holland erwähnte Eidesleistung erforderlich. Im 
übrigen sind die Regreßberechtigten -v-erpflichtet, wie 
oben bei der Protesterhebung erwähnt wurde, in bestimmten 
kurzen Fristen die Regreßklage zu erheben. Nur wenn sie 
diese Bedingung erfüllt haben, besteht ihr Anspruch bis 
zum Ende der fünfjährigen Verjährungsfrist weiter. Die 
fraglichen Präklusivfristen laufen bezüglich der Indossanten 
'vom Tage nach der gerichtlichen Vorladung oder der frei­
willigen Zahlung. So Frankreich (Art. 189, 165, 166, 167), 
ebenso Griechenland, Luxemburg, Monaco (Art. 152, 124 ff.), 
die Türkei (Art. 146, 117 ff., 122 ff.), Agypten (Art. 167 ff., 
172 ff., 201 ), Serbien (§ 141, 164 ), aber auch Belgien (Art. 82, 
56, 57, 58), wo nur der Anfang der Verjährung für Sicht­
wechsel eine in Frankreich fehlende Regelung gefunden 
•hat. Dem gleichen System mit den Präklusivfristen für 
den Regreß neben der Verjährung von 5 Jahren begegnen 
wir in Italien (Art. 919, 320ff.), Rumänien (Art. 941, 345ff.), 
Peru (Art. 507 ff., 510) und Malta (Art. 221 ff., 243, 313). 

Eine einzige Verjährungsfrist hinsichtlich aller An­
sprüche aus dem Wechsel haben Portugal (Art. 339), 
Spanien (Art. 950), Argentinien (848 Ziff. 2), doch verliert 
der Inhaber in dem letzteren Staate sämtliche Forderungen 
gegen die Indossanten, wenn er nicht bei einem Inlands­
wechsel binnen eines Jahres vom Datum des Protestes 
und bei einem Auslandswechsel binnen 2 Jahren von diesem 
Tage an die Zahlung einzutreiben versucht (Art. 667). 
Die Verjährungsfristen dauern hier 5 Jahre (Portugal, 
Spanien) bezw. 3 Jahre (Argentinien). 

Ebenso gilt in England und den Vereinigten Staaten 
von Amerika nach dem Statute ofLimitations 21. Jacob Ic 16 
eine einheitliche sechsjährige V erjährungsfrist.l) Das 
Negotiable Instruments Law enthält keine abweichende 
Vorschriften. 

Einen anderen Weg schlägt Rußland ein. Dasselbe 

1) The American and English Encyclopaedia a. a. 0. S. 362. 
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kennt nur noch reine Ausschlußfristen, und zwar für die 
Klagen des VVechselinhabers gegen den Akzeptanten und 
Aussteller des eigenen VVechsels von 5 Jahren seit Verfall, 
und gegen Indossanten sowie Bürgen von 1 Jahre seit der 
Protesterhebung, für die Rechtsverfolgung seitens der 
Regreßpflichtigen gegen die Vormänner von 6 Monaten seit 
der Zahlung, aber nicht länger als 3 Jahre seit der wechsel­
mäßigen Zahlungszeit (Art. 73, 74, 75, 76, 99, 112, 113, 114). 

Die Entwürfe des Instituts und der Niederlande scheiden 
wie das deutsche Recht zwischen dem Anspruch gegen 
den Akzeptanten und gegen die VV echselgaranten. Sie 
lassen den ersteren in drei Jahren verjähren, vom Ver­
falltage an gerechnet (Art. 100 bezw. Art. 87). Hin­
sichtlich der Regreßforderungen gibt das Institut eine ein­
jährige Frist, während die holländische Gesetzesvorlage die 
Fristen nach Zonen von 6 Monaten bis zu 1 Jahre seit 
Verfall bezw. Zahlung abstuft. Das Antwerpener (Art. 54, 48) 
und Brüsseler (Art. 62, 56) Projekt folgen dem französisch­
belgiseben Muster. Sie setzen die Verjährung für alle 
Klagen aus dem VVechsel auf 5 Jahre fest, überlassen 
es aber den Landesgesetzgebungen, die Regreßt'risten zu 
bestimmen. 

Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß eine ein- bl 

h · 1' h N · d V · h 't . h h M ß Regelung im ein­eit lC e orm1erung er erJä rungszei m o em a e heitlichen Gesetz. 

erwünscht ist. Die vielen abweichenden Zeitbestimmungen 
wirken nur verwirrend. Schon der preußische Entwurf(§ 73) 
hatte für alle wechselmäßigen Ansprüche eine einjährige 
Verjährung vom Verfalltage des VV echsels an vor-
geschlagen. Bei der Bemessung der Dauer wird man zu 
erwägen haben, daß dieselbe lang genug sein muß, um 
den in Anspruch genommenen Indossanten zu ermöglichen, 
nicht nur ihrerseits Regreß gegen die Vormänner zu 
nehmen, sondern auch noch den Akzeptanten zu belangen. 
Der Anstand, daß infolgedessen die Giranten lange in 
Ungewißheit darüber bleiben könnten, ob sie haftbar 
gemacht werden, kann nicht allzu schwer ins Gewicht 
fallen, wenn man erwägt, daß dies mehr oder minder das 
Schicksal aller zivilrechtlich Verpflichteten ist, und auch 
bei kurzen Verjährungsfristen oft nicht vermieden werden 

9* 
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kann.l) Jedenfalls ist der Vorteil der Einheitlichkeit der 
Verjährungsdauer höher zu veranschlagen, als jener Nach­
teil. Ob die von der englischen Gesellschaft gewählten 
18 Monate ausreichen, kann zweifelhaft sein. Aus wirt­
schaftlichen Gesichtspunkten möchte sich eine Mindestfrist 
von 2 Jahren empfehlen. 

Was den Beginn der Verjährung anlangt, so spricht 
ebenfalls viel für den Vorschlag der englischen Gesell­
schaft. Der Verfalltag ist nun einmal der am meisten 
hervortretende Zeitpunkt in dem Dasein des Wechsels. Er 
prägt sich jedem Beteiligten am besten ein und ist, wie wir 
sahen, auch schon bei verschiedenen Gesetzgebungen zum 
Ausgangspunktfür den in Frage StehendenZeitlauf genommen 
worden. Bei einet Erstreckung der Frist auf 2 Jahre ist 
auch nicht zu erwarten, daß die Verjährung ihr Ende 
erreicht hat, ehe die entsprechenden Schritte gegen die 
betreffenden Wechselschuldner getan werden konnten. 
Die Streitverkündung wird meist ein ausreichendes 
Mittel bieten, das Recht zu erhalten. (Vergl. § 209, des 
deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches, wonach Art. 80 der 
Wechselordnung beseitigt ist). Setzt man mit der jedes­
maligen Entstehung des Klageanspruches, 2) wie vor­
geschlagen ist, die Frist in Lauf, so tritt ein nicht immer 
unzweifelhafter juristischer Begriff an die Stelle einer klaren 
Zeitbestimmung und wird die Haftung auf eine viel weitere 
Zeit ausgedehnt. Maßgebend ist in jedem Falle für das 
einheitliche Wechselrecht eine Regelung, die mit den bis­
herigen Gesetzgebungen sich nicht allzu schroff in Wider­
spruch stellt. Dieser Gesichtspunkt scheint gleichfalls der 
Entscheidung zugunsten des Verfalltages günstig. 

Zur Vermeidung von Unklarheiten, welche durch die 
Vermischung der rechtlichen Begriffe: Verjährung und 
Ausschlußfrist im geltenden Recht vielfach hervor­
getreten sind, würde eine Nachahmung des russischen 
Beispiels wohl zu befürworten sein. Jedenfalls dürfte es 
ratsam erscheinen, die Tatsachen, welche die Verjährung 
unterbrechen, einheitlich zu ordnen. 

1) Grünhut a. a. 0. Bd. 2 S. 545 Anm. 9. S. 539 Anm. 2. 
2) Bernstein a. a. 0. Zur Revision der Wechselordnung S. 37. 
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Wenn wir nunmehr den zurückgelegten Weg über­
schauen, so finden wir, daß die hier erörterten Widersprüche, 
so vielfach sie auch sind, doch im wesentlichen nur Kontro­
versen betreffen, deren Lösung im einheitlichen Sinne kein 
schwerwiegendes prinzipielles Bedenken entgegensteht. 
Selbst die von der englischen Gesellschaft nicht berührte 
Frage nach der Deckung, welche zwischen dem deutschen 
und anglo-amerikanischen System auf der einen und dem 
französischen auf der anderen Seite den Erisapfel bei den 
Beratungen in Antwerpen bildete und in Brüssel dadurch 
beseitigt wurde, daß man sie aus dem Entwurfe ausschied, 
kann nicht als ein unüberwindliches Hemmnis der Rechts­
verschmelzung erachtet werden. Es scheint, als ob sie 
durch den lebhaften, von ihr hervorgerufenen Streit erst 
künstlich zu einer Bedeutung emporgeschraubt ist, die ihr 
bei eingehender Betrachtung nicht gebührt. 

Wie auch der Anspruch auf diesen Vermögenswert in den 
Händen des Trassaten rechtlich charakterisiert worden ist, 
ob als Zession oder Verpfändung oder Anweisung, so besteht 
doch kein Zweifel darüber, daß bis zumVerfall des Wechsels 
der Aussteller frei über ihn disponieren kann. Es handelt 
sich in der Tat nur um eine Begünstigung des Wechsel­
inhabers im Konkurse des Ausstellers, also ein Recht, das nur 
unter Umständen hervortritt, die sicherlich nicht zu dem 
regelmäßigen Verlauf einer Wechselforderung gehören.l) 

In Frankreich selbst steht man de lege ferenda durch­
aus nicht überall der germanischen Auffat>sung so abge­
neigt gegenüber, wie es die Äußerung Thallers vermuten 
lassen könnte, wenn er sagt, daß, so lange man in Deutsch· 

1) Vergleiche die Bestimmungen über die Deckung in Frank­
reich (Art. 115, 116, 117), Griechenland (Art. 115, 116, 117), Luxemburg 
Art. 115 ff.), Monaco (Art. 79 ff.), Türkei (Art. 73 ff.), Ägypten (Art. 116 ff.), 
Holland (Art. 106 ff.), Serbien §§85 ff'., 146, 147), Schottland (Abschn. 53 (2)), 
Argentinien (Art. 616 ff.), Spanien (Art. 456 ff.), Malta (Art.114 ff.). Siehe 
auch Rußland Art. 99 Ziffer 2, wo bei der Bereicherungsklage auf die 
Deckung zurückgegriffen und dem in Anspruch genommenen Aus­
steller die Beweislast dafür auferlegt wird, daß er den Bezogenen zur 
Verfallzeit mit ausreichendem Gegenwert versehen hatte. Anders in 
Deutschland (Art. 83), Schweiz (Art. 813), Ungarn(§ 90), Italien (Art. 326), 
Rumänien (Art. 351) usw., wo der Wechselinhaber den Beweis der 
Bereicherung des Trassanten zu führen hat. 

Deckung. 
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land bei diesem Punkte nicht nachgebe, vermutlich die Be­
ratungen über ein einheitliches Wechselrecht auf dem 
Status quo verharren würden.l) 

Lyon-Caen et Renault geben zu, daß der Remittent 
und die Wechselinhaber viel mehr Gewicht auf die Zah­
lungsfähigkeit ihrer Wechselgaranten, als auf das Vor­
handensein der Deckung zu legen pflegen, und die fran­
zösische Judikatur nicht die Gefälligkeitswechsel zu hindern 
vermocht hat.2) In Be~tätigung dieser Tatsache wurde bei 
den Beratungen der Brüsseler Konferenz von einem V er­
treter der Genter Handelskammer hervorgehoben, daß 
Bankiers der Stadt Antwerpen bei ihren Berufsgenossen 
der ganzen Welt, mit Ausnahme derer in Frankreich 
Nachforschungen über ihre Stellungnahme zur Deckung 
angestellt hätten. Von allen sei geantwortet, sie kümmerten 
sich nicht viel um dieselbe.S) 

Im internationalen Verkehr wird jedenfalls keine Rück­
sichtdarauf genommen, ob es sich um einen Wechsel handelt, 
der den Deckungsanspruch repräsentiert oder nicht. 

Vom theoretischen Standpunkt kann schwerlich in 
Zweifel gezogen werden, daß dieser Gegenstand nicht in 
das Wechselrecht gehört. Wir haben vielmehr einen rein 
zivilrechtliehen Anspruch vor uns, über den das Instrument 
selbst keine Auskunft gibt. Freilich sind noch neuerdings 
gewichtige Stimmen auch im Gebiet der deutschen Gruppe 
zugunsten der französischen Auffassung laut geworden. Der 
Berichterstatter auf der Versammlung des Schweizerischen 
Juristenvereins in La Chaux-de-Fonds wollte dem Wechsel­
inhaber im Konkurse de::; Ausstellers ein Absonderungs­
recht auf die Deckung vorbehalten. Sein Vorschlag aber 
wurde auf das eingehendste bekämpft, und die Versamm­
lung selbst enthielt sich jedes Beschlusses.4) Schwerlich 
wird sich einer der beteiligten Staaten innerhalb der nicht 
französischen Gruppe dazu entschließen, sein Konkursrecht 

1) Thaller a. a. 0. S. 800. 
2) Lyon-Ca e n et Renault S. 162 Nr. 187. 
3) Actes du Gongres de Bruxelles S 470 ff., Be r t a in Zeit­

schrift für Schweizerisches Recht Bd. 45 S. 756. 
') Zeitschrift für Schweizerisches Recht Bd. 45 S. 530, 750, 823 

und die dort angeführte Arbeit von Wilhelm. 
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in der vorgeschlagenen Weise zugunsten der Wechsel­
inhaber abzuändern und dem in der Eigenart des Konkurses 
beruhenden Grundsatz der Gleichberechtigung der Kredi­
toren noch eine weitere Ausnahme zu gesellen. Daß 
Deutschland die Bereicherungsklage in die Wechselordnung 
aufgenommen hat, obwohl es sich hier auch nur um 
einen zivilrechtlichen, mit der Deckung in Zusammenhang 
stehenden Anspruch handelt, kann nicht als ein triftiger 
Grund zur Unterstützung der französischen Auffassung 
angeführt werden. Vielmehr erscheint folgerichtig die 
Nichtberücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen 
des deutschen Rechtes in dem einheitlichen Gesetz. 

Schließlich muß doch auch bei Beratungen im Völker­
konzert der Majorität Rechnung getragen werden. Wie 
wir eingangs sahen, stehen in dem für die Entscheidung 
an erster Stelle in Betracht zu nehmenden Europa 
324 150 882 Vertreter der formalen Wechselrechtsauffassung 
67 032 757 Bewohnern von Gebieten entgegen, in denen das 
französische System herrscht. Freilich kommt für diese 
einzelne Frage auf der Gegenseite noch Schottland mit 
1 608 420 Einwohnern hinzu. Indessen die Gesamtzahl der 
Minderheit wird sich, wie der Niederländische Entwurf 
und die gesetzgeberischenArbeiten in Serbien und Monte­
negro lehren, in voraussichtlich kurzer Zeit weiter nicht 
unerheblich verringern. Daß außerhalb Europas die Völker 
ebenfalls nach einer Befreiung von der traditionellen Auf­
fassung streben, erweisen die erwähnten jüngsten Gesetz­
gebungen in Südamerika und Ostasien. 

Ein Gedanke, der so sieghaft die moderne Welt er­
obert hat, kann unmöglich ein weltfremdes, in den Kreisen 
abstrakter Gelehrsamkeit ausgeklügeltes Dogma darstellen.!) 
Wäre das Prinzip nicht dem Wesen des Wechsels inhärent, 
so würde es längst das Schicksal aller künstlichen Rechts­
bildungen geteilt haben. 

Ist man in Ländern der französischen und der 

1) T halle r a. a. 0. S. 794 nennt diese Auffassung eine auf den 
deutschen Universitäten entstandene Idee, die sich in der dortigen, von 
großer Ehrerbietung gegen die Fakultäten durchdrungenen Praxis 
verbreitet habe. 
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Zwischengruppe der Ansicht, daß der Wechsel der fraglichen 
materiellen Grundlage nicht entraten kann, so wird es ihnen 
nicht schwer fallen, ihre Konkursordnungen entsprechend 
umzugestalten. Sie stehen dann jedenfalls nicht schlechter 
da, als ohne ein einheitliches Wechselrecht. Die fremden 
Konkursgläubiger aber werden sich weiter mit dieser un­
gleichen Behandlung im Gantverfahren daselbst abfinden, 
wie bisher. Nach dem Brüsseler Vorgang zu urteilen, wer­
den die betreffenden Staaten unter solchem Vorbehalt einer 
Einigung nicht widerstreben. 

Schlußergebnis. Nirgends erfordert also die Rechtsverschmelzung ein 
sacrificium intellectus. Unter diesen Umständen bedarf 
es auch nach diesseitiger Auffassung nicht der von der 
Veroneser Handelskammer empfohlenen Beschränkung 
der Vereinheitlichung auf AuslandswechseL Schon in 
der Sitzung des Instituts für Internationales Recht 
in Brüssel im Jahre 1885 wurde der gleiche Vorschlag in 
die Erörterung gezogen.!) Aber er fiel, weil man seine Aus­
führung für einen Rückschritt ansah, auch betonte, daß der 
Lauf, den der Wechsel nehmen werde, bei seiner Ausstel­
lung nicht vorausgesehen werden könne. Der Unterschied 
zwischen Foreign- und Inlandbills der Englischen Wechsel­
ordnung und des Negotiable Instruments Law2) besteht 
eigentlich nur in dem Erfordernis der Protestierung für die 
ersteren. Dies fällt umso weniger schwer ins Gewicht, 
als auch die letztgenannten Wechsel von größeren Bank­
instituten imHerrschaftsgebiet dergenannten Kodifikationen 
diesem Akt unterworfen zu werden pflegen. Ist das Gesetz 
für Fremdwechsel brauchbar, so wird es gewiß auch 
für Inlandswechsel genügen und man braucht eine Nach­
giebigkeit der Staaten nicht durch die Verdunkelung der 

1) No r s a hatte einen dementsprechenden Eingangsartikel auf­
gestellt, siehe Annuaire de l'institut de droit international Bd. 8 S. 82. 

2) Der Begriff der Inlandswechsel deckt sich nicht völlig in 
beiden Kodifikationen. Abschnitt 4 der englischen Wechselordnung 
bezeichnet als Inlandswechsel einen solchen, der innerhalb der briti­
schen Inseln gezogen und zahlbar oder innerhalb der britischen Inseln 
auf eine dort wohnhafte Person gezogen ist, hingegen erklärtAbschn. 213 
des amerikanischen Gesetzes Inlandswechsel als solche, die innerhalb 
eines Staates gezogen und zahlbar sind. Jeder der vereinigten 
Staaten gilt dem andern gegenüber in dieser Beziehung als Ausland. 
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Rechtslage und die neuen Schwierigkeiten Raum gebende 
legislative Maßnahme zu erkaufen. 

Ebensowenig erscheint es notwendig oder auch nur 
ratsam, sich mit der Ausgleichung der Einzelheiten 
innerhalb einer Gruppe zu begnügen, wie angeregt 
worden ist. Denn die Verschiedenheiten der Gesetze 
einer Kategorie sind nach der vorliegenden Darstellung 
vielfach nicht geringer, als die Abweichungen der Gruppen 
gegeneinander. Die Schwierigkeit wird also durch die 
Einbeziehung aller Rechte nicht wesentlich erhöht, der 
Erfolg im letzteren Falle aber unvergleichlich bedeutsamer. 

Gewiß wäre es wünschenswert, wenn auch die 
übrigen Umlaufspapiere gleichzeitig eine gemeinsame 
Regelung erfahren würden. Allein, noch sind nicht 
überall die Anschauungen über dieselben hinlänglich 
geklärt, noch fehlt es in einzelnen Staaten an einer 
genügenden gesetzlichen Grundlage. Je mehr zunächst 
der Stoff beschränkt wird, um so leichter erscheint 
die Verständigung. Immer ist der Beginn schwer. Liegt der 
erste Stein, so reiht sich leichter daran ein zweiter und auf 
diesem Fundament mag dereinst der weltumspannende Bau 
eines einheitlichen Handelsgesetzbuches emporwachsen. 

Zeitigten die Kongresse bisher auch noch kein 
pmktisches Ergebnis, so ebneten sie doch den Boden 
und lieferten ein reiches Material wertvoller Vorarbeiten. 
Die Aufgabe solcher Versammlungen kann es nur sein, den 
Anstoß für ein~ Bewegung zu geben, die in immer weiteren 
Wellen sich nach der Peripherie der einzelnen Staaten aus­
dehnt, dort den Wiederhall derbeteiligtenKreise, Parlamente 
und Regierungen weekt. Das erstrebte G-esetz selbst wird, 
wie uns die Leipziger Konferenz lehrt, erst aus längerem ein­
gehenden Zusammen wirken kaufmännischer und juristischer 
Abgeordneter der verschiedenen Länder auf Grund breiter 
recht";vergleichender Studien und der schon geschaffenen 
Entwürfe hervorgehen. Die baldigste Einberufung einer 
solchen internationalen Kommission herbeizuführen, bildet 
also den nächsten wünschenswerten Schritt vorwärts auf 
dem Wege zu dem gesteckten Ziel. 

Die vielfach ausgesprochene Hoffnung, daß das 
19. Jahrhundert nicht zu Ende gehen würde, ohne ein ein­
heitliches Wechselrecht geschaut zu haben, ist freilich 
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nicht in Erfüllung gegangen; aber das neue .Jahrhundert hat 
diese Aufgabe als ein feierliches Vermächtnis überkommen. 
Wie auch die verschiedenen Stämme sonst auseinander­
streben, Vorurteile und lieb gewordene Gewohnheiten 
sich überall dem flutenden Strome entgegenstellen mögen, 
hier werden die wirtschaftlichen Interessen die Massen 
mit stärkerer elementarer Gewalt zum Siege verbinden. 

Nachdem Handel und Gewerbe aus eigener Initiative 
heraus die Frage wieder aufgenommen haben, darf sie 
nicht aufs neue in ruhmlosen Schlummer versinken. 

Gilt es doch nicht nur große wirtschaftliche Interessen 
zu fördern; vielleicht noch bedeutsamer ist der hohe 
ideale Gewinn, welcher das erfolgreiche Werk krönen wird. 

Mit dem Austausch der Güter wandern die Gedanken 
von Volk zu Volk. Ein Gesetz, welches den Verkehr er­
leichtert und mehrt, bringt die Nationen einander geistig 
näher. Dazu kommt, daß das Bewußtsein eines wenn auch 
nur zu einem kleinen Teile gemeinsamen Rechtes das Ge­
fühl der Zusammengehörigkeit unter den Kulturvölkern 
mehr und mehr stärken und sie zu vereinter Tätigkeit 
auch auf ander.em als ökonomischem Gebiete zusammen­
führen wird. Der Anfang eines gemeinsamen Rechtes ist 
wie der Anfang einer gemeinsamen Sprache. 

So hat denn die Saat, welche vor einem Menschen­
alter die Association for the Reform and the Codification 
of the Law of Nations, die spätere International Law 
Association ausgestreut hat, weiter gekeimt. Dieser ersten 
Vorarbeiterin dankbar zu gedenken, ziemt beim Fortgang des 
Werkes Handel und Gewerbe, denen die Frucht bald zu­
fallen soll, gebührt zumal den Ältesten der Kaufmann­
schaft in der Deutschen Reichshauptstadt, welche aufs 
Neue unternommen haben, die Verwirklichung des 
Einheitsgedankens in die Wege zu leiten. Dabei 
zählen sie auf die Unterstützung durch die führenden 
Geister in allen Kulturstaaten, auf jene Gesellschaften, 
welche sich zum Ausbau internationaler rechtlicher und 
wirtschaftlicher Beziehungen zusammengeschlossen haben. 
So glauben sie auch der ferneren Mitarbeit der Inter­
national Law Association gewiß sein zu dürfen, deren 
Geschichte nun einmal mit derjenigen des Weltwechsel­
rechts dauernd verknüpft ist. 



Anlage 1. 

Resolutions of the Association for the reform and 
codification of the law of Nations. 

(Bremer Regeln.) 

1. The capacity to contract by means of a bill of 
exchange shall be governed by the general capacity to 
enter into an obligation. 

2. To constitute a bill of exchange it shall be ne­
cessary to insert on the face of the instrument the words 
,,Bill of Exchange" or their equivalent. 

3. It shall not be obligatory to insert on the face of 
the instrument, or on any indorsement, the words ,,Value 
received 44 nor to state a consideration. 

4. Usances shall be abolished. 
5. The validity of a bill of exchange shall not be 

affected by the absence or insufficiency of a stamp. 
6. A bill of exchange shall be deemed negotiable to 

order, unless restricted in express words on the face of 
the instrument or on an indorsement. 

7. The making of a bill of exchange to bearer shall 
not be allowed. 

8. The rule of law of distantia loci shall not apply 
to bills of exchange. 

9. A bill of exchange shall be negotiable by blank 
indorsement. 

1 0. The indorsement of an overdue bill of exchange 
which has not been duly protested for dishonour for non­
payment shall convey to the holder a right of recourse 
only against the acceptor and indorsers subsequent to due 
date. Where due protest has been made, the holder shall 
only possess the rights of the indorser to him against the 
acceptor, drawer and prior indorsers. 
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11. The acceptance of a bill of exchange must be in 
writing on the face of the bill itself. The signature of the 
drawee (without additional words) shall constitute accep­
tance, if written on the face of the bill. 

12. The drawee may accept for a less sum than the 
amount of the bill. 

13. In case of dishonour for non-acceptance or for 
conditional acceptance, the holder shall have an immediate 
right of action against the drawer and the indorsers for 
payment of the amount of the bill and expenses, less 
discount. 

14. The cancellation of a written acceptance shall be 
of no effect. 

15 Where the acceptor shall have committed an act 
of bankruptcy before due date, the holder shall have an 
immediate right of action against the drawer and indorsers 
for payment of the amount of the bill and expenses, less 
discount. 

16. No days of grace shall be allowed. 
17. The holder of a bill of exchange shall not be 

bound, in seeking recourse, by the order of succession of 
the indorsements, nor by any prior election. 

18. Protest, or noting for protest, shall be necessary 
to preserve the right of recourse upon a bill of exchange 
dishonoured for non-acceptance or for non-payment. 

19. Immediate notice of dishonour shall be necessary 
to preserve the right of recourse upon a bill of exchange. 

20. The time within which protest must be made shall 
be extended in the case of vi.<~ major during the time of 
the cause of interruption, but shall not in any event ex­
ceed a short period of time to be fixed by the code. 

21. No annulling clause need be inserted in dupli­
cates. 

22. A simultaneous right of action on a bill of ex­
change shall be allowed against all or any one or more 
of the parties to the bill. 

23. The surety upon a bill of exchange (donneur 
d' aval) shall be primarily liable with the person whose 
surety he is. 
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24. The capacity of a foreigner to contract by means 
of a bill of exchange shall be governed by the law of his 
country; but a foreigner who enters into a contract of ex­
change, being incapable of binding hirnself by such a 
contract in his own country, shall be bound, if he is 
capable of binding hirnself by such a contract under the 
law of the country in which he contracts. 

25. The owner of a lost or destroyed bill of exchange, 
duly protested for want of payment, has a right, upon 
giving security, to payment of the bill by the acceptor, 
any· indorser prior to himself, or the drawer. 

26. The Iimitation of actions upon bills of exchange 
against all the parties (acceptor, drawer, indorsers and 
sureties = donneurs d' aval) shall be eighteen months from 
due date. 

27. In the foregoing articles the term Bill of Ex­
change shall include Promissory Notes, where such inter­
pretation is applicable; but Promissory Note shall not 
apply to coupons, bankers' cheques and other similar in­
struments in those countries where such instruments are 
classed as Promissory N otes. 



Anlage 2. 
Entwurf des Institut de 

droit international. 

Projet d'une loi uniforme sur les lettres de change 
et les billets a ordre. 

(Institut de droit international.) 

TITRE PREMIER. 

Regles generales. 

Art. 1er. Est capable de s'obliger par lettre de change 
ou par billet a ordre quiconque est capable de s'obliger 
par contrat. 

Art. 2. L'etranger incapable de s'obliger par lettre de 
change ou par billet a ordre, en vertu de la loi de son 
pays, mais capable d'apres la loi du pays ou il appose sa 
signature sur la lettre de change ou sur le billet a ordre, 
ne peut pas invoquer son incapacite pour se soustraire a 
ses obligations. 

Art. 3. Les obligations resultant de la lettre de change 
ou du billet a ordre sont independantes les unes des autres. 
En consequence, un debiteur par lettre de change ou par 
billet a ordre ne peut invoquer les vices des obligations 
d'autres signataires du titre pour se soustraire a ses propres 
obligations. 

TITRE II. 
DES LETTRES DE CHANGE. 

SECTION PREMIERE. 

De la forme de la lettre de change. 

Art. 4. La lettre de change doit necessairement con­
tenir les enouciations suivantes: 
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1 o La denomination de lettre de change (Wechsel -
cambiale, lettera di cambio - Bill of exchange), ou 
une expression equivalente dans la Iangue dans 
laquelle eile est ecrite; 

20 La somme a payer; 
30 Le lieu, le jour, mois et an ou la lettre est emise; 
40 Le nom de la personne a laquelle le payement doit 

etre fait; 
so L'epoque du payement; 
60 La signature du tireur; 
70 Le nom de celui qui doit faire le payement; 
so Le lieu du payement. 

Art. 5. Si la somme a payer est ecrite en toutes lettres 
et en chiffres, en cas de difference, on doit s'en tenir a la 
somme ecrite en toutes lettres. 

Si la somme est ecrite plusieurs fois en toutes lettres, 
ou plusieurs fois en chiffres, en cas de difference, on doit 
s'en tenir a la somme la plus faible. 

Art. 6. La stipulation d'interets inseree dans une lettre 
de change est reputee non ecrite. 

Art. 7. La lettre de change peut etre a l'ordre ou en 
faveur du tireur lui-meme. 

Elle peut etre emise aussi par ordre d'un tiers. 

Art. 8. La clause a 01·dre n' est pas essentielle a la 
lettre de change. 

L'insertion de la clause non a ord1·e a pour effet 
d'interdire 1' endossement. 

Art. 9. La lettre de change ne peut pas etre payable 
par fractions et a plusieurs epoques successives. 

Elle ne peut etre payable que: 
A un jour determine; 
A vue, ou a un certain deiai de vue; 
A un certain delai de date a partir de la creation; 
En foire ou dans un marche. 

Art. 10. Une croix ou toute marque autre que la si­
gnature apposee par le tireur ou par un endosseur sur la 
lettre de change n'est valable en droit de change (wechsel-
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mässig) qu'autant que l'engagement en resultant est certifie 
par un juge ou par un notaire. 

Art. 11. La lettre de change peut etre tiree sur une 
personne et etre payable chez une autre. En l'absence 
de designation speciale relative au lieu du payement, le 
lieu indique avec le nom du tire est considere comme 
lieu du payement et en meme temps comme domicile 
du tire. 

Art. 12. L'ecrit dans lequel manque une des enoncia­
tions prescrites pour la lettre de change ne produit pas 
d' effets en vertu du droit de change, sauf les effets attaches 
aux obligations d'apres le droit commun, s'il y a lieu. 

De meme, les declarations ajoutees a un tel titre (en­
dossement, acceptation, aval) ne peuvent valoir comme 
obligations de change. 

Art. 13. Le defaut ou l'insuffisance des timbres n'a 
pas pour:feffet d'enlever au titre la valeur d'une lettre de 
change. 

SECTION II. 

Des obligations du ti1•ew·. 

Art. 14. Le tireur d'une lettre de change est garant, 
par droit de change, de l'acceptation et du payement. 

SECTION III. 

De l' endossement. 

Art. 15. Le preneur peut transmettre la lettre de 
change a un tiers par endossement. L'endossement porte 
la date, l' enonciation du nom de celui a qui il est passe 
et la signature de l' endosseur. 

Art. 16. L' endossement transmet a celui au pro fit de 
qui il est fait, tous les droits resultant de la lettre de 
change, notamment la faculte de la transmettre par en­
dossement. 
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A vec la propriete de la lettre de change sont trans­
mises par l'endossement les garanties qui sont attachees a la 
lettre, c' est-a-dire les gages, privileges et hypotheques, sauf 
pour l'acquisition de ces droits l'observation des conditions 
prescrites par la loi de la situation des biens. 

Art. 17. L'endosseur est garant envers tout porteur 
ulterieur de l'acceptation et du payement de la lettre. 

Mais si l'endosseur a ajoute a son endossement la 
mention "sans gm·antie", ou toute autre restriction equiva­
lente, il n'est pas tenu en vertu du droit de change. 

Art. 18. L' endosseur peut interdire la transmission 
ulterieure de la lettre de change par les mots non a ordre, 
ou par une autre expression equivalente. 

Dans ce cas, l'endossement de la lettre ne peut pas 
valoir comme tel; il n'est qu'une cession valable en vertu 
du droit civil, s'il y a lieu, ou sinon ses effets sont seule­
ment ceux d'une simple procuration. 

Art. 19. L'endossement peut avoir lieu valablement 
meme au profit du tireur, du tire, de l'accepteur ou d'un 
endosseur anterieur. 

Art. 20. L'endossement doit etre ecrit soit sur la lettre, 
soit sur une copie, soit sur une allonge attachee a la lettre 
ou a la copie. 

Art. 21. L'endossement est valable alors meme que 
l'endosseur s'est borne a ecrire son nom sur le dos de la 
lettre ou de la copie, ou sur l'allonge (endossement en 
blanc). 

Art. 22. Tout porteur de la lettre de change a le 
droit de remplir les endossements en blanc qui s'y trou­
vent. Il peut aussi sans les remplir endosser lui-meme 
la lettre. 

Art. 23. Quand a l'endossement est ajoutee la mention 
pour procuration, ou pour encaissement, ou pour garantie, ou 
toute formule exprimant le mandat, l'endossement ne trans­
fere pas la propriete de la lettre de change; mais il auto­
rise celui au profit de qui il est fait, a toucher le montant 
de la lettre, a faire dresser un protet et a signifier le refus 

M e y er, Weltwechselrecht. 10 
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de payement au predecesseur de son endosseur, a exercer 
les poursuites judiciaires pour le recouvrement de la dette, 
et a en toucher le montant. - Le porteur est egalerneut 
autorise a transmettre son droit a un tiers par un nouvel 
endossement de procuration, mais il ne peut consentir 
d'endossement translatif de propriete. 

Art. 24. Quand une lettre de change est endossee 
apres I' expiration du delai fixe pour le prott3t faute de 
payement, celui au profit de qui eile est endossee acquiert 
contre le tire les droits resultant de l'acceptation, et le 
droit de recours contre ceux qui ont endosae la lettre apres 
l'expiration du delai. 

Mais si, avant l'endossement, la lettre a deja ete pro­
testee faute de payement, le beneficiaire de I' endossement 
n'a que les droits de son endosseur contre l'accepteur, 
contre le tireur et contre les endosseurs anterieurs au 
prott3t. L'endossement a dans ce cas, a l'egard de l'en­
dosseur, les effets d'une cession. 

SECTION IV. 

De l'aval. 

Art. 25. Le payement d'une lettre de change peut 
t3tre garanti par un aval. 

Art. 26. L'aval est donne par un tiers, et doit t3tre 
ecrit sur la lettre de change. 

L'aval est signe par le donneur d'aval avec son nom 
ou sa raison de commerce. 

Cependant la simple signature apposee sur le recto 
de la lettre de change est suffisante pour produire l'en­
gagement du donneur d'aval. 

Art. 27. L'obligation du donneur d'aval s'etend a tout 
ce que le porteur peut reclamer contre la personne pour­
laquelle la garantie est fournie. 

Le donneur d'aval est oblige meme en cas de nullite 
de l'engagement de celui pour lequel l'aval est donne. 
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Si la personne pour laquelle l'aval est donne n'est pas 
declaree, il est cense donne pour l'accepteur, ou pour le 
tireur si la lettre de change n'est pas encore acceptee. 

Le porteur de la lettre de change doit accomplir, a 
l'egard du donneur d'aval, tous les actes necessaires a la 
conservation de son recours par droit de change contre la 
personne pour laquelle l'aval est donne. 

Art. 28. Le donneur d'aval qui paye la lettre de change 
echue, est subroge dans les droits du porteur envers la 
personne pour laquelle l'aval a ete donne, et envers les 
obliges anterieurs. 

SECTION V. 

De la presentation ä l' acceptation, et de l' acceptation. 

Art. 29. Le porteur d'une lettre de change a le clroit 
de la presenter immecliatement a l'acceptation du tire, et, 
faute d'acceptat:on, cle la faire protester. Toute clause 
contraire a ce droit est nulle. 

Les lettres de change payables en foire ou dans un 
mm·che ne peuvent etre presentees a l'acceptation et pro­
testees faute d'acceptation qu'aux epoques fixees par les 
lois ou par les usages qui sont en vigueur au lieu de la 
foire ou du marche. 

La simple detention de la lettre de change confere 
le droit de la presenter a l'acceptation et de la faire pro­
tester i\ defaut d'acceptation. 

Art. 30. La presentation a l'acceptation n'est pas obli­
gatoire pour le porteur. 

Neanmoins, si la lettre est payable it un certain delai 
cle vue ou si eile designe un lieu de payement autre que 
le domicile du tire, le porteur doit, c\ peine cle perdre son 
recours fonde sur le droit de change contre les endosseurs 
et le tireur, presenter la lettre a l'acceptation dans le delai 
fixe par celle-ci, ou, a defaut de fixation, dans le delai d'un 
an a partir de l'emission. 

L'endosseur qui, sur une lettre de ce genre, a indique 
dans son endossement un dt'üai pour la presentation, cesse 

10* 
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d'ötre oblige par droit de change, si la presentation n'a 
pas eu lieu dans le delai fixe. 

Art. 31. Si la lettre payable a un certain delai de vue 
n'est point acceptee, ou si le tire refuse de dater son 
acceptation, le porteur doit, sous peine de perdre son recours 
contre les endosseurs et contre le tireur, faire constater sa 
presentation en temps opportun, au moyen d'un protöt fait 
dans le delai de la presentation. 

Le jour du protet est alors considere comme jour de 
la presentation. 

Art. 32. Le porteur est tenu de laisser au tire un 
delai de 24 heures pour deliberer sur l'acceptation de la 
lettre de change. 

Art. 33. L'acceptation doit etre ecrite sur la lettre de 
change; eile ne peut pas etre faite par acte separe. 

Art. 34. Toute declaration ecrite sur la lettre de 
change et signee par le tire va1.1t acceptation pure et 
simple, a moins qu'il ne soit dit expresserneut que le tire 
n'accepte pas, ou qu'il n'accepte que sous certaines 
restrictions. 

La simple signature du tire apposee sur le recto de 
la lettre de change vaut acceptation pure et simple. 

Art. 35. L'acceptation une fois donnee ne peut plus 
etre retiree. 

Art. 36. Le tire peut restreindre son acceptation a 
une partie du montaut de la lettre de change. 11 peut 
aussi en acceptant indiquer un autre domicile que le sien 
dans le lieu du payement. Toute autre restriction equivaut 
a un refus d'acceptation; mais l'accepteur est tenu par 
droit de change dans les termes de son acceptation. 

Art. :37. Si la lettre de change designe un lieu de 
payement autre que le domicile du tire, l'accepteur doit 
indiquer sur la lettre par qui le payement sera fait au lieu 
designe, it moins que la lettre ne l'indique deja elle-meme. 
A defaut de cette mention, le tire est cense seul s'engager 
a payer lui-meme au lieu designe. 
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SECTION VI. 

D~b 1•ecours. 

I. - .A defaut d'acceptation. 

Art. 38. Si la lettre de change est protestee faute 
d'acceptation, le porteur a le droit d'exercer immediate­
rneut son recours contre ·le tireur et contre les endosseurs, 
conformement aux articles 71 et suivants, et de reclamer 
le payement du montaut de la lettre sous la deduction 
d'un escompte. 

II. - .A mison de la solvabilite insuffisante de l'accepteur. 

Art. 39. Quand une lettre de change a ete acceptee 
pour le tout ou pour partie, le porteur ne peut exercer son 
recours contre le tireur et contre les endosseurs que dans 
les cas suivants: 

1 o Lorsque l'accepteur a ete declare en faillite; 
zo Lorsque, posterieurement t't la creation de la lettre, 

l'accepteur a ete in:utilement execute sur ses biens. 

SECTION VII. 

Des 1·eproductions d'une lettre de change. 

I. - Des dttplicatas. 

Art. 40. Le tireur d'une lettre de change est tenu de 
delivrer au preneur, sur sa demande, plusieurs exemplaires 
conformes de la lettre. Ces exemplaires doivent etre 
designes dans leur texte comme: premiere, seconde, 
troisieme, etc.; faute de quoi, chaque exemplaire est con­
sidere comme une lettre independante. 

Tout porteur peut aussi demander un duplicata de la 
lettre. Jl doit, tt cet effet, s'adresser a SOll predecesseur 
immediat, lequel, a son tour, s'adresse a son predecesseur, 
jusqu'a ce que la demande arrive au tireur. Chaque en­
dosseur peut demander a SOll predecesseur que les endosse­
ments anterieurs soient reproduits sur le duplicata. 
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Art. 41. Si l'un des exemplaires est paye, les autres 
perdent leur valeur. Toutefois: 

1 ° L' endosseur qui a transmis a des personnes diffe­
rentes plusieurs exemplaires de la meme lettre, 
reste tenu de ses endossements inscrits sur les 
exemplaires non restitues au moment du payement. 
Restent egalerneut tenus tous les endosseurs sub­
sequents, dont les endo~sements se trouvent sur 
ces memes exemplaires; 

2° L'accepteur qui a accepte plusieurs exemplaires de 
la meme lettre reste tenu des acceptations qui se 
trouvent sur les exemplaire8 non restitues lors du 
payement.· 

Art. 42. Celui qui a envoye h l'acceptation un des 
exemplaires d'une lettre de change doit indiquer, sur les 
autres exemplaires, la personne entre les mains de laquelle 
se trouve l'exemplaire envoy.e. Neanmoins, l'omission de 
cette mention n'annule pas la lettre de change. Le de­
positaire de l'exemplaire envoye a l'acceptation est tenu 
de le remettre a la personne qui prouve son droit h le 
recevoir. 

Art. 43. Le porteur d'un duplicata indiquant la per­
sonne entre les mains de laquelle se trouve l'excmplaire 
envöye a l'acceptation, ne peut exercer le recours pour 
defaut d'acceptation, ni le recours pour defaut de paye­
ment, qu'apres avoir fait constater par protet: 

1° Que l'exemplaire envoye a l'acceptation ne lui a 
·pas ete rendu par le depositaire; 

20 Que l'acceptation ou le payement n'ont pu etre 
obtenus sur le duplicata. 

ll. - Des copies. 

Art. 44. Les copies des Jettres de change doivent etre 
conformes a !'original, et reproduire les endossements et 
les enonciations qu'ils contiennent, avec les mots: jnsqn'ici 
copie, ou autre indication analogue. 
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La copie doit indiquer aussi chez qui se trouve !'ori­
ginal envoye a l'acceptation. N eanmoins, l'omission de 
cette mention n'annule pas la copie endossee. 

Art. 45. Tout endossement original fait sur une copie 
oblige l'endosseur comme s'il etait fait sur la lettre de 
change elle-meme. 

Art. 46. Le depositaire de Fexemplaire original est 
tenu de le remettre au porteur de la copie revetue d'un 
ou de plusieurs endossements originaux, des que celui-ci 
justifie de son droit a recevoir l'original, soit en vertu d'un 
endossement, soit a tout autre titre. Si le depositaire ne 
restitue pas !'original, le porteur ne peut exercer soit le 
recours en garantie pour defaut d'acceptation, soit, apres 
l'echeance indiquee sur la copie, le recours faute de paye­
ment contre les endosseurs dont les endossements origi­
naux se trouvent sur la copie, qu'apres avoir fait dresser 
acte de protet. 

SECTION VIII. 

De l' echeance. 

Art. 47. Si la lettre de change indique comme epoque 
de payement un jour determine, l'echeance a lieu au jour 
ainsi fixe. 

Si l'epoque indiquee est le commencement ou la fin 
d'un mois, l'echeance a lieu le premier ou le dernier jour 
du mois. 

Si l'epoque indiquee est le milieu d'un mois, l'echeance 
a lieu le 15 de ce mois. 

Art. 48. L' echeance d'une lettre i:t vue a lieu lors de 
la presentation. Le porteur d'une lettre i:t vue doit, sous 
peine de perdre son recours par droit de change contre 
les endosseurs et le tireur, la presenter au payement sui­
vant les conditions speciales indiquees par la lettre, et a 
defaut de cette indication, dans le delai d'un an a compter 
de la creation de la lettre. 

L'endosseur d'une lettre ä vue, qui a indique dans son 
endossement un delai special pour Ja presentation, cesse 
d'etre oblige par droit de change, si la presentation n'a 
pas cu licu dans cc delai. 
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Art. 49. Pour les lettres qui sont payables a un certaill 
delai de vue, ou a Ull certaill delai de date, l'echeance a 
lieu ainsi qu'il suit: 

1 o Si le delai est illdique ell jours, l'echeallce est au 
derllier jour du delai.: dalls le calcul de ce delai, 
Oll lle compte lli le jour de la creatioll pour les 
lettres payables a Ull certaill delai de date, lli le 
jour de la presentatioll pour les lettres payables a 
un certaill delai de vue; 

zo Si le delai est illdique ell semailles, ell mois ou ell 
periodes comprellallt plusieurs mois (allllee, se­
mestre, trimestre), l'echeallce est au jour de la 
semaille ou du mois qui, par sa dellomi.llati.oll ou 

· parsoll qualltieme, correspolld au jour de la creatioll 
ou de la preselltatioll: si ce jour mallque dans le 
mois du payemellt, l'echeallce est au dernier jour 
de ce mois. 

L'expressioll "un demi-mois" est reputee equivalellte 
a un delai de quinze jours. 

Si la lettre est payable a Ull ou plusieurs mois entiers 
plus Ull demi-mois, les quillze jours se comptent ell der­
nier lieu. 

Art. 50. Si la lettre de challge a Ull certaill delai de 
vue a ete acceptee, mais si l'accepteur a omis de dater 
soll acceptatioll, a defaut de protet, le delai de l'echeance· 
se calcule a compter du dernier jour du delai de la presell­
tatioll. 

Art. 51. Il ll'est poillt admis de jours de grace. 
Il ll'y pas lieu aux dßlais de faveur, d'usage ou 

d'habitude locale, pour le payemellt des lettres de 
challge. 

Art. 52. Pour les lettres pa~Tables ell foire ou dalls Ull 
marche, l'echeance a lieu au jour fixe pour les payemellts 
par les lois OU par les usages du lieu Oll se tiellt la foire 
ou le marche et, a detaut d'une pareille fixation, au jour 
qui precede la clöture legale de la foire ou du marche. 

Si la foire ou le marche ne dure qu'ull jour, l'echeallce 
a lieu ce jour-Ja. 
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SEC'l'ION IX. 

Du payement. 

Art. 53. Si un lettre de change echoit un dirnarrehe ou 
un autre jour ferie legal, le payement doit etre fait le 
premier jour ouvrable qui suit. 

Art. 54. Le porteur d'une lettre de change justifie de 
la propriete par une serie continue d'endossements des­
cendant jusqu'a lui. 

Ainsi le premier endossement doit etre signe par le 
preneur, et chaque endossement suivant par la personne 
indiquee dans l'endossement immediaterneut anterieur. 

S'il y a un endossement en blanc, suivi d'un autre 
endossement, le signataire de l'endossement qui suit est 
presume avoir acquis la lettre par l'endossement en blanc. 

Les endossements biffes sont reputes non ecrits quarrt 
a la preuve de la propriete. Le payeur n'est pa.s tenu a 
recheroher l'authenticite des endossements. 

Art. 55. Le porteur de la lettre de change ne peut 
pas refuser un payement partiel, quoique la lettre de 
change ait ete acceptee pour la somme entiere; mais pour 
conserver l'action en recours pour la, somme non payee, 
il doit constater le defaut partiel de payement. 

Art. 56. Lorsqu'une lettre de change est stipulee 
payable en une monnaie qui n'a pas cours au lieu du paye­
ment (monnaie etrangere), le payement ne peut pas etre fait 
en la monnaie du pays, d'apres la valeur lors de l'echeance, 
si le tireur a formellement exprime par le mot effectif, ou 
par toute autre adjonction equivalente, que le payement 
doit se faire en la monnaie meme indiquee par la lettre. 

Art. 57. Le debiteur, payant tout le montant de la 
lettre de change, a le droit d'exiger que le porteur lui 
remette la lettre acquittee. 

Si le debiteur fait un payement partiel, il peut seule­
ment exiger que ce payement soit mentionne sur la lettre 
de change, et qu'on lui en donne quittanee sur une copie 
de la lettre. 
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Art. 58. Le porteur d'une lettre de change ne peut 
pas ~tre contraint d'en recevoir le payement avant l'eche­
ance. Celui qui paye une lettre de change avant son 
echeance, paye a ses risques et perils. 

Art. 59. Si le payement de la lettre n'est pas demande 
a l'echeance, l'accepteur peut, apres l'expiration du delai 
pour le prot~t faute de payement, deposer la somme aux 
risques et frais du porteur, soit au tribunal, soit aupres de 
tout autre etablissement ou autorite ayant qualite pour 
recevoir des depöts. Une sommation adresse au porteur 
n'est pas necessaire. 

SECTION X. 

De l'intervention. 

I. - De l'acceptation pa1· intervention. 

Art. 60. Si la lettre de change indique plusieurs per­
sonnes pour la payer au besoin, la preference entre elles 
appartient a celle dont le payement liberera le plus grand 
nombre d'obliges: si cette regle n'est pas observee, le 
porteur perd l'action en recours contre ceux qui auraient 
ete liberes. 

Art. 61. L'accepteur par intervention doit se faire 
remettre le prot~t faute d'acceptation contre rembourse­
rneut des frais, et faire constater l'acceptation par inter­
vention dans le prot~t ou dans une annexe au dit prot~t. 

Il doit aviser celui pour le compte de qui il est inter­
venu, par l'envoi du prot~t, de l'intervention qui a eu lieu: 
cet avis et le prot~t doivent ~tre mis a la poste dans le 
delai de deux jours apres le jour du prot~t. En cas 
d'omission, il est responsable de tous dommages resultant 
de sa negligence. 

Art. 62. Si l'accepteur par intervention a omis, dans 
son acceptation, d'indiquer pour le compte de qui il accepte 
il est repute ~tre intervenu pour le tireur. 

Art. 63. L'acceptation par intervention emporte obli­
~ation par droit de change envers tous les successeurs de 
celui pour qui l'intervention a eu lieu. Cette obligation 
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s'(Heint si la lettre n'est pas presentee pour le payement 
a l'accepteur par intervention au plus tard le second jour 
ouvrable apres le jour de I'ecbeance. 

Art. 64. Le recours en garantie peut etre exerce par 
celui pour qui l'intervention a eu lieu et par ses prede­
cesseurs. 

Art. 6;). Le tire qui a refuse d'accepter en cette 
qualite peut accepter par intervention. 

II. - Dn payement par intervention. 

Art. 66. Si, sur une lettre de change non payee par 
le tire, le tireur a indique, comme devant Ja payer au 
besoin ou comme accepteurs par intervention, des personnes 
domiciliees dans le lieu ou la lettre est payable, le porteur 
doit, au plus tard le second jour ouvrable apres l'echeance, 
presenter la Jettre pour le payement a toutes ces personnes 
et faire constater le resultat de la presentation dans le 
protet faute de payement ou dans une annexe du dit protet. 
En cas d'omission, il perd son recours contre le tireur, 
contre celui pour lequel une intervention a eu licu, et 
contre ses successeurs. 

Art. 67. Le payeur par intervention peut se faire 
remettre la lettre et le protet faute de payement contre 
rembourserneut des frais. 

Il est subroge aux droits du porteur contre celui pour 
qui le payement a ete fait, contre les garants de celui-ci 
et contre l'accepteur. 

Art. 68. Le porteur d'une lettre de change ne peut 
pas refuser le payement par intervention, offert par un 
tiers intervenant, lors meme que la Iettre n'est payee ni 
par le tire, ni par Ies accepteurs par intervention, ni par 
les recommandataires. 

Lc payement par intervention cloit etre declare clans 
l'acte de protet. 

Si le porteur refuse le payement offert par un tiers 
intervenant. il perd son rccours contre les cndosseurs qui 
suivent celni pour le compte duquel le payement etait 
offert. 
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Art. 69. Entre plusieurs personnes qui se presentent 
pour payer par intervention, la preference appartient a 
celle dont le payement liberera le plus grand nombre 
d'obliges. 

Un intervenant qui paye, quoiqu'il resulte de Ja lettre 
ou du protöt que le payement etait offert par un autre 
intervenant preferable aux termes de la disposition qui 
precede, n'a aucun recours contre les endosseurs qu'aurait 
liberes le payement effectue par cet autre intervenant. 

Art. 70. Le tire qui, en cette qualite, se presente pour 
payer une lettre de change protestee, quoiqu'il ne l'ait pas 
acceptee, doit ötre prefere a tout autre. 

L'accepteur par intervention, qui ne paye pas la lettre 
parce qu'elle a ete payee par le tire, ou par un autre 
intervenant, a le droit d'exiger du payeur une commission 
selon l'usage du lieu. 

SECTION XL 

Du recours pour defaut de payement. 

Art. 71. Pour que le recours faute de payement puisse 
ötre exerce contre le tireur et les endosseurs, il faut: 

10 Que la lettre ait ete presentee pour le payement; 
20 Que cette presentation et le defaut de payement 

soient constates par un protet fait dans le delai 
legal. 

Il n'est besoin ni de presentation de la lettre a l'eche­
ance, ni de protet, pour la conservation des droits contre 
l'accepteur, sauf dans le cas ou la lettre a ete domiciliee 
par le tireur. 

Art. 72. La clause sans protet ou sans frais implique 
interdiction de faire dresser le protet, et decharge en 
consequence le tireur et les endosseurs de l'obligation de 
rembourser les frais du protet, s'il a ete dresse. 

La dite clause a effet seulement a l'egard de celui qui 
l'a apposee. 

Art. 73. Si la lettre est payable ailleurs qu'au domicile 
du tire, s'est au domiciliataire ou, s'il n'est pas designe, au 
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tire lui meme, au domicile indique dans la lettre, que doit 
etre faite la presentation, et c'est au meme lieu que doit 
etre fait le protet faute de payement. A defaut de protet 
fait dans le delai legal chez le domiciliataire, le porteur 
perd son recours par droit de change contre tous les 
obliges, sauf contre l'accepteur. 

Art. 74. Le porteur d'une lettre de change protestee 
a defaut de payement, est tenu d'en avertir par ecrit, dans 
les deux jours qui suivent celui du protet, son predecesseur 
immediat. Il suffit que, dans ce delai, la lettre d'avis ait 
ete mise a la poste. 

Tout endosseur ainsi averti doit, dans le meme delai, 
a compter du jour ou il a re<;u l'avis, aviser de la meme 
maniere son predecesseur immediat. 

Art. 75. Lorsqu'un endosseur a transmis la lettre de 
change sans indiquer son domicile, l'avertissement du 
defaut de payement doit etre donne a l'endosseur qui le 
precede. 

Art 76. Le porteur ou l'endosseur qui ne donne pas 
l'avertissement ou qui, le donnant, ne l'adresse pas a son 
predecesseur immediat, est tenu, envers tous les signataires 
non avertis, de reparer le dommage resultant du defaut 
d'avertissement. 

Art. 77. Pour prouver que l'avis a ete donne dans le 
delai legal, il suffit de produire une copie de la lettre d'avis 
et un certificat de la poste constatant que l'interesse a 
expedie une lettre au domicile du predecesseur au jour 
indique, a moins toutefois qu'il ne soit etabli que la lettre 
re<;ue avait un autre objet. 

Il suffit aussi d'un certificat de la poste pour prouver 
la date de la receptiou de l'avertissement ecrit. 

Art. 78. Toute personne obligee par lettre de change 
a le droit d'exiger du porteur, moyennant le payement du 
capital, des interets et des frais, la remise de la lettre 
acquittee et du protet faute de payement. 

Art. 79. Le porteur d'une lettre de change protestee 
faute de payement peut intenter son recours contre toutes 
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les personnes obligees par la lettre, ou contre quelques: 
unes, ou contre l'une d'entre elles seulement, sans perdre 
son action contre celles qu'il n'aurait pas actionnees. ll 
n'est pas tenu de suivre !'ordre des endossements. 

Art. 80. Si plusieurs des· obliges sont en faillite, le 
creancier peut produire dans chaque faillite pour la tota­
lite de sa creance, et toucher dans chacune la. totalite du 
dividende, jusqu'a concurrence de son payement integral. 

Art. 81. Le porteur qui a fait protester faute de paye­
ment ne peut reclamer a ses garants que: 

1 o Le montant impaye de la lettre,· avec interets selon 
l'usage du lieu, a compter du jour de l'echeance; 

20 Les frais du protet et autres debourses; 
30 Une commission selon l'usage de la place. 
Si celui contre lequel s'exerce le recourR est domicilie 

dans un autre lieu que celui oi1 la lettre etait payable, les 
sommes ci-dessus seront calculees d'apres le cours de 
change d'une lettre a vue tiree du lieu oi1 la lettre etait 
payable sur le lieu de son domicile. 

S'il n'y a pas de cours de change du premier de ces 
endroits sur le second, on prend le cours sur la place la 
plus voisine du domicile de celui sur lequel s'exerce le 
recours. 

Le cours est constate a la requete de celui sur qui 
s'exerce le recours, par un bulletin de cours publie sous 
la direction de l'autorite, ou par le certificat d'un courtier 
assermente, ou, a defaut de ces modes de preuve, par une 
attestation signee de deux banquiers. 

Art. 82. Pour l'exercice de l'action en recours du por­
teur de la lettre de change contre les obliges domicilies 
dans l'Etat ot't elle etait payable, on doit observer les delais 
determines par les lois nationales de l'Etat meme ot't le 
payement etait fixe. 

Art. 83. Si le porteur intente l'action en recour::; 
collectivement contre les cndosseurs et le tireur, les delais 
determines ci-dessus s'appliquent a chacun d'eux. 

Les memes delais s'appliquent pour l'exercice de 
l'action en recours qui compete aux endosseurs. 
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Si l'endosseur a paye la lettre de change, les delais 
courent du jour ol't il l'a payee; s'il a ete poursuivi en 
justice, les delais courent de la date de la citation. 

Art. 84. L'endosseur qui a rembourse une lettre de 
change ou qui l'a regue a titre de remise, peut exiger de 
tout endosseur precedent ou du tireur: 

1 o La somme par lui payee, ou dont il a ete debite 
en retour, avec les illterets selon l'usage du lieu, 
a compter du jour du payement; 

20 Les frais par lui debourses; 
3° Une commission seioll l'usage de la place. 

Si celui colltre lequel s'exerce le recours est domicilie 
dans Ull autre lieu que celui qui exerce le recours, les 
sommes ci-dessus serollt calculees d'apres le cours de 
challge d'ulle lettre a vue, tiree du domicile de ce dernier 
sur le domicile do celui colltre lequel s'exerce le recours. 
S'il n'y a pas de cours de challge sur cette place, Oll prend 
le cours sur la place la plus voisille. 

Pour la preuve du cours, Oll applique la dispositioll 
de l'article 80. 

SECTION XII.. 

Du p1·otet. 

Art. 85. L'acte de protet est ll~cessaire pour la coll­
servatioll des droits contre tous les signataires de la lettre 
a l'exceptioll des droits COlltre l'accepteur, SOUS la reserve 
du cas melltionlle dalls l'article 71. 

Art. 86. Le protet doit EHre fait le premier jour ou 
au plus tard le secolld jour ouvrablo apres celui de 
l'echeallce. 

Art. 87. Le c!elai pour dresser le protet pent etre 
prolange en cas de forcc majeure, pourvu que cette force 
majeure resulte de causes generale:::;, telles que: inter­
ruption des communications, inondations, guerres civiles 
ou etrangeres, etc. Ln constatation des cas cle force ma­
jcure faite par la loi cl'un des pnys dans lesquels la pr6-
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sente loi est en vigueur, aura ses e:ffets m~me dans les 
autres Etats. 

Art. 88. La loi de chaque pays determine les forma­
lites a remplir pour l'acte de prot~t. 

SECTION XIII. 

De la retraite. 

Art. 89. Le porteur d'une lettre de change non payee 
peut se rembourser de son montant au moyen d'une retraite 
tiree sur l'un des signataires du titre. 

Art. 90. Celui contre lequel la retraite est tiree n'est 
tenu de payer que contre remise de la lettre, du prot~t et 
d'un compte de retour acquitte. 

Le compte de retour doit comprendre: 

1 o Le montaut de la lettre de change, avec l'inter~t 
a partir du jour de l'echeance; 

20 Les frais de prot~t et autres frais legitimes, tels 
que commission de banque, courtage, timbres et 
ports de lettres; 

30 L'indication de la personne sur qui la retraite est 
faite; 

40 Le rechange. · 

Tout endosseur qui a paye la lettre de change peut 
biffer son endossement et ceux de ses successeurs. 

SECTION XIV. 

De l' action du creancier par lettre de change. 

Art. 91. Tous les signataires de la lettre de change, 
le tireur, l'accepteur et les endosseurs, ainsi que le donneur 
d'aval, sont solidairerneut obliges envers le porteur au 
payement de la lettre de change. 

Leur obligation s'etend a tout ce que le porteur peut 
reclamer par suite du defaut de payement. 

Art. 92. Le porteur d'une lettre de change protestee 
faute de payement peut intenter son recours contre toutes 
les personnes obligees par la lettre, ou contre quelques-
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unes, ou contre l'une d'entre elles seulement, sans perdre 
son action contre celles qu'il n'aurait pas actionnees.. Il 
peut agir contre chacun des obliges pour la totalite de la 
creance; il peut choisir ce1ui des obliges qu'il veut pour­
suivre en premier lieu et il n'est pas tenu de suivre l'ordre 
des endossements. 

Art. 9:3. Le debiteur par lettre de change ne peut 
opposer que les exceptions fondees soit sur le droit de 
change, soit sur ses rapports personnels avec le porteur 
qui le poursuit. 

En tout cas, le litige ne suspend pas l'action du 
porteur de la lettre de change, qui a le droit d'obtenir le 
depöt judiciaire de la valeur de la lettre et de tous les 
frais. 

Art. 94. Quand le tireur ou l'accepteur a cesse d'~tre 
oblige en vertu du droit de change, soit par prescription, 
soit par suite de l'omission des formalites exigees par la 
loi pour" la conservation de la creance, le porteur peut agir 
contre le tireur ou l'accepteur dans la mesure ou ils s'en­
richiraient a ses depens. 

La dite action n'est pas donnee contre les endosseurs 
qui ont cesse d'~tre tenus en vertu de la lettre de change. 

SECTION XV. 

Du lieu et du temps ou doivent se faü·e la presentation et 
les autres actes relatifs a la lettre de change. 

Art. 95. La presentation de la lettre de change, le 
prot~t, la demande d'un duplicata et tous autres actes a 
faire chez une personne determinee doivent se faire au 
bureau de cette personne, et, a defaut, a SOll domicile. Le 
bureau ou le domicile ne sont consideres comme inconnus 
que si les recherches faites par le notaire ou par l'officier 
de justice aupres de la poJice locale sont demeurees sans 
resultat; cette circonstance doit ~tre mentionnee dans l'acte 
de prot~t. 

Art. 96. La demande d'un duplicata, la presentation 
a l'acceptation et tous les aukes actes ne peuvent ~tre 

faits qu'aux jours ouvrables. 
Meyer, Weltwechselrecht. 11 
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Si le dernier jour du delai fixe pour l'accomplisse­
ment de ces actes se trouve 8tre un dimanche ou un jour ferie 
legal, l'acte doit 8tre fait le premier jour ouvrable qui suit. 

Art. 97. Les formes des actes a faire pour l'exercice 
ou la conservation des droits decoulant d'une lettre de 
change, doivent se determiner d' apres la legislation en 
vigueur dans le lieu ou les formalites doivent 8tre remplies. 

SECTION XVI. 

Des lettre.<~ de change perdues. 

Art. 98. Le proprietaire d'une lettre de change perdue 
peut demander, par-devant le tribunal du lieu ou la lettre 
est payable, l' annulation de la lettre, exiger le payement 
en fournissant caution, ou bien demander le depöt judiciaire 
du montant de la lettre de change. 

Les formes et voies d'action sont determinees par la 
loi du lieu du payement de la lettre de change. 

SECTION XVII. 

De la preiScription en matiere de lettres de change. 

Art. 99. L'action resultant de la lettre de change se 
prescrit contre l'accepteur par trois ans, et contre le tireur 
et les endosseurs par un an. 

Art. 100. La prescription doit courir contre le porteur 
a compter du jour du prot8t: et dans les cas ou le prot8t 
n'est pas necessaire a l'egard de l'accepteur (art. 84), a 
compter du jour de l'echeance. 

Le recours d'un endosseur contre le tireur et les autres 
endosseurs doit courir du jour ou il a paye, ou, en cas de 
poursuite judiciaire, du jour de la signification qui lui a 
ete faite de la citation en justice. 

Art. 101. La prescription n'est interrompue que par 
une citation en justice, et seulement a l'encontre de la 
partie citee. 

Neanmoins, il y a lieu d'assimiler a la citation la 
denonciation faite par le defendeur des poursuites intentees 
contre lui. 
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TITRE Ill. 

Des billets a ordre. 

Art. 102. Le billet a ordre doit contenir les enoncia­
tions suivantes: 

1° La denomination de: Billeta ordre (Eigener Wechsel 
Promissory note - biglietto alt ordine - vaglia cam­
biario), ou une expression equivalente dans la Iangue 
dans laquelle il est ecrit; 

20 La somme a payer; 
30 Le nom de la personne a qui ou a l'ordre de qui 

le souscripteur doit payer; 
40 L'epoque du payement; 
so La signature du souscripteur; 
60 Les lieu, jour, mois et an ou le billet est souscrit. 
A defaut d'indication de l'epoque, le billet doit etre 

considere comme payable a vue. 

Art. 103. Le billet a ordre doit, en outre, contenir 
l'enonciation du lieu du payement. 

Si le lieu du payement n'est pas specialerneut indique, 
le lieu ou le billet est souscrit est considere comme lieu 
du payement, et en meme temps comme domicile du sou­
scripteur. 

Art. 104. Les dispositions suivantes de la presente loi sur 
les lettres de change s'appliquent aussi aux billets a ordre: 

1 o Les articles 5, 6, 9, 10, 12 et 13 sur les conditions 
de la lettre de change; 

20 Les articles 14 et 37 sur l'obligation du tireur; 
30 Les articles 15 a 24 sur l'endossement; 
40 Les articles 25 a 28 sur l'aval; 
5° Les articles 30 et 31 sur la presentation des lettres 

de change a un delai de vue, avec la difference 
que cette presentation doit etre faite au sou­
scripteur; 

60 L'article 39 sur le recours en garantie, avec cette 
difference que ce recours aura lieu en cas de sol­
vabilite insuffisante du souscripteur; 

11 * 
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7° Les articles 40 a 46 sur les reproductions des Jettres 
de change; 

so Les articles 47 a 59 sur l'echeance, sur le payement 
et le droit de deposer le montant de Ja lettre echue, 
avec la difference que ce droit appartient ici au 
souscripteur; 

90 Les articles 66 a 70 sur le payement par inter­
vention; 

100 Les articles 71 a 84 sur le recours par defaut de 
payement; 

11 o Les articles 85 a 90 sur le prot~t et la retraite; 
120 Les articles 91 a 94 sur l'action du creancier par 

lettre de change; 
130 L'article 98 sur les Jettres de change perdues; 
140 Les articles 95 a 97 et 99 a 1 01 sur le lieu et le 

temps ou se doivent faire la presentation et les 
autres actes relatifs a la lettre de change, et sur 
la prescription. 

Art. 105. Si le billetaordre est payable ailleurs qu'au 
domicile du souscripteur, il doit ~tre presente pour le paye­
ment au domiciliataire, ou, si aucun domiciliataire n'est 
designe, au souscripteur lui-m~me au domicile indique par 
le billet; a defaut de payement, c'est la que le prot~t doit 
~tre fait; et a defaut de prot~t fait dans le delai legal chez 
le domiciliataire, le porteur est dechu de son aetion de 
change contre le souscripteur et les endosseurs. . 

Nonobstant la decheance de l'action de change, le 
souscripteur reste oblige envers le porteur du billet · pour 
la somme dont il tirerait autrement un profit indfi au preju­
dice du porteur m~me. 

Si le billet a ordre n'est pas payable ailleurs qu'au 
domicile du souscripteur, le porteur n'a pas besoh1, pour 
conserver ses droits contre le souscripteur, de presenter 
la lettre a l'echeance ni de faire drcsser le prot~t. 

Art. 106. L'action par droit de change contre le sou­
scripteur d'un billet a ordre se prescrit par trois ans a 
compter de l'echeance du billet ou a compter du jour du 
prot~t dans le cas Oll le protet est necessaire en vertu de 
l'article precedent. 
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Projet de reglement international d~s confl.its de 
lois en matiere de lettres de change et de billets 

a ordre. 

I. - La forme de la lettre de change et du billet a 
ordre est determinee par la loi du lieu de son emission. 

La forme des endossements, de l'acceptation et de 
l'aval est fixee par la loi de chac:un des pays ou ces actes 
sont faits. 

II. - Les effets ei la validite de la lettre de change 
et du billet a ordre, des endossements, de l'acceptation, de 
l'aval, se jugent d'apres les lois de chacun des pays ou ces 
differents actes sont faits, sans prejudice des regles rela­
tives a la capacite des signataires des titres. Toutefois, 
les effets des actes posterieurs a la creation du titre ne 
peuvent jamais etre plus etendus que ceux qui derivent de 
1' emission du titre lui-meme. 

III.- Le delai accorde pour la presentation des lettres 
de change et des billets a ordre a vue ou a un certain 
delai de vue, se determine d'apres la loi du pays dans 
lequel le titre a ete cree. 

IV. - Les obligations du porteur au point de vue de 
la presentation pour l'acceptation et pour le payement sont 
fixees par la loi du pays OU a ete emis la lettre de Change 
ou le billet a ordre. 

V. - La loi du lieu ou le payement doit se faire deter­
mine le mode de constatation du detaut d'acceptation ou 
de payement et les formes du protet, ainsi que les delais 
fixes pour le dresser. 

Les avis a donner aux garants pour la conservation 
des droits de recours dans les cas de defaut d'acceptation 
ou de payement, et les delais pour les notifier, sont regis 
par la loi du pays d'ou ces avis doivent etre envoyes. 

VI. - L'excuse tiree des cas fortuits ou de force ma­
jeure n'est admise que si elle est reconnue par la loi du 
lieu d'emission du titre. 

VII. - Les delais pour l'exercice du droit de recours 
contre les endosseurs ou les autres garants et contre le 
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tireur, ou pour l'action directe contre l'accepteur, sont 
fixes par la loi du pays ou a ete fait l'acte d'ou resulte 
l'action exercee. 

Toutefois, a l'egard des endosseurs et des autres 
garants, ces delais ne peuvent jamais depasser celui qui 
est etabli pour l'exercice de l'action en recours contre le 
tireur. 

VITI. - Le juge du lieu fixe pour le payement de la 
lettre de change est competent pour connattre de l'action 
collective du porteur contre tous les signataires. 

Les juges des lieux ou a ete emis le titre, ou ont ete 
faits les endossements, ou ont ete donnes l'acceptation ou 
l'aval, ne sont competents que pour connattre des actions 
exercees individuellement contre chacun des obliges. 

IX. - La faculte pour le porteur de pratiquer des 
saisies et les formes de ces voies d'execution sont reglees 
par la loi du pays dans lequel il y est procede. 

X. - Dans le cas ou plusieurs signataires du titre 
feraient faillite, le porteur pourrait participer aux distri­
butions dans toutes les masses et y figurer pour le montant 
nominal de son titre, y compris les inter~ts et frais, jusqu'a 
parfait payement. 



Anlage 3. 
Antwerpener Entwurf. 

PROJET DE LOI SUR LES LETTRES DE CHANGE 
ET AUTRES TITRES NEGOCIABLES. 

(Congres d' Anvers.) 

TITRE PREMIER 

De la lettre de change et du billet a ordre. 

SECTION Ire. 

DE LA CAP AClTE. 

Art. 1 er. - Est capable de s'obliger par lettre de 
change ou par billet a ordre quiconque est capable de 
s'obliger civilement ou commercialement. 

Art. 2. - L'etranger incapable de s'obliger par lettre 
de change ou par billet a ordre, en vertu de la loi de son 
pays, mais capable d'apres la loi du pays ou il appose sa 
signature sur la lettre de change ou sur le billet a ordre, 
ne peut invoquer son incapacite pour se soustraire a ses 
obligations. 

SECTION II. 

DES LETTRES DE CHANGE. 

§ 1 er, - De la nature de la lettre de change. 

Art. 3. - La lettre de change est un ordre pur et 
simple, qui doit contenir: 

1 o L'indication de la somme a payer; 
20 Le nom de cclui qui doit payer; 
3° L'indication qu'elle doit etre payee a un tiers, ou 

qu'elle est a o1·d1·e ou au portett1'i 
4° La signature de celui qui l'a creee. 
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Art. 4. - L'indication du nom de celui a qui la lettre 
de change doit etre payee peut etre laissee en blanc. 

La lettre de change creee a l'ordre du tireur n'est 
parfaite que par l'acceptation ou l'endossement. 

La denomination de "lettre de change" vaut clause 
a ord1·e, a moins que le Contraire ne soit indique. 

Art. 5. - L'ecrit dans lequel fait defaut une des con­
ditions prescrites par l~s articles precedents, ne produit 
pas d'effets en vertu du droit de change. 

Art. 6. - La lettre de change est datee; elle indique 
l'epoque et le lieu du payement. 

Si une lettre de change n'est pas datee, c'est au por­
teur, en cas de contestation, a etablir la date. Si eile 
n'indiqu~ pas l'epoque du payement, elle est payable a 
vue. Si eile n'enonce pas le lieu, eile est payable au 
domicile du tire. 

Si une lettre de change est tiree a plusieurs exem­
plaires, eile doit l'indiquer, a peine de dommages- interets 
contre le tireur. 

Art. 7. - Lorsque la somme a payer est ecrite en 
toutes lettres et en chiffres, il faut, en cas de difference, 
s'en tenir a la somme ecrite en toutes lettres. 

§ 2. - De la provi.~i011. 

Systeme f'ranco-belge. Systeme ge1·mano-italien. 

Art. 8. - La provision a)- Les rapports entre 
doit etre faite par le tireur le tireur et le tire s.e re­
ou, si la lettre est creee pour glent par le droit commun. 
le compte d'autrui, par le 
donneur d'ordre. 

Art. 9. - Il y a provision 
quand, it l'echeance de la 
lettre de change, le tire C'St, 

jusqu'a concurrence du mon­
taut de celle-ci, debiteur d'une 
valeur quelconque vis-a- vis 
du tireur ou du donneur 
d'ordre. 

b) - La lettre de change 
n'emporte ni cession, ni 
affectation privilegiee de 
ce que le tire peut devoir 
au tireur. 
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Systeme franco-belge. 
Art. 10. - Le porteur a, 

'vis-a-vis des creanciers du 
tireur, un droit exclusif a Ja 
provision, qui existe entre les 
mains du tire lors de l'exi­
gibilite de la traite. 

Art. 11. -- Si plusieurs 
lettres de change ont ete 
emises par le meme tireur 
sur la meme personne, et qu'il 
n existe entre les mains du 
tire qu'une provision · insuffi­
sante pour les acquitter toutes, 
elles sontpayees de la maniere 
suivante: 

Lestraites acceptees sont 
payees par preference a celles 
qui ne le sont point. 

En cas de concours entre 
plusieurs traites non accep­
tees, elles sont payees · au 
marc le franc. 

Systeme germano-italien. 
c) - L'acceptation par 

le tire le libere jusqu'a 
due concurrence envers le 
tireur. 

§ :~. - De l' acceptation. 

Art. 12. - Entre commergants et pour dettes com­
merciales, le creancier a . le droit, sauf convention con­
traire, de tirer sur son debiteur une lettre de change pour 
une somme qui n'excede pas le montant de la dette, et 
le tire est tenu d'accepter. 

Art. 13. - La presentation a l'acceptation n'est obli­
gatoire que pour les lettres de change payables a un cer­
tain temps de vue. 

Le porteur d'une lettre de change payable a un cer­
tain temps de vue doit, sous peine de perdre ses droits 
de recours, la presenter a l'acceptation dans le delai in­
dique par la lettre ou, a defaut d'indication, dans les quatre 
mois de sa date si la lettre est tin3e du meme continent, 
et dans les huit mois si eile est tiree d'un autre continent. 
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Art. 14. - L'acceptation doit ~tre ecrite sur la lettre 
de change. 

La simple signature apposee par le tire sur la lettr~ 
de change vaut acceptation. 

Art. 15. - L'acceptation doit ~tre donnee dans les 
vingt-quatre heures; eile ne peut Mre conditionneile; mais 
eile ne peut ~tre restreinte quant a la somme acceptee. 

Le tire peut, s'il ne s'est pas dessaisi du titre, biffer 
son acceptation aussi longtemps que le delai de vingt­
quatre heures qui lui est accorde ci-dessus n'est pas 
expire. 

Art. 16. - Quand la lettre de change est payable dans 
un lieu autre que le domicile du tire, celui-ci doit, a defaut 
d'indication de la lettre, indiquer le lieu Oll le payement 
doit ~tre fait. 

Art. 17. - Le refus d'acceptation est constate au 
domicile du tire par un acte que l'on nomme protet faute 
d' acceptation. 

Art. 18. - Sur la notification du protet faute d'accep­
tation, les endosseurs et le tireur sont respectivement 
tenus de donner une caution pour assurer le payement de 
la lettre de Change a son echeance, OU d'en effectuer le 
rembourserneut avec les frais de prot~t et autres frais 
legitimes. 

11 en est de meme du donneur d'aval. 
Cette caution est solidaire, mais ne garantit que les 

engagements de celui qui l'a fournie. 

§ 4. - De l' endossement. 

Art. 19. - La simple signature du porteur, mise au 
dos de la lettre de change, de la copie ou de l'allonge de 
la lettre, vaut endossement. 

Art. 20. - L'endossement transmet la propriete de la 
lettre de change, avec toutes les garanties reelles et per­
sonnelles qui y sont attachees. 

Art. 21. - Si 1' endossement est posterieur a 1' echeance, 
le tire pourra opposer au cessionnaire les exceptions qui 
lui competaient contre le proprietaire de la lettre au 
moment oll eile est echue. 
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Art. 22. - Si la lettre a ete endossee au profit du 
tireur, d'un endosseur anterieur ou meme de l'accepteur 
et si elle a ete de nouveau endossee par eux avant 
l'echeance, tous les endosseurs restent neanmoins tenus 
vis-a-vis du porteur. 

Art. 23. - L'endossement est date; s'il n'est pas date, 
c'est au porteur, en cas de contestation, a etablir la date. 

Art. 24. - Les mentions restrictives qu'un endosseur 
ajoute a l'endossement lient tous les endosseurs ulterieurs. 

§ 5. - De l' aval. 

Art. 25. - Le payement d'une lettre de change, in­
dependamment de l'acceptation et de l'endossement, peut 
etre garanti par aval. 

Le donneur d'aval est tenu solidairement; sauf con­
vention contraire, il assume toutes les obligations de la 
personne pour laquelle il s'engage. 

Art. 26. - L'aval est ecrit sur la lettre de change 
ou donne par acte separe. 

Art. 27. - La simple signature apposee par un tiers 
sur le recto de la lettre de change vaut aval. 

§ 6. - De l' echeance et du payement. 

Art. 28. - Le porteur d'une lettre de change doit la 
presenter au payement le jour de l'echeance. Si ce jour 
est un jour ferie legal, la presentation doit etre faite le 
jour non ferie qui precMe. 

Quand la lettre est payable a vue, elle doit, a defaut 
d'indication speciale, etre presentee au tire dans les six 
mois de sa date. 

Si la lettre de change contient l'indication d'un be­
soin, elle ne doit lui etre presentee que s'il est domicilie 
au meme lieu que le tire. 

Art. 29. - La lettre de Change doit etre payee dans 
la monnaie qu'elle indique. 

S'il s'agit d'une monnaie etrangere, le payement peut 
etre fait en monnaie nationale au cours moyen du change 
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a vue de la veille de l'echeance, cote sur la place la plus 
rapprochee du payement, a moins, cependant, que le tireur 
n'ait prescrit formellerneut le payement en monnaie 
etrangere. 

Art. 30. - Le porteur de la lettre de change ne peut 
pas refuser un payement partiel, lors m~me que l'accep­
tation a eu lieu pour le tout. 

Art. 31. - Le porteur d'une lettre de change ne peut 
~tre cantraint d'en recevoir le payement avant l'echeance. 

Celui qui paie une lettre de change avant son 
echeance est responsable de la validite du payement. 

Art. 32. - Celui qui paie une lettre de change a son 
echeance et sans opposition est presume valablement 
libere. 

n n'est admis d'opposition au payement qu'en cas de 
perte de la lettre de change, de la faillite du porteur ou 
de son incapacite de recevoir. 

Art. 32a. - Le debiteur payant tout le montaut de 
la lettre de change a le droit d'exiger que le porteur lui 
remette la lettre acquittee. 

Si le debiteur fait un payement partiel, il peut seule­
ment exige:r: que ce payement soit mentionne sur la lettre 
de change et qu'on lui en donne quittance sur une copie 
de la lettre. 

Art. 33. - Si une lettre de change a ete tiree a plu­
sieurs exemplaires, le tire ne se libere eiivers le porteur 
qu'en payant sur la traite qu'il a acceptee. 

S'il n'y a pas eu d'acceptation, le tire opere sa libe­
ration en payant sur le premier exemplaire qui lui est 
regulierement presente. 

Art. 34. - Les juges ne peuvent accorder un delai 
pour le payement d'une lettre de change. 

§ 7. - Du protet. 

Art. ~~5. - Le refus total ou partiel de payement doit 
~tre constate par le porteur soit dans un acte nomme 
prot~t faute de payement, soit dans une' autre forme, ad­
mise par la loi du pays ou la lettre de change est payable. 
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Art. 36. - Sauf disposition contraire dans la loi du 
pays ou la lettre de change est payable, le prot~t doit 
~tre fait le lendemain ou le surlendemain de l'echeance. 

Les jours feries legaux ne sont pas comptes dans 
ce delai. 

Art. 37. - La clause sans protet ou sans frais a pour 
effet, a l'egard de celui qui l'a apposee et des endosseurs 
ulterieurs, de dispenser le porteur de l'obligation de faire 
protester la lettre; elle ne prive pas le porteur du droit 
de faire dresser le proWt et d'exiger le rembourserneut 
des frais. 

§ 8. - De l' intervention. 

No. 1. DE L'ACCEPTATlON PAR INTERVENTION. 

Art. 38. - Lors du prot~t taute d'acceptation, la lettre 
de change peut ~tre acceptee par un tiers intervenant 
pour l'un des signataires. 

L'acceptation par intervention se fait dans .la m~me 
forme que l'acceptation du tire; eile est, en öutre, men­
tionnee dans l'acte de prot~t ou a la suite de cet acte. 

Art. 39. - L'intervenant est tenu de notifier sans 
delai son intervention a celui pour qui il est intervenu. 

Art. 40. - Le porteur de la lettre de change con­
serve tous ses droits contre le tireur et les endosseur::;, a 
raison du defaut d'acceptation par celui sur qui la lettre 
etait tiree, nonobstant toutes acceptations par intervention. 

No. 2.- DU PAYEMENT PAR INTERVENTION. 

Art. 41. - Une lettre de change protestee peut ~tre 
payee par tout tiers intervenant pour l'un de~ t>ignataires. 

L'intervention et le payement sont constates dans 
l'acte de prot~t ou a la suite de l'acte. 

Art. 42. - Si le porteur refuse de recevoir le paye­
ment offert par un intervenant, il est dechu de tout re­
cours contre les personnes qui eussent ete liberees par le 
payement. 



174 -

Art. 43. - Celui qui paie une lettre de change par 
intervention est subroge aux droits du porteur contre la 
personne pour laquelle il est intervenu, les garants de 
cette personne et le tire; il est tenu des obligations qui 
incombent au porteur quant aux formalites a remplir. 

Art. 44. - Si le payement par intervention est fait 
pour le compte du tireur, tous les endosseurs sont liberes. 

S'il est fait pour un endosseur, tous les endosseurs 
ulterieurs sont liberes. 

S'il y a concurrence pour le payement d'une lettre 
de change par intervention, celui qui opere le plus de 
Iiberations est prefere. 

Si le tire qui n' a pas accepte consent a payer la lettre 
pour quelqu'un des interesses, il est prefere a tous ceux 
qui offreut d'intervenir pour la meme personne. 

§ 9. - Des obligations et actions. 

Art. 45. - Tous les signataires de la lettre de change 
sont tenus a la garantie solidaire envers le porteur. 

Cette garantie s'etend au montaut de la lettre, aux 
interets, aux frais de protot et autres frais legitimes. Les 
interets courent i1 partir du premier jour utile pour le 
protet. 

Art. 46. - Toute signature mise sur une lettre de 
change vaut pour l'engagement qu'elle implique, sans egard 
a la nullite de tout autre engagement ou a la faussete de 
toute autre signature. 

Le tire qui a paye ou accepte une lettre de change 
fausse peut exiger du porteur et de chaque endosseur 
l'indication de son cedant et la preuve de la verite de sa 
signature. 

Le porteur qui decouvre la faussete de la lettre a le 
meme droit. 

Art. 47. - Le porteur d'une lettre de change pro­
testee peut exercer son action en garantie contre tous les 
signataires de la lettre ou contre chacun d'eux. 

Le meme droit existe pour chacun des endosseurs, 
contre les endosseurs anterieurs et contre le tireur. 
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Art. 48. - Les delais dans lesquels doit etre exerce 
le recours en garantie, ainsi que les formalites a observer 
dans l'exercice de ce recours, sont determines par la loi 
du pays ou l'action est intentee. 

Art. 49. - Sauf le cas de force majeure, apres l'expi­
ration des delais prescrits: 

Pour la presentation de la lettre de change a vue ou 
a un certain temps de vue; 

Pour le protet faute de payement; 
Pour l'exercice de l'action en garantie; 
Le porteur de la lettre de change est dechu de tous 

ses droits contre les endosseurs. 
Les endosseurs sont egalerneut dechus, apres les 

memes delais, de toute action en garantie contre leurs 

cedants, chacun en ce qui le concerne. 

Art. 50. - La meme decheance a lieu contre le por­
teur et les endosseurs a l'egard du tireur lui-meme; ils ne 
conserveront l'action de change que contre l'accepteur. 

Toutefois, le tireur reste oblige pour autant qu'il se 
trouverait indüment enrichi au detriment du porteur et 
des endosseurs. 

Art. 50a.- Independamment des formalites prescrites 
pour l'exercice de l'action en garantie, le porteur d'une 
lettre de change protestee faute de payement peut, en 
obtenant la permission du president du tribunal de com­
merce, saisir conservatoirement les effets mobiliers des 
tireurs, accepteurs et endosseurs. 

§ 1 0. - De la perte des lettres de change. 

Art. 51. - Le propri<~taire d'une lettre de change 
perdue peut en exiger le payement en vertu d'une decision 

du tribunal du lieu ot't la lettre est payable, en fournissant 
caution, ou bien demander le depöt judiciaire de la somme 
due par le tire. 

Le tribunal appreciera la solvabilite de la caution. 
L'engagement de la caution est eteint par trois ans 

si, pendant ce temps, il n'y a eu ni demandes ni pour­
suites judiciaires. 
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Art. 52. - En cas de refus de payement, le proprie­
taire de la lettre de change perdue conserve tous ses droits 
par un acte de protestation. 

Cet acte doit etre fait, au plus tard, le surlendemaili 
de l'echeance de la lettre de change perdue. 

Il doit etre notifie aux tireur et endosseurs dans les 
formes et delais prescrits pour la notification du protet. 

Pour etre valable, il ne doit pas etre necessairement 
precede d'une decision judiciaire ou d'une dation de 
caution. 

Art. 53. - Le proprietaire de la lettre de change 
egaree doit, pour s'en proeurer un nouvel exemplaire, 
s'adresser a SOU endosseur immediat, qui est tenu de lui 
preter son nom et ses soins pour agir envers son propre 
endosseur; et ainsi, en remontant d'endosseur en endosseur, 
jusqu'au tireur de la lettre. 

Apres que le tireur aura delivre le nouvel exemplaire, 
chaque endosseur sera tenu d'y retablir son endossement. 

Le tire qui a deja donne son acceptation n'est pas 
tenu de la retablir, et le payement ne pourra etre exige 
de lui que conformement a l'art. 51. 

. Le proprietaire de la lettre de change egaree suppor­
tera les frais. 

§ 11. - De la p1'escription. 

Art. 54. - Toutes actions relatives aux lettres de 
change se prescrivent par cinq ans, a compter du dernier 
jour utile pour le protet ou du jour de la deruiere pour­
suite judiciaire, s'il n'y a eu condamnation ou si la dette 
u'a ete reconnue par acte separe.' 

N eanmoins, les debiteurs pretendus seront tenus, s'ils 
en sont requis, d'affirmer sous serment qu'ils ne sont plus 
redevables, et leurs veuves, heritiers ou ayallts eause, 
qu'ils estiment de bonne foi qu'il n'cst plus rien du. 

La prescription, en ce qui concerne les lettres a vue 
ou a un certain delai de vue dont l'echeance n'a pas ete 
fixee par la presentation, commence a partir de l'expira­
tion du delai fixe par l'article 1 :i pour Ia presentation 
an tir6. 
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SECTION IJI. 

DU BILLET A ORDRE ET DU BlLLET AU PORTECR. 

Art. 55. - Ces billets doivent contenir: 

1 o L'indication de la somme i1 payer; 
20 Le nom de celui it qui le payement doit etre fait; 
30 La mention que le billet est t't onlre ou azt porteu1·; 
40 La signature de celui qui s'oblige. 

Art. 56. - Toutes les dispositions concernant la lettre 
de change, qui ne sont pas exclues par la nature du billet 
ä ordre ou du billet au porteur, y sont applicables. 

TITRE II. 

Des cheques et autres titres negociables. 

Art. 57. - Les lettres de change et billets ü. ordre 
payables a VUe et qui, SOUS la denomination de Cheques, 
mandats de payemcnt, bons, accreditifs, etc., sont crees 
pour regler les payements, doivent etre presentes au paye­
ment dans les cinq jours de lcur d~te, quand Ia disposition 
est faite de la place oü elle est payable. Si Ja disposition 
est faite d'un autre lieu, le delai de presentation est de 
huit jours, uvec augmentation d'un jour par distance de 
cinq cents kilometres; ce delai est double quand le trajet 
doit s'effectuer en tout ou en partie par voie de mer. 

Pour le surplus, les cheques, mandats de payement, 
bons, accreditifs, etc., sont soumis aux dispositions du 
titre I er. 

Meyer, Wcltwechselrecbt. 12 



Anlage 4. 
Brüsseler Entwurf. 

PROJET DE LOI SUR LES LETTRES DE CHANGE 
ET AUTRES TITRES NEGOCIABLES. 

(Congres de Bruxelles.) 

TITRE PREMIER. 

Dispositions communes aux titres negociables. 

Art. 1er. - Quiconque est capable de s'obliger civile­
ment ou commercialement, est capable de s'obliger par 
lettre de change ou par billet a ordre. 

Art. 2. - L'etranger incapable de s'obliger par lettre 
de change ou par billet a ordre, en vertu de la loi de son 
pays, mais capable d'apres la loi du pays oil il appose 
sa signature sur la lettre de change ou sur le billet a 
ordre, ne peut invoquer son incapacite pour se soustraire 
a ses obligations. 

Art. 3. - Les Obligations resultant des lettres de 
change et des billets a ordre sont independantes et per­
sonnelles. Toute signature vaut pour l'engagement qu'elle 
implique, sans egard a la nullite de tout autre engage­
ment ou a la faussete de toute autre signature. 

TITRE II. 

Des lettres de change. 

§ 1 er. - De la nature de la lett1·e de change. 

Art. 4. - La lettre de change est un ordre pur et 
simple de payer, qui doit contenir: 
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1° L'indication de la somme a payer; 
2° Le nom de celui qui doit payer; 
3° L'indication qu'elle doit etre payee a un tiers, ou 

qu'elle est a ordre ou au porteur; 
40 La signature de celui qui l'a creee. 
La denomination de "lettre de change" vaut clause 

a ordre, a moins que le eontraire ne soit indique. 

Art. 5. - L'ecrit dans lequel fait defaut une des con­
ditions prescrites par l'article precedent ne produit pas 
d'effets en vertu du droit de change. 

Art. 6. - Le proprietaire d'une lettre creee au por­
teur a toujours le droit d'y inscrire la clause a ordre; en 
vertu de cette clause la lettre ne pourra plus etre trans­
mise que par un endossement. 

Art. 7. - La lettre de change est datee; elle indique 
l'epoque et le lieu du payement. 

Si une lettre de change n'est pas datee, le porteur 
est presume avoir re<;-u mandat d'y inscrire la date. Hi 
eile n'indique pas l'epoque du payement, elle est payable 
a vue. Si elle n'enonce pas le lieu, eile est payable au 
domicile du tire. 

Si une lettre de change est tiree it plusieurs exem­
plaires, eile doit l'.indiquer, lt peine de dommages-interets 
contre le tireur. 

Art. 8. - Lorsque la somme i:t payer est ecrite en 
toutes lettres et en chiffres, il faut, en cas de difference, 
s' en tenir a la somme ecrite en toutes lettres. 

§ 2. - De l' acceptation. 

Art. 9. - Le porteur d'une lettre de change a le 
droit d'en demander a tout moment l'acceptation; toute 
clause contraire serait reputee non ecrite. 

Art. 10. - La presentation a l'aceeptation ou au vü;a 

n'est obligatoire que pour les lettres de change payables 
a un certain temps de vue. 

Le porteur d'une lettre de change payable it un cer­
tain temps de vue doit, sous peine de perdre ses droits 
de recours, la presenter it l'acceptation ou au ·dsa daus 

12* 
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le delai indique par la lettre ou, a defaut d'indication, 
dans les quatre mois de sa date si la lettre est tiree du 
meme continent, et dans les huit mois si eile est tiree 
d'un autre continent. 

Art. 11. - L'obligation de presenter la lettre a 
l'acceptation ou au visa n'astreint Je porteur a la pre­
senter a Ja personne indiquee au besoin que dans le cas 
ou celle-ci est domiciliee au meme lieu que le tire 

Art. 12. - L'acceptation doit etre ecrite sur la lettre 
de change. La simple signature apposee par le tire au 
recto de la Jettre de change vaut acceptation. 

L'acceptation donnee par acte separe ne produit pas 
d'effets en vertu du droit de change. 

Art. 13. - L'acceptation peut etre exigee dans les 
vingt-quatre heures; elle ne peut etre conditionnelle; mais 
elle peut etre restreinte quant a la somme acceptee. 

Le tire peut biffer son acceptation aussi longtemps 
qu'il n'est pas dessaisi du titre, a moins qu'il ne le de­
tienne que comme mandataire ou depositaire. 

Art. 14. - Quand la lettre est payable a un certain 
delai de vue, l'acceptation ou le visa doit etre date par 
celui qui Je donne; a defaut de quoi le porteur est pre­
sume avoir re<;u mandat de remplir la date. 

Art. 15. - Quand la lettre de change est payabJe 
dans un lieu autre que le domicile du tire, celui-ci doit, a 
defaut d'indication de la lettre, indiquer le domicile ot't le 
payement doit etre fait. 

Art. 16. - Le refus d'acceptation est constate au 
domicile du tire par un acte que l'on nomme p1·otet faute 
d' acceptation. 

Art. 17. - Sur la notification du protet faute d'accep­
tation, les endosseurs et le tireur sont respectivement 
tenus d'effectuer, sous deduction de l'escompte, le rem­
boursement de .la lettre avec les frais de protet et autres 
frais legitimes. 

Art. 18. - Le droit de recours etabli par l'article 
precedent, en faveur du porteur, appartient aussi a tout 
endosseur muni de la lettre de change protestee. 
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§ 3. - De l' endossement. 

Art. 19. - L'endossement transmet la propriete de 
la lettre de change. 

Art. 20. - La simple signature du porteur mise au 
dos de la lettre de change, de la copie ou de l' allonge de 
la lettre, vaut endossement. 

Art. 21. - L'endossement est date; s'il n'est pas date, 
le porteur est presume avoir regu mandat d'y inscrire 
la date. 

Art. 22. - Les mentions restrictives qu'un endosseur 
ajoute a l'endossement sont opposables ou profitent a 
tous les proprietaires ulterieurs de la lettre de change, 
sauf ce qui est dit dans l' art. 43, relativerneut a la clause 
sans frais. 

Art. 23. - Si la lettre a ete endossee au proflt du 
tireur, d'un endosseur anterieur, ou meme de l'accepteur et 
si eile a ete de nouveau endossee par eux avant l'echeance, 
tous les endosseurs restent neanmoins tenus vis-a-vis du 
porteur. 

§ 4. - De l' aval. 

Art. 24. - Le payement d'une lettre de change peut 
ötre garanti par aval. 

Le donneur d'aval est tenu solidairement. Il garantit 
les Obligations de l'accepteur et, a defaut d'acceptation, 
celles du tireur, a moins qu'il n'ait restreint son engage­
ment en ne garantissant que les obligations de l'un ou 
l'autre des endosseurs. 

Art. 25. - L'aval doit etre ecrit sur la lettre de 
change. 

L'aval donne par acte separe ne produit pas d'effets 
en vertu du droit de change. 

Art. 26. - La simple signature apposee par un tiers 
sur le recto de la lettre de change vaut aval. 

§ 5. - De l' echeance et du payement. 

Art. 27. - Le porteur d'une lettre de change doit Ja 
presenter au payement le jour de l'echeance. Si ce jovr 
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est un jour ferie legal, la prcsentation doit etre faite le 
jour non ferie qui precMe. 

Quand la lettre est payable a vue, eile doit, a defaut 
d'indication speciale, etre presentee au tire dans les 
quatre mois de sa date, si eile est tiree du meme conti­
nent, et dans les huit mois, si eile est tiree d'un autre 
continent. 

Si la lettre de change contient l'indication d'un besoil1, 
eile ne doit lui etre presentee que s'il cst domicilie au lieu 
oil la lettre est payable. 

Art. 28. - Si une lettre porte qu' eile est payable a 
un certain dclai de date ct que cette da.te a etc omise, 
ou si l'acceptation d'une lettre de changc tiree a un cer­
tain delai de vue n'est pas datee, chaque porteur est pre­
sume avoir rec;u mandat d'y inscrire la date reelle de 
creation ou d'acceptation. 

Art. 29. - La lettre de change doit 0tre payee dans 
la monnaie qu'elle indique. 

S'il s'agit d'une monnaie etrangere, le payement peut 
etre fait en monnaie nationale au cours moyen du change 
it vue de la veille de l'echeance ou du payement, cote sur 
la place la plus rapprochee du payement, it moins, cepen­
dant, que le tireur n'ait prescrit formellerneut le payement 
en monnaie etrangerc. 

Art. 30. - Le porteur de la lettre de change ne peut 
pas refuser un payement partiel, lors meme que l'accep­
tation a eu lieu pour le tout. 

Art. 31. - Le porteur d'une lettre de change ne 
peut etre contraint d'en recevoir le payement avant 
l'echeance. 

Cclui qui paie une lettre de change twant son 
ccheance est responsable de la validite du pa~Tement. 

Art. 32. - Celni qui paie une lettre de change it 
son echeance et sans opposition est presume valablement 
libere. 

Il n'est ndmis d'opposition ::tu payement qu'en cas de 
perte de Ia lettre de change, dc fnillite du porteur ou de 
son incapacite cle recevoir. 
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Art. 33. - Si le payement d'une lettre de change 
n'est pas demande a l'echeance, l'accepteur peut, apres 
l'expiration du delai pour le prot~t faute de payement, 
deposer la somme, aux risques et frais du porteur, dans 
la caisse publique chargee dans chaque pays de recevoir 
les depöts et consignations, saus qu'une sommation au 
porteur soit necessaire. 

Art. 34. - Le clebiteur payant tout le montaut de la 
lettre cle change a le clroit d'exiger que le porteur lui re­
matte la lettre acquittee. 

Si le debiteur fait un payement partiel, il peut seule­
ment exiger que ce payement soit mentionne sur la lettre 
cle change et qu'on lui en donne quittance sur une copie 
de la lettre. 

Art. 35. - Si une lettre de change a ete tiree a 
plusieurs exemplaires, le tire ne se libere envers le por­
teur qu'en payant sur la traite qu'il a acceptee. 

S'il n'y a pas eu cl'acceptation, le tire opere sa UM­
ration en payant sur le premier exemplaire qui lui est 
regulierement presente. 

Art. 36. - Les juges ne peuvent accorder de clelai 
pour le payement cl'une lettre de change. 

§ 6. - Du protet. 

Art. 37. - (Il y a lieu pour chaque pays de dete1·mine1• 
ici dans la loi le mode d' apres lequel le refus total ou partiel 
de payement doit et1·e constate par le porteur.) 

Art. 38. - Sauf disposition contraire dans la loi du 
pays oit la lettre de change est payable, le proWt doit 
etre fait au plus tard le second jour ouvrable apres 
I'echeance. 

Les jours feries legaux ne sont pas comptes dans 
ce delai. 

Art. 39. - La clause sans protet ou san.r; frais a pour 
effet de dispenser le porteur de l'obligation de faire pro­
tester In lettre; eile ne prive pas le porteur du droit cle 
faire clresser le protot et cl'exiger le rembourserneut 
des frais. 
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Art. 40. - La clause sans protet ou sans fmis ne 
peut ~tr.e inscrite dans la lettre de change que par le 
tireur; si elle n'est pas mentionnee dans le corps m~me 
de la lettre de change, elle doit ~tre au moins _paraphee. 

§ 7. - Des copies de lettres de change . 

.Art. 41. - La copie d'une lettre de change doit etre 
conforme a !'original et reproduire les endossements et les 
enonciations qu'il contient, avec la mention que c'est 
une copie. 

Art. 42. - Tout endossement original fait sur une 
copie oblige l'endosseur comme s'il etait fait sur la lettre 
de change m~me. 

Art. 43. - Le detenteur de la lettre de change est 
tenu de la remettre au porteur de la copie, d(~s que celui­
ci justifie de son clroit it recevoir l'exemplaire original. 
Lorsque le detenteur s'y refuse, le porteur de la eopie 
est oblige cle faire constater ce refus par un acte cle 
prot~t, a peine cle perdre ses clroits cle recours contre les 
endosseurs qui ont donne leur signature sur la copie. 

Le prot~t doit eonstater: 10 Que !'original cle la lettre 
n'a pas ete remis par celui qui en est cletenteur; 

20 Que l'acceptation ou le payement n'a pas ete obtenu 
sur la procluction de la copie. 

§ 8. - De l'intervention. 

I.- DE L'ACCEPTATION PAR INTERVENTION. 

Art. 44. - Lors du protet faute d'aceeptation la 
lettre de change peut ~tre acceptee, en tout ou en partie, 
par un tiers intervenant pour l'un des signataires. 

L'acceptation par intervention se fait dans la meme 
forme que l'aceeptation du tire; elle est, en outre, men­
tionnee dans l'acte de protet ou a la suite cle cet acte. 

Art. 45. - Lorsque la personne indiquee comme be:win 
consent a accepter la lettre pour l'un des interesses, eile 
doit etre preferee a tous ceux qui offrent d'intervenir pour 
Ja meme personne. 
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Art. 46. - L'orsque l'intervenant a omis, dans son 
acceptation, d'indiquer pour le compte de qui il intervient, 
il est repute ~tre intervenu pour le tireur. 

Art. 47. - L'intervenant est tenu de notifier sans 
delai son intervention a celui pour qui il est intervenu. 

Art. 48. - Le porteur de la lettre de change qui a 
acquiesce a son acceptation par intervention est dechu du 
recours base sur le defaut d'acceptation. 

II. -DU PAYEMENT PAR INTERVENTION. 

Art. 49. - Une lettre de change protestee peut etre 
payee par tout tiers i:ratervenant pour l'un des signataires. 

L'intervention et le payement sont constates dans 
l'acte de protet ou a la suite de cet acte. 

Art. 50. - Si le porteur refuse de recevoir le paye­
ment offert par un intervenant, il est dechu de tout recours 
contre les personnes qui eussent ete liberees par le 
payement. 

Art. 51. - Celui qui paie une lettre de change par 
intervention est subroge aux droits du porteur contre la 
personne pour laquelle il est intervenu, les garants de 
\3ette personne et le tire; il est tenu des obligations qui 
incombent au porteur quant aux formalites it remplir. 

Art. 52. - Si le payement par intervention est fait 
pour le compte du tireur, tous les endosseurs sont liberes. 

S'il est fait pour un endosseur, tous les endosseurs 
ulterieurs sont liberes. 

S'il y a concurrence pour le payement d'une lettre 
de change par intervention, celui qui opere le plus de 
Iiberations est prefere. 

Si le besoin consent a payer la lettre de change, il 
doit ctre prCfere a tout tiers dont l'intervention n'opererait 
pas plus de Iiberations que la sienne. 

§ 9. - DeH obligations et actions. 

Art. 5~. - Tous les signataires de la lettre de change 
sont obliges solidairerneut envers le porteur. 
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Leur engagement s'etend au montaut de la lettre, 
aux interets, aux frais de protet et autres frais legitimes. 
Les interets courent a partir de l'echeance. 

Les rechanges peuvent etre cumules. 

Art. 54. - Le tire qui a paye ou accepte une lettre 
dc change fausse peut exiger du porteur et dc chaque en­
dosseur l'indication de SOll cedant et la preuve de la Ve­
rite de sa signature. 

Le porteur qui decouvre la faussete de la lettre a le 
meme droit. 

Art. 55. - Le porteur d'une lettre de change pro­
testee peut exercer l'action recursoire contre tous les 
signataires de la lettre ou contre chacun d'eux. 

Le mcme droit existe pour chacun des endosseurs 
contre les endosseurs anterieurs et contre le tireur. 

Art. 56. - Les delais dans lesquels doit ctre exercee 
l'action recursoire, ainsi que les formalites it observer 
dans l'exercice de cette action, sont dötermincs par la loi 
du pays ot't elle est intentee. 

Art. 57. - Suuf le cas de force majeure, apres l'expi­
mti Oll des d elais prescrits: 

Pour la presentation de la lettre de change it vue ou 
lt un certain temps de vue; 

Pour le protet faute de payement; 
Po ur 1' exercice de l' action recursoire; 

Le porteur de la lettre de change est dechu de tous 
ses droits contre les endosseurs. 

Les endosseurs sont egalement clechus, apres les 
mcmes delais, cle leurs recours contre leurs cedants, 
chacun en ce qui le concerne. 

Art. 58. - La meme cleeheance a lieu contre le 
porteur et les enclosseurs it l'egarcl du tireur lui-mcme; 
ils ne conserveront l'action rccursoire que contre 
l'accepteur. 

Toutefois, le tireur restc oblige pour autunt qu'il se 
trouverait indüment enrichi au detriment du porteur et des 
endosseurs. 
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§ 10. - De la perte de.<J lett1•es de change. 

Art. 59. - cn y a lieu pot6r chaque pays d'in.'IC1'ire ici 
dans la loi les devoi1•s a remplir par le porteur pour obtenir 
payement de la lettre de change perdue.) 

Art. 60. - Le proprietaire de la lettre de change 
egaree doit, pour s'en proeurer un nouvel exemplaire, 
s'adresser a SOll endosseur immediat, qui est tenu de lui 
preter son nom et ses soins pour agir envers son propre 
endosseur; et ainsi, en remontant d'endosseur en endosseur, 
jusqu' au tireur de la lettre. 

Apres que le tireur aura delivre le nouvel exem­
plaire, chaque endosseur sem tenu d'y retablir son en­
dossement. 

Le tire qui a dcjlt donne son acceptation n'est pas 
tenu de la retablir. 

Le proprietaire de la lettre de change egaree suppor­
tera les frais. 

Art. 61. - Le proprietaire d'une lettre de change 
perdue peut en demander l'annulation au tribunal du lieu 
du payement. 

Le tribunal ordonnera des publications dans le but 
d'avertir le detenteur de la lettre de change qu'il doit 
faire valoir ses droits dans un delai determine, lt peine de 
voir son titre declare nul et sans effet. 

(Il y a liet6 pour chaque pays d'inscrire ici dans la loi 
la {o1·me de la publicite et la p1•ocedure ä stdm·e dans l' action 
en annulation.) 

s 11. - J)e la p1•esc1•ipf'ion. 

Art. 62. - Toutcs actions relatives aux Jettres de 
change se prescrivent par cinq ans, it compter du dernier 
jour utile pour le protet ou du jour de la derniere pour­
suite judiciaire, s'il n'y a eu condamnation ou si la dette 
n'a ete reconnue par acte separe. 

La prescription, en ce qui concernc les Jettres de 
change it vne dont l'echeanee n'a pas ete fixee par 
la presentation, commence. it partir de l'expiration du delai 
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fixe par l'art. 10 pour la presentation au tire. Pour les 
lettres a un certain temps de vue, la prescription com­
mence apres l'expiration du m~me delai augmente du delai 
de vue. 

Art. 63. "'- La prescription de l'action recursoire d'un 
endosseur contre les endosseurs precedents et le tireur 
court a partir du jour oit l'endosseur a paye ou, en cas 
de poursuite judiciaire, du jour ou la citation en justice 
lui a ete signifiee. 

Art. 64. - En matiere de lettres de change, la 
prescription court contre les mineurs et tous autres inca­
pables. 

TITRE III. 

Des billets a ordre et au porteur. 

Art. 65. - Les billets a ordre ou au porteur sont des 
obligations de payer qui contiennent: 

10 L'indication de la somme a payer; 
20 La mention que le billet est i't ordre ou au pm·tem·; 
30 La signature de celui qui s'oblige. 

Art. 66. - Toutes les dispositions concernant la lettre 
de change sont applicables au billet a ordre et au billet 
au porteur, a l'exception de celles qui sont exclues par la 
nature de ces billets. 

TITRE IV. 

Des cheques et autres titres negociables. 

Art. 67. - Les dispositions de la presente loi concer­
nant la lettre de change payable i:t vue s'appliquent aux 
effets qui, sous la denomination de cheques, bons, accre­
ditifs ou toute autre, sont crees pour operer le retrait de 
fonds disponibles, sauf les modifications suivantes: 

10 Le porteur d'un de ces effets doit le presenter au 
payement dnns les cinq jours de Ra date, quand il est tire 
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de la place oü il cst payable; lorsque l'effet est tlre dun 
autre lieu, le delai de presentation sera regle par la legis­
lation particuliere de chaque pays; 

zo L'effet qui porte en travers et au recto deux 
lignes paralleles n'est payable qu'a une maison de banque; 
si un nom est inscrit entre les deux lignes, il doit etre 
paye a la maison indiquee. 

Tout payement fait par le tire contrairement a ces 
indications est effectue a ses risques et perils. 

Art. 68. - L'article precedent ne concerne pas les 
billets et effets it vue: 

1° Qui porteraient la mention de "lettre de change 44 ; 

2,0 Qui, d'apres les lois ou usages du pays dans lequel 
ils sont crees, ont necessairement le caractere de lettres 
de change. 
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